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Herrn Prof. Dr. Zürcher^ der mir die Anregung zur Be- 
arbeitung vorliegender Materie gab, spreche iqh auch an dieser 
Stelle für die mannigfache Unterstützung während des Zu- 
standekommens der Arbeit meinen verbindlichsten Dank aus. 

Der Verfasser. 
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Einleitung. 



Je nach der Art des Verbrechens und des Verbrechers hat 
die Strafe verschiedenen Zwecken gerecht zu werden; hervor- 
zuheben sind Sicherung, Abschreckung und Besserung. In der 
Praxis heben sich diese Zwecke häufig gegenseitig auf oder 
schliessen sich aus, so kreuzen sich z. B. nicht selten Ab- 
schreckungs- und Besserungszweck ; das richtigste wird deshalb 
sein, im Strafvollzuge stets denjenigen Zweck in den Vorder- 
grund treten zu lassen, von welchem die beabsichtigte Wirkung 
am ehesten zu erwarten ist, mit andern Worten: Das Straf- 
mittel hat sich dem Charakter des zu Bestrafenden anzupassen. 

Ganz allgemein sind die Kategorien von Verbrechern zu 
unterscheiden : Unverbesserliche Gewohnheitsverbrecher, besse- 
rungsfähige Gewohnheitsverbrecher und Gelegenheits Verbrecher. 
Es ist nun selbstverständlich, dass der Gelegenheitsverbrecher 
anders behandelt werden muss als der Gewohnheitsverbrecher, 
der Besserungsfähige wieder anders als der Unverbesserliche; 
deshalb sind der obigen Dreiteilung entsprechend auch die 
Strafen zu trennen in Sicherungsstrafen, Erziehungs- oder Bes- 
serungs- uud Warnungs- oder Abschreckungsstrafen. Damit ist 
das Prinzip der Individualisierung im Strafvollzuge gegeben. 



XVI 

Wenn immer möglich, soll beim Strafvollzuge der Besse- 
rungszweck in den Vordergrund gestellt werden, und unter den 
verschiedenen Strafmitteln giebt es ein solches, das diesen Zweck 
stets zu berücksichtigen ermöglicht, das zugleich die Einwirkung 
weiterer Strafzwecke gestattet, es ist dies die Freiheitsstrafe. 
Aber die Freiheitsstrafe allein führt nicht zum Ziel, die Ver- 
bindung mit der Arbeit ist es, die erfreuliche Resultate zu Tage 
fördert, die Verbindung von Freiheitsstrafe und Arbeit ist denn 
auch heute allgemein als dasjenige Strafmittel anerkannt, das 
allein fähig ist, bei vielen Sträflingen Besserung zu bewirken. 
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I. Abschnitt. 

Die Arbeit in den Strafanstalten. 



§ I. Geschichtliches. 

Früh schon wurde der wirtschaftlichen Idee, die Verbrecher 
im Dienste des Staates zu beschäftigen, Eingang verschafft; 
so arbeiteten Gefangene der Aegypter, Griechen und Römer in 
Bergwerken, die freie Reichsstadt Nürnberg Hess ihre Gefangenen 
in die »Springer schlagen* '), um die Strassen der Stadt zu reinigen, 
Genua, Venedig und Prankreich seit Karl VII. haben Gefangene 
und Sträflinge als Ruderknechte auf die Galeeren geschickt, 
sogar die Stadt und Republik Luzern besass auf dem Vier- 
\vald stätters ee eine Galeere ^) ; andere Staaten überliessen und 
verkauften Sträflinge an solche Staaticn, die Galeeren besasaen, 
so Österreich bis 1762 an Venedig und Neapel, so auch NUrn- 

') Die Strafe des »Springers« ist gleichbedeutend mit sScIiellenwerk«, 
verEl. darüber Hippel, Beitrag zur Geschichte der Freiheitsstrafe, in der 
Zeitsclirift für die gesamte Straf rechts Wissenschaft, Band XVIII, pag. 430. 

') Dass Luzern eine Galeere besessen, führt Kruline, Lehrbucli der 
Gefttngniskiinde, Stuttgart 1889, an; Segesser äussert sich Über die Galeeren - 
strafe folgendermassen: sSchon im Anfang des 17. Jahrhunderts wurde auf 
ein Surrugat für die Todesstrafe gedacht: Man knüpfte mit Savüyen, Spanien 
und Frankreich Unterhandlungen an, um zum Tode verurteilte Verbrecher, 
statt sie hinzurichten, auf die Galeeren liefern zu künnen. (Von den katho- 
lischen Oirteu nahm Savoyen schon im Jahre 1601 zum Tode verurteilte Ver- 



berg und der Markgraf von Anspach an die Republik Genua ^). 
Dass die Galeerenstrafe mit der Constitutio Criminalis Carolina 
nicht unvereinbar war und sogar in der Schweiz angewendet 
wurde, weist Corboud^) nach: Vom 12. August 1697 bis zum 
21. Juni 1781 wurden im Orte Freiburg nicht weniger als 10 Mann 
teils lebenslänglich, teils »zu 101 Jahren«, teils zu 35 Jahren 
zur Galeere verurteilt. — Die Verurteilung zu opus publicum 
kam besonders im 17. Jahrhundert auf, die Galeeren strafe wurde 
zur europäischen Strafart. — In Holland entstanden Zucht- 
und Arbeitshäuser zur Verwertung der Arbeitskräfte, so zu 
Amsterdam 1595 für Männer, 1596 für Weiber; neben sicher- 
heitspolizeilichen und kameralistischen Vorteilen machte sich 
auch eine Besserungstendenz geltend ; die dem Londoner Zucht- 
haus 1552, den alten italienischen Korrektionshäusern und dem 
alten Spinnhaus zu Nürnberg 1588 noch fremd gewesen war^). 
Seit Ende des 16. Jahrhunderts herrschte in den bestehen- 
den Spinn- und Raspelhäusern eine planmässige Zwangslebens- 
ordnung (Haft mit geregeltem Arbeitszwang), der Arbeitsertrag 
wurde teilweise zur Entlastung der Haftkosten verwendet, teil- 
weise den »Zwänglingen« als Arbeitsbelohnung zugeteilt^). 

brecher an, um sie auf seinen Galeeren gegen den Todfeind des Christentums 
dienen zu lassen. 1601, 3, August schrieb Zürich an Luzern, wenn sich 
Savoyen und der Gubernator zu Mailand geneigt zeigten, starke Landstreicher 
und todeswürdige Verbrecher auf die Galeeren anzunehmen, würde es gerne 
beitreten. Luzern antwortete am 30. August, es walte an beiden Orten viele 
Geneigtheit für Entsprechung ob. Auch Frankreich nahm laut königlichem 
Schreiben vom 6. Februar 1613 von den XIII Orten Verbrecher auf seine 
Galeeren an). — Vergl. Segesser: Rechtsgeschichte der Stadt und Republik 
Luzern, Luzern 1858, 4. Band, pag. 205. 

^) Krohne a. a. 0. pag. 13 und 14. Über die Galeerenstrafe vergl. 
speziell Frauenstädt : Zur Geschichte der Galeerenstrafe in Deutschland, in 
der Zeitschrift für die gesamte Straf rechts Wissenschaft. Bd. XVI, pag. 
518 ff. 

*) Corboud: Les maisons p^nitentiaires du canton de Fribourg, Fri- 
bourg 1890, pag. 29 und 30. 

^) Nach den Ausführungen von Hippel a. a. 0. pag. 429 u. if. ist 
das Nürnberger Siechen- oder Spinnhaus zweifellos nicht Zuchthaus, sondern 
Asyl, das allerdings 1670 in ein Männerzuchthaus umgewandelt wurde. 

®) Vergl. Hippel a. a. 0., pag. 458 ff., ferner: Stroobant: Notes sur 
le Systeme P6nal des Villes Flamandes du XVe au XVII® siecle, Malines 
1897, pag. 52 If., pag. 57 und 58. 



Zu Beginn des 17. Jahrhunderts entstanden auch in Deutsch- 
land eine Reihe von Zuchthäusern, infolge der Unklarheit über 
das Wesen und den Zweck der Freiheitsstrafe aber wurden alle 
Personen, die irgendwie unbequem geworden, in diese Zucht- 
häuser abgeschoben, mithin befanden sich Untersuchungsge- 
fangene und Verurteilte, Verbrecher und Schuldgefangene, 
Geistesgestörte und Bettler, Vagabunden, Dirnen und Waisen- 
kinder unter demselben Dache, unter demselben Willkürregiment 
des Gefangenwärters oder Zuchtmeisters. So war zu Ende des 
18. Jahrhunderts das Zuchthaus vielerorts Kloake, Verbrecher- 
schule, Bordell, Spielhölle und Schnapskneipe, Armen- und 
Waisenhaus, Irrenanstalt und allgemeine Versorgungsanstalt, 
das gerade Gegenteil einer Anstalt im Dienste des Strafrechts 
zur Bekämpfung des Verbrechens ^). 

Die ersten Reformen auf dem Gebiete des Gefängniswesens 
priengen von den Vereinigten Staaten der Niederlande aus. 
Hollands Zucht- und Spinn häuser waren Muster von Sauber- 
keit, Zucht, Ordnung und fleissiger Arbeit. In Gent (öster- 
reichische Niederlande) entstand die maison de force 1772 — 1775; 
die Gefangenen wurden nachts in Schlafzellen getrennt, bei 
Tage arbeiteten sie unter strenger Aufsicht gemeinsam. Ausser- 
dem wurde die Trennung nach rechtlichen und sittlichen Kate- 
gorien streng durchgeführt. — Der nun folgende, gewaltige 
Aufschwung war in erster Linie dem unermüdlichen Kämpfer 
für Verbesserung der Gefängnisse, John Howard zu verdanken, 
der seine ganze Arbeitskraft und Energie eingesetzt hatte, um 
namentlich auch in sanitarischer Hinsicht gute Gefängnisse zu 
schaffen. Es entwickelten sicli nacheinander verschiedene Straf- 
vollzugssysteme, zuerst das Pennsylvanische Buss-, dann das 
Auburn'sche Schweigsystem, daraus bildete sich das gemilderte 
Einzelhaftsystem, zuerst durchgeführt im Eastern Penitentiary 
auf Cherry-Hill, von da aus gelangte es auch nach Europa. 
Vom Schweigsystem zum Klassifikationssystem war nur ein 
Schritt. Eingeführt in der maison penitentiaire zu Genf (1833) 
galt das System einige Zeit als Muster. Dieses System strebte 



^) Kroline a. a. O. pag. 15, 19, 22. Vergl. auch v. Holtzendorff und 
V. Jagemaun : Handbuch des Gefängnis wesens, Hamburg 1888, speziell Bd. 1, 
pag. 77 ff. (H. J. H.) 



etwas Unerreichbares an, die Gefangenen nicht bloss nach Alter, 
Geschlecht, Art des Verscliuldens, Bildungsstufe, Arbeitsfähig- 
keit, sondern auch nach der relativ gleichen Stufe der Moralität 
und Bessernngsfähigkeit zu klassifizieren und in aolchen Klassen- 
abteilungen zusammen arbeiten zu lassen. Nach dem Vorbilde 
Genfs wurde 1839 St. Jakob in St. Gallen erbaut, das Klassiti- 
kationasystem jedoch erheblich modifiziert. 

Bald trat an Stelle des üblichen Schlagwortes >Kla39iti- 
kationi ein Reformprogramra in zwei Worten : »Isolieren, Indi- 
vidualisieren !» — England ging ganz allmälig infolge der Be- 
seitigung der Deportation und Einführung der Strafknechtachaft 
zum progressiven System über: Strenge, neunmonatliche Einzel- 
haft , gemeinsame Arbeit in vier fortschreitenden Klassen, 
bedingte Entlassung mit der Möglichkeit des Widerrufs. Diese 
GrundzUge sind auch dem irischen System eigentümlich, der 
Unterschied zwischen progressivem und irischem System liegt 
nur darin, daas letzteres vor der bedingten Entlassung noch 
das Stadium der Zwiachenanstalten mit weitgehenden Freiheiten 

ngeführt hat, um einen allmäligen Verkehr zwischen Sträf- 
lingen und Freien herbeizuführen und die Annäherung durch 
allmäliges Gewöhnen zu erleichtern. Heute sind vier 

igentliche Systeme in Anwendung: 

1. Das Gemein Schafts- oder Assoziationssystem. 

2. Das Isolier- oder Zellen system. 

3. Das Schweigsystem. 

4. Das Progi'essivsystem. 

Das Haftsystem wirkt insofern bestimmend auf die Arbeit 
ein, indem es gewisse Gattungen gebietet oder ausschliesat. 
Naturgemäss muss bei der Einzelhaft die Zellenarbeit die Regel 

srhin wird eine zeitweilige Hofarbeit zuzulassen 

i;esetzt, dass die Isolierung durch Aufsicht und Ab- 
'kt wird. Beim Assoziations- und beim Schweig- 
die Arbeit gemeinschaftlicli und unter steter Auf- 
htet. Innen- und Auseenarbeit sind gleicherweise 
IS Progresaivaystem verlangt im ersten Stadium 
im zweiten Gemeinschaftsarbeit; da wo das Stadiuin 
nanstalten besteht, ist Aussenarbeit notwendig. 
lelhaft oder Gemeinschaft für die Arbeit vorteil- 



hafter sei, ist nicht ohne weiteres zu entscheiden, indem beide 
Haftarten für dieselbe Vor- und Nachteile bieten. Ich ver- 
weise darüber auf Füesslin: Die Einzelhaft, 1855 und Bauer: 
Der Gewerbebetrieb in den Strafanstalten, 1861. 

Welches System oder welche Systeme in Verbindung mit- 
einander anzuwenden seien, das ist bestimmt durch die Auf- 
gaben des Strafvollzuges, diese wiederum richten sich nach 
dem Strafzwecke. Soweit Besserung der Strafzweck ist, handelt 
es sich darum, den Sträfling der Gesellschaft als' brauchbares 
Glied zurückzugeben, dies zu erreichen, wird nur ein progressives 
Straf System im Stande sein ; wo fiber Abschreckung bezweckt 
wird, wird die Zelle allein wirksamen Einfluss ausüben, und 
endlich Unverbesserlichen gegenüber ist jedes System gut, das 
mit möglichst geringen Kosten die Gesellschaft zu schützen 
vermag. 

§ 2. Bedeutung und Zweck der Arbeit ; Arbeitszwang und Recht 

auf Arbeit. 

Für jeden Menschen besteht eine natürliche Notwendigkeit, 
dass er arbeite, eine allgemein anerkannte Verpflichtung, und 
dieser allgemeinen Verpflichtung und natürlichen Notwendigkeit 
darf der Sträfling nicht entzogen werden. Die Arbeit, die Be- 
schäftigung ist Lebensprinzip, sie ist unbedingt notwendig zur 
Erhaltung und Bewahrung der körperlichen und geistigen Frische. 
Schon aus diesem Grunde muss dem Sträfling Arbeit zugeteilt 
werden, der Freiheitsstrafe liegt in erster Linie ja nur der 
Entzug der Freiheit zu Grunde, sie darf aber nicht Leben und 
Gesundheit gefährden. Dieser zwingende Naturgrund verschaift 
dem Sträfling gleichsam ein Recht auf Arbeit, andere Gründe, 
Gründe des Strafvollzuges und der humanen Gerechtigkeit auf- 
erlegen ihm gleicherweise eine Pflicht zur Arbeit. 

In der Strafanstalt ist die Arbeit der Boden, auf und 
neben dem sich alle höhern Straf zwecke erreichen lassen, soweit 
dies überhaupt möglich ist: Besserung, Erziehung und Be- 
fähigung zur Führung eines geordneten Lebens in der mensch- 
lichen Gemeinschaft! Die Arbeit in der Strafanstalt ist nicht 
etwa nur Einnahmequelle, sei es für den Staat, sei es für den 
Geschädigten, nicht nur Mittel zur Aufrechterhaltung körper- 



licher und geistiger Gesundheit, sie ist ebenso Disziplinarmittel 
zur Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung, sie ist ebenso 
notwendige Bedingung für richtige Vollziehung der Strafe, sie 
ist endlich auch Erziehungsmittel zur Besserung und zur Frei- 
heit. Zweck der Gefängnisarbeit ist aber nicht speziell die 
Erlernung und nur die Erlernung eines Handwerks, sondern 
in erster Linie Erziehung und Gewöhnung an tüchtiges Arbeiten, 
an regelmässiges Arbeiten, der Sträfling soll zum Arbeiter er- 
zogen werden. Sobald er arbeiten gelernt hat und nach der 
Entlassung arbeiten will, so wird er sein Fortkommen finden, 
auch wenn er nicht gerade ein Handwerk gelernt hat. 

Arbeitszwang findet statt bei allen schweren Strafen, er 
ist nach der Straf art häufig gesetzlich graduiert, so dass harte 
Arbeit oder Arbeit jeder Art nur von Züchtlingen verlangt 
werden kann, während bei Zuweisung von Arbeit an Gefängnis- 
gefangene deren Fähigkeiten und Verhältnisse zu berücksichtigen 
sind. Wenn nun auch dem Sträfling mit Naturnotwendigkeit 
gewissermassen das Recht auf Arbeit zugestanden werden muss, 
ein Grundsatz, der gegenüber dem freien Arbeiter bis heute 
noch nicht hat verwirklicht werden können, so ist ihm damit 
noch nicht die Wahl der Arbeit gestattet, und es wäre gerade- 
zu unmöglich, letzteres durchzuführen. Mit Rücksicht auf den 
in einer Strafanstalt für die Arbeit zur Verfügung stehenden 
Platz ist es einmal ganz selbstverständlich, dass die Anstalts- 
leitung die passenden Arbeitszweige und Arbeitsarten auswählt, 
mit Rücksicht auf die zu erreichenden Zwecke des Strafvoll- 
zuges ist es ferner gegeben, dass wieder die Anstaltsleitung 
jedem Sträfling eine Arbeit zuteilt, die ihr in Würdigung aller 
Umstände als die dem Strafzwecke am meisten entsprechende er- 
scheint. Es kann natürlich nicht im Interesse einer Anstalts- 
leitung und ebensowenig im Interesse des Strafvollzuges liegen, 
einem Sträfling eine ihm möglichst wenig zusagende Arbeit 
vorzuschreiben, vielmehr wird bei der Zuteilung zur Arbeit der 
Sträfling insofern zu berücksichtigen sein, als auf seine Kräfte, 
auf seine körperliche Gesundheit und auf seinen allfälligen 
Beruf Bedacht zu nehmen ist, denn der Entlassene soll die 
Fähigkeit besitzen, in seinem gelernten Handwerk fortarbeiten 
zu können. In gleicher Weise wird aber auch das ökonomische 



Interesse beachtet werden müssen, der Staat hat namentlich 
dafür zu sorgen, dass nur Arbeit von Wert verrichtet wird. 
Bevor jedoch diese zwei Faktoren zur Geltung kommen können, 
ist es unbedingt notwendig, die Ziele des Strafvollzuges ins 
Auge zu fassen, die Arbeit hat sich in erster Linie für jeden 
einzelnen Sträfling nach dem Endzweck der Strafe zu richten. 
Da es infolgedessen nicht möglich ist, jedem Sträfling die ihm 
gerade zusagende Arbeit, seine Lieblingsarbeit, zuzuteilen, so 
kann es vorkommen, dass der eine oder andere die Zuteilung 
bestimmter Arbeit als Strafübel, als Strafschärfung, empfindet 
und sich deshalb weigert, zu arbeiten. Für diesen Fall hat 
die Direktion in der Arbeit selbst ein sehr wirksames Mittel, 
einmal : Wer nicht arbeitet, soll auch nicht essen, dann : Ver- 
setzen in Einzelhaft bei Wasser und Brod und Entzug jeglicher 
Arbeit für eine gewisse Zeit, und es ist gewiss, dass der Ge- 
massregelte schon nach kurzer Zeit um Arbeit anhalten wird. 
Die Arbeit an und für sich ist also für den Sträfling eine 
Wohlthat trotz des Arbeitszwanges, ein Mittel zur Versöhnung ; 
sie versetzt ihn in die Lage, sich selbst zu vertrauen, die Selbst- 
achtung zu wecken und wiederzugewinnen. Wenn die Arbeit 
diesen Zweck, die Selbstachtung dem Verlornen zurückzugeben, 
erreichen soll, so darf sie nicht zur Beschimpfung oder Peinigung 
werden, sie darf nicht als zwecklose Arbeit zur Qual dienen^), 
sie darf nicht als Straf schärf ungsraittel angewendet werden. 
Anderseits aber gehört die Arbeit natürlicherweise zur Strafe, 
sie ist integrierender Bestandteil derselben, daher muss ernste 
angestrengte Arbeit, keine Scheinarbeit, Arbeit von Wert ver- 
langt werden, jedes Spielerische, Wählerische, Launenhafte, jedes 
Übergehen von einer Arbeit zur andern ist auszuschliessen, 
weil mit dem Ernst der Strafe im Widerspruch stehend. 

So ergeben sich für die Berücksichtigung der Arbeit in 
Strafanstalten verschiedene Gesichtspunkte: Die Arbeit ist 
einmal Mittel des Strafvollzuges, der Zwang zur Arbeit infolge- 
dessen ein Bestandteil der Strafe, die streng geregelte Arbeit 
ist aber auch ein Mittel zur Erziehung und damit auch eine 



*) Vergl. Dostojewski: Aus dem todten Hause, Denkwürdigkeiten 
eines nach Sibirien Verbannten, II. Aufl. Dresden u. Leipzig 1886, pag. 19, 
pag. 21 ff. 
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wirksame Erleichterung des spätem Fortkommens. Über diesen 
Gesichtspunkten ist nun aber auch die wirtschaftliche Seite 
nicht ganz zu vergessen, der Ertrag der Gefängnisarbeit soll teil- 
weise als Deckungsmittel für den Aufwand des Staates in den 
Strafanstalten dienen, in zweiter Linie kommt in Frage der 
Einfluss der Gefängnisarbeit auf die freie Arbeit, die Konkurrenz. 

§ 3. Die Arbeitszweige, speziell Haus- und Gewerbearbeit, 
Industrie und landwirtschaftliche Arbeit. 

Die Arbeit in den Strafanstalten zerfällt in Haus- und 
Gewerbearbeit, letztere setzt sich wieder zusammen aus Industrie 
und landwirtschaftlicher Arbeit. — Unter Hausarbeit werden 
alle diejenigen Arbeiten zusammengefasst, die im Haushalt, im 
innern Betrieb einer Strafanstalt vorkommen, so namentlich 
Kochen, Waschen, Putzen und dergleichen mehr; da aber hiezu 
nur ein geringer Teil der Sträflinge Verwendung findet, so ist 
für die Mehrheit anderweitig Arbeit zu verschaffen, und hier 
sind es Industrie und Landwirtschaft, welche die Lücke aus- 
füllen. Die Natur der Freiheitstrafe schränkt selbstverständlich 
die Zahl der in einem Gefängnis zu betreibenden Gewerbe 
sehr ein, und doch ist eine grosse Manigfaltigkeit derselben 
beinahe notwendig und erstrebenswert, einmal um bei der Be- 
schäftigung der Eigenart der Gefangenen nach Möglichkeit 
Rechnung zu tragen, um das Prinzip der Individualisierung 
möglichst eingehend durchführen zu können, dann aber auch 
um nicht durch einseitigen Betrieb z. B. eines oder weniger 
Handwerke Überproduktion zu schaffen und die gerade in dieser 
Branche tätigen, freien Arbeiter zu schädigen. Und weiter ist 
in Betracht zu ziehen, dass hauptsächlich die Arbeit Körper 
und Geist der Gefangenen gesund erhalten muss, aus diesem 
Grunde also ist auf körperlich anstrengende und geistig an- 
regende Arbeit zu sehen. Eine Folge davon ist, dass Maschinen 
dem Arbeitsbetrieb möglichst fern zu halten sind, denn durch 
deren Bedienung wird der Mensch selbst leicht zur Maschine, 
Körper und Geist werden dadurch gewöhnlich gleicherweise 
vernachlässigt ^). 

^) Ver^l. Verhandhingen des schweizerischen Vereins für Straf- imd 
Gefängnis wesen in Freiburg 1887, pag. 204 ff. 
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Vorteilhaft und in erster Linie zu berücksichtigen sind 
natürlich diejenigen Handwerke, die allgemein im Kleinbetrieb 
ausgeübt werden, sie bieten zudem den Vorteil, dass Arbeits- 
teilung nicht leicht eintreten kann, ein Vorteil, der auch bei 
der Bemessung der Arbeitsleistung ins Gewicht fällt. Der 
Kleingewerbebetrieb entspricht auch in der Regel den Normen 
des Strafvollzuges, er gestattet die Ausübung sowohl in Zellen 
als in gemeinschaftlichen Arbeitssälen und Höfen, er ist denn 
auch in allen Strafanstalten, welche nicht Arbeiten rein land- 
wirtschaftlichen Charakters oder Aussenarbeit wie Festungs- 
Strassen-i, Kanal- oder Dammbau aufweisen, eingeführt und be- 
schäftigt die Grosszahl der Sträflinge. Es giebt nun auch Fälle, 
wo die Einrichtungen für den Gewerbebetrieb schwierig zu be- 
schaffen sind und deshalb fehlen, wo die Verhältnisse einen 
Industriebetrieb überhaupt nicht gestatten, da ist es notwendig, 
sich anderweitig nach Arbeit umzusehen, und hier wird man 
zur Arbeit im Freien seine Zuflucht nehmen müssen. Solche 
Arbeiten im Freien sind teils öffentliche (Festungs-, Kanal-, 
Dailim-, Strassenbau, Urbarisieren etc.), teils bestehen sie in rein 
landwirtschaftlicher Tätigkeit , indem eben die Strafanstalt 
im Besitze einer Domäne ist oder eine solche (ä. B. Staats- 
domänen) gepachtet hat. Was die öffentlichen Arbeiten anbe- 
trifft, so ist ziemlich klar, dass sie mit dem Prinzip der Freiheits- 
entziehung im Widerspruch stehen, und dass sie gerade deshalb 
nicht geeignet sind, auf Sträflinge angewendet zu werden, aus- 
genommen im Stadium der Zwischenanstalten. Sind aber, wie 
gesagt, die Verhältnisse derart, dass eine Anstaltsleitung zu 
solchen Arbeiten greifen muss, sei es, um überhaupt die Sträf- 
linge beschäftigen zu können, sei es, weil das allgemeine In- 
teresse eine solche Arbeit erfordert und sie anderweitig nur 
mit grossen Kosten herzustellen ist, so ist in erster Linie die 
strengste Disziplin und jede Fernhaltung von der Berührung 
mit der freien Bevölkerung imd als Ersatz für die Umfassungs- 
mauern sorgfältigste Überwachung notwendig, in zweiter Linie 
ist strenge daran festzuhalten, dass die Sträflinge über Nacht 
in die Strafanstalt zurückkehren, die sog. Barackenwirtschaft, 
wie sie in Nordamerika noch vorkommt, ist durchaus verwerf- 
lich und muss vermieden werden. Einen Vorteil bietet aller- 
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dings diese Art von Beschäftigung, sie ist von grossem Einfluss 
auf die Gesundheit der Sträflinge, ein Vorteil, der sehr schwer 
ins Gewicht fallen müsste, wenn nicht allzuviel Nachteile schwer- 
wiegender Natur ihm gegenüberständen. Neben der Mangel- 
haftigkeit des Freiheitsentzuges laufen Disziplin und Sub- 
ordination stets Gefahr, Entweichungen sind nicht immer zu 
verhüten. Trotz und Auflehnung zeigen sich oft und können im 
Freien nicht mit der nötigen Strenge und Nachhaltigkeit und 
namentlich nicht immer unmittelbar nach dem Vergehen auf 
dem Platze bestraft werden. Ausserdem wird der einzelne 
Gefangene geradezu an den Pranger gestellt, er kommt mit 
ungeeigneter Gesellschaft 'zusammen, Anknüpfungspunkte sind 
rasch gefunden und werden nicht leicht unterdrückt werden 
können, ein freierer Geist greift Platz, der Endzweck der Strafe, 
die Besserung kommt mehr und mehr in den Hintergrund und 
tritt schliesslich ganz zurück. All' diese Momente sind zu 
wichtig, als dass sie beim Strafvollzug übersehen werden dürften, 
im allgemeinen ist also darauf zu dringen, öffentliche Arbeiten 
von dem Arbeitsgebiet der Gefangenen fernzuhalten. 

Endlich sind noch die landwirtschaftlichen Arbeiten, der 
Betrieb einer Ökonomie, zu berücksichtigen. Landwirtschaft- 
liche Arbeiten sind im Interesse der Gesundheit nur zu be- 
grüssen, sie schaden dem Strafvollzuge nicht, sofern die dazu 
bestimmten Grundstücke unmittelbar an die Strafanstalt an- 
schliessen, und jeder Verkehr nach Aussen durch Umfriedigung 
genügend abgehalten ist, und sofern der ganze Betrieb sich in 
massigem Umfange hält. Diese Einschränkungen deuten an, 
dass von einem eigentlichen landwirtschaftlichen Betrieb, von 
einem Gutsbetrieb auf grossem Fusse nicht die Rede sein, 
dass es sich vielmehr nur um die Pflege der Gartenkultur 
handeln kann, wo stets nur erholungsbedürftige Sträflinge zu 
etwelcher Arbeit zu verwenden siiid. Es ist deshalb nicht 
vorteilhaft, wenn mit einer Strafanstalt ein Gutsbetrieb ver- 
bunden ist, er widerspricht in höherem Masse dem Prinzip der 
Freiheitsentziehung als die öffentlichen Arbeiten: Es ist im 
landwirtschaftlichen Betrieb ganz unmöglich, jeden Sträfling 
fortwährend unter Aufsicht zu halten, einzelnen derselben muss 
man wol oder übel gewisse qualifizierte Funktionen in Scheune 
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und Stall, beim Fuhrwerk übertragen, alles das sind Anforde- 
rungen einer jeden Ökonomie, welche stets mit den Anforde- 
rungen und Interessen des Strafvollzuges in Widerspruch geraten. 
Und noch ein letzter Punkt ist zu beachten : Sobald die Land- 
wirtschaft unter fachmännischer Leitung steht, so liegt die 
Gefahr nahe, dass das materielle Interesse in den Vordergrund 
tritt, dass die Musterwirtschaft zur Hauptsache und der Straf- 
zweck zur Nebensache wird. Krohne ^) bemerkt hierzu: 

„Die Versuche, bei den Strafanstalten sog. Musterwirt- 
schaften einzurichten, sind als ausserhalb der Aufgabe des 
Strafvollzuges liegend und die Jjösung derselben beein- 
trächtigend abzuweisen." 

Die Konsequenz obiger Ausführungen ist: Gefangene ge- 
hören hinter Schloss und Riegel, nicht in Wald und Feld 
hinaus. 

§ 4. Die verschiedenen Arbeitssysteme.*) 

Ganz allgemein sind zwei Hauptsysteme zu unterscheiden : 

1. Privatbetrieb (entreprise, contractsystem, lessy(lease)- 
system, affermage, sistema d'appalto) und 

2. Staatsbetrieb (regie, public account System, state System, 
sistema di economia). — Eine Mittelform ist das Accordsystem 
(Kundenarbeit, travail sur commande, piece-price plan system, 
sistema di cottimo), dessen Wesen in der staatlichen Verarbei- 
tung fremder Materialien besteht. Diese verschiedenen Arbeits- 
systeme, die verschiedenen Formen des Arbeitsbetriebes schliessen 
sich gegenseitig nicht aus, es kommt vor, dass Staatsbetrieb 
und Privatbetrieb, Staatsbetrieb und Accordsystem in demselben 
Lande, ja in derselben Anstalt angewendet werden, so sind 
z. B. Regie und Entreprise in Württemberg und in Holland 

*) Krohne a. a. O. pag. 399, Anmerkung 6. 

*) Vergl. Handwörterbuch der Staatswissenschaften, herausgegeben 
von Dr. J. Conrad, Dr. L. Elster, Dr. W. Lexis, Dr. E. Loening, III. Bd., 
pag. 722 if. ; ferner: R. P. Falkner: Die Arbeit in dem Gefängnis, ver- 
öffentlicht in der Sammlung nationalökonomischer und statistischer Ab- 
handlungen des staatswissenschaftlichen Seminars zu Halle a./S., herausge- 
geben von Conrad, Band V, Heft 1; endlich: Blätter für Gefängniskunde, 
Organ des Vereins deutscher Strafanstaltsbeamter (Bl. f. Gfk). 



12 

gleichmässig vertreten. Aehnlich gestalten sich auch die Ver- 
hältnisse in Nord-Amerika. 

A. Charakterisierung des Privatbetriebes, 

Die Arbeit geschieht auf Rechnung dritter Personen; 
zwischen den Staat und die Sträflinge treten die Unternehmer, 
welche die Arbeit leiten und über die Produkte verfügen.^) Der 
Privatbetrieb zeigt verschiedene Formen: 

1. Die roheste, ursprünglichste Betriebsart ist wohl die- 
jenige, wo gleichsam der ganze Strafvollzug in Entreprise ge- 
geben wird, wo die Unternehmer sogar die Gefängnisgebäude 
beschaffen, das Beamtenpersonal stellen, kurz für Alles Sorge 
zu tragen haben, den ganzen Strafvollzug also durchführen und 
dafür natürlich die Sträflinge ausbeuten. Hier haben die Unter- 
nehmer völlig freie Hand: Sie beschäftigen ganz nach ihrem 
Gutdünken die Gefangenen gleichsam als Sklaven bald in land- 
wirtschaftlichen Betrieben, bald bei liisenbahnbauten etc., bald 
in industriellen Betrieben. Dass unter solchen Umständen eine 
Kontrole des Staates über den Strafvollzug unmöglich oder 
höchstens nur in ganz unbedeutendem Masse vorhanden sein 
kann, ist klar, dass aber auf diese Weise irgend ein Straf zweck 
erreicht werde, wird wol niemand annehmen wollen, und den- 
noch findet diese Art des Betriebes heute noch statt und zwar 
aus dem einfachen Grunde, weil der Staat sozusagen keine 
Mühe und keine Unkosten hat, weil im Gegenteil diese Art des 
Strafvollzuges zu einer regelmässigen, guten Einnahmequelle 
werden kann.-) 

2. Etwas besser stellt sich der Strafvollzug im Fall 
der Generalentreprise, die begrifflich keine andere Form 
neben sich duldet. Der Staat sorgt für Gebäude und Beamte, 

') H. J. H. II. pag. 242. 

^) Krohne a. a. O. pag. 48, Anmerkung 11: «Zur Erklärung und 
Entschuldigung dieses Sklavenhandels kann dienen, dass die Südstaaten 
Nordamerikas den wirtschaftlichen Ruin, in welchen sie der Bürgerkrieg 
gestürzt hat, noch nicht überwunden haben, und dass der grösste Teil der 
Gefangenen aus Negern besteht. Der Staat Tennessee hatte bei diesem 
Verfahren eine Einnahme von 60,000 Dollars, Georgia 25,000, Mississippi 
8000, und Arkansas hatte weder Einnahmen noch Ausgaben für die Straf- 
anstalten.» — Vergl. ferner: Falkner a. a. O., pag. 32 und if., speciell 
pag. 37. 
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er verpachtet aber Arbeitsbetrieb und Verpflegung und zwar 
zusammen an Unternehmer. Die Leistungen und Ansprüche 
dieser letztem werden genau festgestellt, der Staat übt durch 
seine Beamten eine Kontrole aus. Dieses System der General- 
entreprise ist in Frankreich eingeführt und üblich, teilweise 
auch in den Vereinigten Staaten. 

3. Eine dritte und letzte Form des Privatbetriebes ist da s 
sog. Kontraktsystem, das Unternehmersystem Preussens: Der 
Staat behält die ganze Verwaltung der Gefängnisse in der 
Hand, er vermietet nur die Arbeitskräfte derjenigen Gefangenen, 
die nicht für die Besorgung der Bedürfnisse der Anstalt not- 
w^endig sind, an Unternehmer zur Verwendung für ganz be- 
stimmte Arbeitszwecke. Dadurch sichert er sich ein weitgehendes 
Kontrolrecht, der Unternehmer ist namentlich auch betreffend 
Zuteilung der Gefangenen zur Arbeit an die Genehmigung der 
Ajistaltsleitung gebunden. Sache des Unternehmers ist es da- 
gegen, für Arbeitsmaterial und Arbeitsgeräte zu sorgen. Diese 
Art der Vermietung, so, dass für die tägliche Arbeit der Sträf- 
linge eine vereinbarte Kopfsumme (Summe pro Kopf und 
Arbeitstag) bezahlt wird, dass die Gefangenen im übrigen 
ganz unter der Obhut der Gefängnisleitung verbleiben, setzt 
eine industrielle Beschäftigung voraus und ist kaum denkbar, 
wo Landwirtschaft betrieben wird. 

Diese letzte Art des Privatbetriebes findet namentlich statt 
in Preussen laut Reskript vom 2. August 1847 und vom 4. Mai 
1850^), ebenso in den nördlichen und westlichen Gebieten der 
Vereinigten Staaten Nord-Amerikas*). 

B, Charakterisierung des Accordsystems. 

Das Accordsystem bildet den Übergang vom Privat- zum 
Staatsbetrieb. Der Auftraggeber, der Unternehmer, liefert das 
Rohmaterial, die Arbeitsgeräte in der Regel und die Maschinen, 
der Staat übernimmt die Herstellung der Produkte unter Lei- 
tung fachkundiger, in seinem Dienste stehender Werkmeister; 
er haftet für gute Arbeit und leistet für verdorbenes Arbeits- 



') H. J. H. II. pag. 245, Anmerkung 3. 
*) Falkner a. a. O. pag. 32. 
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material Ersatz, ebenso für verdorbenes Arbeitsgerät ; der Unter- 
nehmer aber ist verpflichtet, die Produkte nach Zahlung eines 
Tag- oder Stücklohnes in Empfang zu nehmen. Diese Art des 
Arbeitsbetriebes ist nicht sehr verbreitet, sie greift in neuerer 
Zeit hauptsächlich da Platz, wo das Unternehmersystem direkt 
verboten oder wo demselben Schwierigkeiten in den Weg ge- 
legt worden sind, gewöhnlich aber findet sie sich nur in Ver- 
bindung mit andern Betriebssystemen, so in Verbindung mit 
Staatsbetrieb in Belgien, Bayern, Baden, in Verbindung mit 
dem Kontraktsystem in Dänemark^). 

C Charakterisierung des Staatsbetriebes, 

Der ganze Betrieb liegt in der Hand des Staates, der 
Anstaltsleitung, jede Einwirkung Dritter, namentlich das Ein- 
mischen von Unternehmern, ist vollkommen ausgeschlossen. Die 
Anstaltsleitung kauft Rohmaterial, beschafft Werkzeug, leitet 
mit eigenen Beamten die Produktion und verwertet auf eigene 
Rechnung und Gefahr die fertiggestellten Produkte entweder 
auf Bestellung oder im freien Handel auf dem Markte. Sehr 
oft werden Halb- oder Hilfsprodukte hergestellt. Da, wo der 
Privatbetrieb verboten worden ist (durch Gesetz), wurde fast 
durchwegs der Staatsbetrieb eingeführt, so z. B. in New-York 
Illinois, Pennsylvania^). 

Ganz oder vorzugsweise in Regie wird die Arbeit be- 
trieben in folgenden Staaten : Bayern, Baden, Bremen, auch in 
Elsass-Lothringen^), Italien, das durch Beltrani-Scalia's Riesen- 
arbeit von der Generalpacht befreit wurde; ferner Ungarn, 
Kroatien, England, das der industriellen Arbeit abgeneigt ist 
und deshalb nie an Unternehmer gedacht hat, endlich Schweden 
und Norwegen, Belgien und in der Schweiz. 

In Holland und Württemberg bestehen Regie und Entre- 
prise nebeneinander, Amerika geht nach und nach von der 
Entreprise zur Regie in Verbindung mit Accordarbeit über, 



») Handwörterbuch III. pag. 722. 

H. J. H. II. pa^. 245, Anmerkung 7. 
®) Falkner a. a. 0. pag. 34. 
•) Bl. f. Gfk. XVII. pag. 212. 
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dies deutet schon der folgende vom Kongress in Cincinnati 
1870 angenommene Grundsatz an: 

»Während die industrielle Thätigkeit von grösster Wichtig- 
keit und . Nützlichkeit für den Sträfling und dabei keineswegs 
beeinträchtigend für die freien Arbeiter draussen ist, scheint 
uns dagegen das Kontraktsystem, wie solches gewöhnlich in 
unserem Lande betrieben wird, nachteilig für die Disciplin, den 
Erwerb und die Besserung der Gefangenen sowohl, als auch 
zu Zeiten ungerecht gegen die Interessen des freien Arbeiters 
zu sein.« 

In Amerika wiegt heute das Unternehmer System noch vor, 
immerhin geht die Tendenz ausdrücklich dahin, Regie in Ver- 
bindung mit Accordarbeit sei der Entreprise vorzuziehen^). Die 
Anwendungsgebiete beider Systeme halten sich beinahe die 
Wagschale, dennoch ist es am Platze, zu untersuchen, welcher 
der beiden angewendeten Hauptbetriebsformen der Vorrang zu- 
gesprochen werden könne und müsse. 

§ 5. Staatsbetrieb oder Privatbetrieb? 

Es ist unbestritten, dass beide Systeme Vorzüge haben, 
es ist ebenso und gerade deshalb Tatsache, dass beide Systeme 
gleicherweise Anhänger und Verteidiger gefunden haben, die 
gleicherweise zu hören recht und billig ist. 

Die Gegner des Staatsbetriebes sagen, dieser setze den 
Staat Verlusten aus, der Staat selbst sei niemals ein guter 
Kaufmann gewesen, die Anstaltsbeamten, deren erste Aufgabe 
es ist, für einen geregelten Strafvollzug zu sorgen, d. h. einen 
jeden Gefangenen auf seine Individualität hin zu beobachten 
und zu prüfen und ihn demgemäss zu behandeln, um die für 
seine Besserung notwendigen Mittel ihm gegenüber anwenden 
zu können, diese Beamten seien technisch nicht so gebildet, 
um die Produktion von Industriewaren richtig zu leiten, um 

^) Dass bis heute in Amerika das Unternehmersystem das Überge- 
wicht hat, hat seinen Grund darin, dass dort bei der Auswahl des Arbeits- 
systems in erster Linie das wirtschaftliche Moment in Frage kommt, dass 
zuerst die Strafvollzugskosten gedeckt sein müssen, bevor der eigentliche 
Straf zweck berücksichtigt werden kann. 

Vergl. Falkner a. a. O. pag. 47. 
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mit der freien Arbeit die Konkurrenz aufnehmen und aushalten 
zu können; oder aber, wenn die Anstaltsleitung technisch ge- 
bildete Beamte anstelle, so gehe diesen wiederum das Verständ- 
nis für die individuelle Behandlung der Gefangenen ab, der 
Strafvollzug leide darunter, die Produktionsfähigkeit sei in 
diesem Fall vorhanden, aber auf Kosten der moralischen Eigen- 
schaften, die von Gefängnisbeamten verlangt werden müssen. 
Damit sei aber der Staat noch nicht in der Lage, seine Pro- 
dukte auf dem Weltmarkte gleich dem Gewerbetreibenden ab- 
zusetzen, die Beamten seien ja an die Genehmigung der Auf- 
sichtsbehörden gebunden, die Konjunkturen des Marktes würden 
aber jederzeit einen freien Entschluss erfordern, günstige Kon- 
junkturen könnten so weder beim Einkauf noch Verkauf richtig 
ausgenützt werden. Ausserdem stehe die Regie mit den Grund- 
sätzen der allgemeinen Volkswirtschaft in Widerspruch, der 
Staat als Fabrikant mache seinen eigenen Angehörigen Kon- 
kurrenz, endlich könne er nur mit grossen Kapitalien auf diese 
Art und Weise verschiedene Gewerbe betreiben, dass diese 
Kapitalien aber schlecht angelegt seien, dass der Staat ein 
grosses Risiko auf sich nehme, brauche nicht noch speciell be- 
tont zu werden. In letzter Linie falle auch noch in Betracht, 
dass der Staat nach der Entlassung dem Sträfling keine Arbeit 
in der gelernten Branche verschaffen könne, wenigstens sei dies 
selten der Fall; beim Arbeitsbetrieb durch Unternehmer sei 
dieser Frage zum vornherein abgeholfen, da der Unternehmer 
in der Lage sei, die aus der Anstalt Entlassenen sofort in ihrer 
Branche zu beschäftigen. Beigefügt sei noch, dass Moral und 
Arbeit im Gefängnis getrennt sein müssten, die Arbeit sei eine 
Sphäre für sich, die nichts zu schaffen habe mit den speciellen 
Aufgaben der Gefängnisse. 

Betrachten wir einmal diese Einwände etwas genauer, so 
ist hier zu betonen, dass sie sich in ihrer Gesamtheit für das 
wirtschaftliche Interesse verwenden, das beim Staatsbetrieb 
nicht genügend berücksichtigt wird, als ob die Deckung der 
Gefängniskosten oberster und einziger Zweck des Strafvollzuges 
wäre. Um auf die einzelnen Erwägungen einzugehen, so ist 
im allgemeinen richtig, dass der Staat nicht ein sehr guter 
Kaufmann ist, es ist ferner richtig, dass zum Betriebe irgend 
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einer Industrie GeschäftskenDtnis nötig ist, dass aber die Ge- 
fängnisleitung diesen Forderungen nur bis zu einem gewissen 
Grade entsprechen kann, ebenso, dass Unabhängigkeit und Frei- 
heit im Handeln, im Verkehr mit Konsumenten und Rohstoff- 
fabrikanten oder -Lieferanten den Anstaltsbeamten bis zu einem 
gewissen Grade abgehen, dass somit der Fabrikant, der mitten 
im Geschäftsleben sich befindet und Herr seiner Entschlüsse 
ist, besser in der Lage ist, günstige Kcmjunkturen wahrzunehmen 
und auch auszunützen. Aber hier nun ist zu fragen: Was will 
der Staat erreichen damit, dass er in Regie arbeiten lässt? Und 
hier liegt der springende Punkt. Der Staat lässt in den Ge- 
fängnissen arbeiten, nicht, damit in erster Linie die Strafvollzugs- 
kosten gedeckt werden, nicht, damit er der Privatindustrie Kon- 
kurrenz mache, sondern er lässt arbeiten, weil die Arbeit ge- 
setzlich als Teil der Strafe, als ein Mittel, als dasjenige Mittel 
des Strafvollzuges anerkannt ist, das allein die Anstaltsleitung 
befähigt, Disziplin und Ordnung aufrecht zu erhalten und zu- 
gleich die Strafzwecke zu erreichen. Es ist ganz klar, dass da, 
wo der Strafvollzug in Frage steht, wirtschaftliche und ökono- 
mische Interessen ohne weiteres zurücktreten müssen. 

Wenn nun auch der Staat nicht ein sehr guter Kaufmann 
ist, so ist er deshalb noch kein schlechter oder muss kein 
solcher sein, überhaupt ist es gar nicht absolut notwendig, dass 
der Staat respektive die Anstaltsleitung stets in den Gang und 
die Geheimnisse aller Geschäfte eingeweiht sei, schon aus dem 
Grunde, weil das Gefängnis in erster Linie für die Bedürfnisse 
des Staates selbst zu arbeiten berufen ist. Jeder Staat hat so 
mannigfache Bedürfnisse, die in Strafanstalten ganz gut und 
zur Zufriedenheit des Staates ausgeführt werden können — 
Tatsache ist, dass Lieferanten von Staatsbedürfnissen diese in 
Strafanstalten anfertigen lassen — warum soll nun in diesem Fall 
der Staat nicht direkt die Ware im Gefängnis anfertigen lassen 
und auch direkt beziehen, warum soll der Staat nicht mit sich 
selbst kontrahieren ; ist es etwa vorteilhafter, hier eine Dritt- 
person, einen Zwischenhändler, eintreten zu lassen, der den Ge- 
winn, die Provision, die sich der Staat ersparen kann, ein- 
streicht?! Wenn Zwischenhändler diese Geschäfte besorgen, so 
hat der Staat die Provision zu zahlen, vernünftiger ist es nun doch 

2 
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gewiss, dass der Staat der Anstalt anständige Preise zahlt und 
dafür die Provision behält^). 

Dass zum Betrieb einer Industrie Kapital notwendig ist, 
ist selbstverständlich, dass aber eine Strafanstalt in der Lage 
ist, das ihr für die Beschäftigung der Sträflinge geliehene 
Kapital zu verzinsen und auch zu amortisieren, dafür giebt uns 
Ungarn den schlagendsten Beweis: Tauffer, Direktor des Zen- 
tralgefängnisses in Lepoglava (Kroatien) führt aus, dass in allen 
Gefängnissen Ungarns die Regie sich in glänzenden, finanziellen 
Verhältnissen befindet, und dass, dank dieser Institution, der 
materielle Erfolg weit günstiger ist als jemals unter dem System 
der Entreprise'). 

Wenn man alle diese Umstände berücksichtigt, wenn man 
die kolossalen Reinerträge der ungarischen Strafanstalten auf 
dem Gebiete des Staatsbetriebes auch nur zum kleinsten Teil 
in die Wagschale fallen lässt, so muss zugegeben werden, dass 
das Risiko, das der Staat durch den Regiebetrieb übernimmt, 
nicht sehr gross ist, vorausgesetzt, dass eben die Verhältnisse 
gerade für den Regiebetrieb nicht speziell ungünstige sind. Zu 
beobachten sind in dieser Richtung auch die Ausführungen von 
Kaldewey : Zur Statistik der preussischen Straf- und Gefangenen- 
anstalten vom Jahre 1870^). 

Ein grosser Vorzug der Selbstproduktion vor der Ver- 



^) In Würdigung dieses Gesichtspunktes werden denn auch in vielen 
Strafanstalten Waren für Staatszwecke hergestellt, so werden in England 
die Sträflinge bei öifentlichen Arbeiten und bei Herstellung von Bedürf- 
nissen der Postverwaltung beschäftigt, in Württemberg, Belgien und Hol- 
land arbeiten die Sträflinge sehr viel für das Militär, in Italien werden 
amtliche Druckarbeiten für das Ministerium des Innern durch Sträflinge 
besorgt. Vergl. Krohne a. a. 0. pag. 396, Anmerkung 12. Tauffer: Bei- 
träge zur neuesten Geschichte des Gefängnis wesens in den europäischen 
Staaten, Stuttgart 1885, pag. 73. 

*) Bulletin de la commission p6nitentiaire internationale, premiere 
Serie, II pag. 83 ff. — Vergl. femer die Gutachten von de Renzis, Atzel, 
Ponomarew, Herbette, Chicherio, Riviere, Jlling, von Baikay, Schimanowsky, 
Ekert und Monat für den internationalen Gefängniskongress in St. Peters- 
burg (1890). (Betr. Thesen der zweiten Sektion des Kongresses vergl. 
die Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft, Band XVI, pag. 
933, 934.) 

») Bl. f. Gfk. IX. pag. 461 ff. 
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gebung der Arbeitskräfte liegt auch darin, dass alle Stadien 
der Fabrikation unter Leitung und Kontrole der Anstaltsbeamten 
vor sich gehen, alles ist ausgeschlossen, was durch Dritte 
störend auf die Handhabung der sittlichen Momente beim Straf- 
vollzug einwirken könnte. Und ein weiterer Vorzug ist der, 
dass bei tüchtiger Durchbildung der Betriebsbeamten eine höhere 
Einnahme erzielt wird als bei Vergebung der Arbeitskräfte an 
Unternehmer. Kaldewey steht zwar nicht auf dem Standpunkt 
der Regie, er vertritt vielmehr den Standpunkt der Entreprise 
und zwar aus rein wirtschaftlichen Gründen, dennoch aber gibt 
er zu, dass die Einnahmen des Regiebetriebes diejenigen des 
Unternehmerbetriebes eher übertreffen. 

Was ferner die Beschaffung von Arbeit nach der Entlas- 
sung anbetrifft, so ist zu bemerken, dass in den meisten Ländern 
das Institut der Schutzaufsichtsvereine für entlassene Sträflinge 
(vergl. Fuchs : Die Qefangenen-Schutztätigkeit und die Ver- 
brechensprophylaxe, Berlin 1898) besteht, deren Organisation 
und bisherige Tätigkeit weit eher für richtige Fürsorge und 
passende Beschäftigung garantiert, als dies der Fall sein kann 
bei Unternehmern, die ihre Aufgabe allgemein doch nur dahin 
auffassen, die Arbeitskraft der Sträflinge auszubeuten. Aller- 
dings giebt es Zeitpunkte, wo sie entlassene Sträflinge in ihrer 
Branche beschäftigen können, sobald sie aber kaum genügend 
Arbeit für diejenigen Sträflinge, die sie laut Kontrakt beschäf- 
tigen müssen, aufweisen können, wie wollen sie dann vorüber- 
gehend angestellte, entlassene Sträflinge dazu noch in ihrer 
Branche beschäftigen? Letztere werden in solchen Fällen ein- 
fach bei Seite geschoben, sie können nun selbst sehen, wo sie 
Arbeit bekommen. 

Vollends ist die Behauptung, Arbeit und Moral müssen 
getrennt sein, die Arbeit habe mit den Spezialaüfgaben des 
Gefängnisses nichts zu schaffen, unhaltbar; gerade die Arbeit 
ist es ja, die in hohem Masse auf die Moral einwirkt, die allein 
befähigt ist, in vielen Fällen eine moralische Besserung zu 
Stande zu bringen. 

Wenden wir uns nun speciell zu den Nachteilen des Pri- 
vatbetriebes. Weitaus der grösste Fehler desselben beruht 
darin, dass er gar keine Rücksicht nimmt auf die Zwecke des 
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Strafvollzuges, keine Rücksicht nehmen kann, denn zwei ver- 
schiedene Interessensphären stehen sich gegenüber : Der Direktor 
der Strafanstalt hat die Aufgabe und die Pflicht, systematisch auf 
die Besserung aller Sträflinge hinzuwirken, als Mittel hiezu 
muss und wird er selbstverständlich und in erster Linie die 
Arbeit benützen. Nun aber kommt der Unternehmer, der die 
Arbeitskraft des Sträflings gepachtet oder gekauft hat ; sein 
Interesse ist es, dass der Sträfling nur diejenige Arbeit, die er 
ihm zuteilen möchte, verrichtet und diese Arbeit ist vor allem 
eine gewinnversprechende, ferner, dass der Sträfling auch fleissig 
arbeite, dass er ununterbrochen arbeite. Sowohl Direktor als 
Unternehmer nehmen natürlich einzig ihre eigenen Interessen 
wahr, diese Interessen aber lassen sich neben- und miteinander 
nur in den seltensten Fällen verfolgen und erreichen, die Folge 
ist Uneinigkeit, der Einfluss auf die Sträflinge wird und kann 
nicht ausbleiben. 

Beim Abschluss des Vertrages zwischen Anstaltsleitung 
und Unternehmer sucht letzterer die Organisation der Arbeit 
im eigenen Interesse an sich zu reissen, in vielen Staaten ist 
sie ihm ohne weiteres überlassen, nur in einigen, namentlich 
in Preussen, sind Bestimmungen vorgesehen, die es dem Unter- 
nehmer nicht leicht machen, zu seinem Vorteil zu kommen, aber ab- 
gesehen von diesem speciellen Fall, ist es der Unternehmer, 
der die Arbeit organisiert, leitet und kontroliert in allen den 
Fällen, wo die Arbeitskraft oder gar der ganze Sträfling ver- 
mietet wird. Damit ist der Leitung die Verfügung über ein ausge- 
zeichnetes Zuchtmittel, das wirksamste moralische Mittel, auf 
die Sträflinge im Sinne der Besserung einzuwirken, genommen, 
dieses wirkungsvollste Mittel liegt in den Händen von Leuten, deren 
einziges Bestreben im Erzielen eines möglichst hohen Gewinnes 
gipfelt; von Besserungsabsichten und moralischer Einwirkung 
ist da keine Rede mehr. Bei solchen Zuständen leidet zuerst 
die Disziplin, dann aber gewinnen die Angestellten des Unter- 
nehmers, die die Arbeiten leiten, sehr oft einen unheilvollen 
Einfluss auf die Gefangenen, den sie bisweilen benutzen, indem 
sie den Gefangenen verbotene Speisen und namentlich geistige 
Getränke zustecken, Verbindungen mit der Aussenwelt vermit- 
teln und dergleichen mehr. Und hier nun steht die Anstalts- 
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leitung solchen Tatsachen wehrlos gegenüber, denn ihr Arm 
reicht nicht so weit, dass sie die Entlassung oder Entfernung 
von Angestellten des Unternehmers, welche die Sträflinge in 
ungünstigem Sinne beeinflussen, bewirken könnte, wenigstens 
nicht eine sofortige, unmittelbare. Zudem steht es in der Macht 
des Unternehmers und seiner Angestellten, Sträflingen, die be- 
sonderes in der Ausführung der Arbeit, namentlich auch in 
quantitativer Hinsicht, leisten, Beilohnungen zuzuteilen; dass 
die Beschenkten gewöhnlich nicht diejenigen Gefangenen sind, 
die gemäss ihres moralischen Verhaltens von der Anstaltsleitung 
mit Verdienstanteil bedacht werden können, lehrt die Erfahrung. 
So ist die Arbeit nur noch Mittel zum Geldgewinn, der Straf- 
vollzug bleibt ausser Acht, die Arbeitsteilung, die dem Straf- 
vollzug im allgemeinen widerspricht, wird bis ins kleinste De- 
tail durchgeführt, Arbeiten, die den Strafvollzug fördern, dem 
Unternehmer aber nicht lukrativ genug erscheinen, werden bei- 
seite geschoben, der Arbeiter wird zur Maschine, das Zuchthaus 
zur Fabrik und Privatwerkstätte. 

Das Dazwischentreten Dritter ist denn auch von so un- 
günstigem Einfluss, dass dies selbst in Ländern, wo die Entre- 
prise ausschliesslich herrscht, anerkannt wird, und dass versucht 
wird, jede Verbindung des Unternehmers und seiner Angestellten 
mit den Sträflingen auszuschliessen, indem einmal jeder Arbeits- 
zweig für sich vermietet wird, die Direktion die Zahl der Ar- 
beiter, die Art der Arbeit, sowie die Arbeitszeit bestimmt, jedem 
einzelnen Sträfling zu einer ihr passend scheinenden Arbeit zu- 
teilt, dann auch die Arbeit selbst, d. h. mit eigenen Beamten, 
überwacht. 

Infolge der detaillierten Arbeitsteilung und der Arbeit mit 
Maschinen, wie es der Unternehmerbetrieb notwendig mit sich 
bringt,, wird der Sträfling selbst zur Maschine, den Anstalts- 
beamten wird die direkte Einwirkung während und durch die 
Arbeit genommen, infolgedessen ist die Rücksichtsnahme auf 
die Individualität, die Neigung, die Vergangenheit und die Zu- 
kunft, den seelischen Zustand zum Teil ausgeschlossen, infolge- 
dessen verlässt eine grosse Anzahl von Verbrechern die Anstalt 
schlechter, als sie dieselbe betreten. Wie verschiedene Gefäng- 
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nisbeamte über Regie und Entreprise und deren Vorteile und 
Nachteile sich ausgesprochen, zeigt folgendes: 

Krohne*): »Der Unternehmerbetrieb entspricht in keiner 
seiner Formen den oben aufgestellten Grundsätzen (Krohne, 
a. a. O. pag. 388 ff.), alle drei tragen in gröberer oder feinerer 
Art das unsittliche Gepräge des Menschenhandels, das sich in 
seiner rohesten Form nicht um ein Haar von der Sklaverei 
unterscheidet; von Strafvollzug ist bei beiden ersten Formen 
überhaupt nicht die Rede, der Privatunternehmer verwandelt 
kraft seines Kontraktes im ersten Fall das Gefängnis in ein 
Sklavenlager, im zweiten Fall in eine Fabrik mit Zwangsarbeit.« 
(Sing-Sing in New- York ist nichts als eine grosse Fabrik.) 

Zu einem ähnlichen Resultat gelangt auch Direktor Rittner 
in Hamburg^): »Von der Ansicht ausgehend, dass bei der Arbeit 
der Gefangenen vorzugsweise die ethische und edukatorische 
Seite zu berücksichtigen ist, kann es nach meinem Dafürhalten 
keinem Zweifel unterliegen, dass die höchste Vollendung darin 
besteht, wenn die Gefangenen auf eigene Rechnung beschäftigt 
werden. — Der moderne Strafvollzug bringt es mit sich, dass 
die Gefangenen in allen ihren Interessen ihren Stützpunkt in 
der Gefängnisleitung suchen sollen. Es muss daher die ganze 
Leitung einer Strafanstalt, nach einem einheitlichen System er- 
folgen. Es darf kein einzelner Stein in diesem schwierigen 
Gebäude fehlen, wenn das Grundprinzip nicht sofort durch- 
brochen erscheinen soll. In derselben Weise, wie man längst 
davon abgekommen ist, die Verpflegung der Gefangenen an den 
Mindestfordernden zu überlassen, — ein Prinzip, welches in der 
französischen Generalentreprise in der frivolsten Weise sich 
gipfelt — in derselben Weise wird man auch späterhin davon 
abstehen, die Arbeitskräfte der Gefangenen an den Meistbieten- 
den zu vermieten.« 

Ferner Direktor HöUdorfer in Zweibrücken®): 

»Die Nachteile, welche durch Vermietung der Arbeits- 
kräfte an einen Unternehmer für den Gefangenien, für die Dis- 
ziplin in der Anstalt und für den Staat selbst entstehen, sind 
zu gross, als dass man hierauf eingehen könnte. Der Unter- 

*) Krohne a. a. 0. pag. 391. 
') Bl. f. Gfk. IX., pag. 262 flf. 
«) Bl. f. Gfk. IX., pag. 459. 
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nehmer kann und will in den Verui-teilten bloss mehr oder 
weniger geschickte Arbeiter sehen, nicht Verbrecher, welche 
gebessert werden sollen. Was liegt dem Pächter auch an der 
moralischen Besserung des Sträflings durch die Arbeit, wenn 
er nur am Jahresschlüsse eine reiche Bilanz ziehen kann!« 

Beltrani-Scalia^) endlich schreibt in seinem Buche über 
Gefängnisreform ; 

»Si dirä, che il governo e un pessimo industriale, lo so; 
ma la questione allora cambia di aspetto, e si riduce a far si 
che Topera dei condannati sia ben impiegata e possa diventar 
produttiva. Ecco il quesito.« 

Wertvoll auch ist für uns der Ausspruch des Vicomte 
d'Haussonville, der die Zustände der Gefängnisse Frankreichs 
und das System der Generalentreprise durch und durch kennt. 
Er schreibt unter anderem^) : 

»Nos maisons centrales sont des manufactures, dont les 
ouvriers ne sont pas libres.« 

Wenn man nun alle Umstände, alle Vorteile und Nachteile 
der zwei Systeme gewissenhaft einander gegenüberstellt, wenn 
man namentlich, was unbedingt notwendig ist, auch die Zwecke, 
denen die Arbeit zur Verwirklichung verhelfen soll, geziemend 
berücksichtigt, dann ist die Entscheidung, ob Entreprise oder 
Regie, festgestellt; im Interesse eines geordneten, modernen 
Strafvollzuges liegt es, dass als einziges Arbeitssystem der 
Staatsbetrieb eingeführt werde. Der Staat ist verantwortlich 
für den Strafvollzug, es ist somit ganz allein Sache des Staates, 
diesen zu regeln und zwar so zu regeln, dass ein Erfolg mög- 
lich ist. Wo aber, wie beim Unternehmerbetrieb, der Erfolg 
in einer ganz anderen Richtung gesucht und gefunden wird, 
darf man nicht mehr von Erfolg im Strafvollzug reden. Schliess- 
lich handelt es sich ja darum, besserungsfähige Sträflinge dem 
Staate gebessert wieder zuzuführen, sie dem Leben wiederzu- 
geben, und das kann nur der Staat, der ihnen vorher die 
Berechtigung, in der menschlichen Gesellschaft zu leben, ab- 
gesprochen hat. 



^) Beltrani-Scalia : La riforma penitenziaria in Italia, pag. 305. 
®) d'Haussonvüle : Les Etablissements p6nitentiaires en France et 
aux colonies, Paris 1875, pag. 181; vergl. auch pag. 244 ff. 
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§ 6. Das Verhältnis der Gefängnisarbeit zur freien Arbeit. 

(Vergl. die Verhandlungen des Gefängniskongresses in St. Petersburg.^) 

Der Strafzweck verlangt unbedingt produktive Arbeit, es 
ist dies auch eine Naturnotwendigkeit ; ganz abgesehen von dem 
grossen, materiellen Interesse, welches der Staat daran hat, 
dass wenigstens teilweise die grossen Kosten der Untersuchung 
und Gefangenhaltung gedeckt werden; jede produktive Arbeit 
aber schliesst gewissermassen eine Konkurrenz in sich, eine 
Konkurrenz, die allerdings nur vom Guten ist. Nun sagen die 
freien Gewerbetreibenden ganz allgemein, durch die Gefängnis- 
arbeit werde eine Konkurrenz geschaffen, gegen welche die 
freie Produktion nicht aufkommen könne, den direkten Beweis 
dafür leisten sie jedoch nicht. Die Schwierigkeit, aus einzelnen, 
an den Haaren herbeigezogenen Beispielen zu einem sichern, 
endgültigen Resultat zu kommen, anerkennen die Gewerbetreiben- 
den selbst, weshalb sie auf vermeintliche Ursachen zurück- 
greifen müssen, als welche die niedrigen Löhne, die für die 
Sträflingsarbeit berechnet werden, und die schlechte Qualität 
der letztern hingestellt werden. Folgendes möge hier zur Auf- 
klärung dienen : ^) 

»Die Gewerbe selbst, zunächst das Loderergewerbe hat in 
einer Eingabe behauptet, dass es schwer geschädigt werde um 
deswillen, weil die ' Strafanstalt München mehrere Sorten von 
Teppichen fabriziere und es dem Gewerbe absolut unmöglich 
sei, mit der Anstalt zu konkurrieren. Wir haben gelegentlich 
unseres Berichtes (Bericht der Münchener Handelskammer) Ver- 
anlassung genommen, der Sache auf den Grund zu gehen. Die 
Klagen des Gewerbes waren die, »»dass das Zuchthaus billiger 
fabriziere, in Konkurrenz mit den Detailverkäufern trete, in- 
dem es eine eigene Verkaufsstelle in München halte««. Daraus 
wurde deduziert, dass es unmöglich sei, dass das Gewerbe in 
diesem Artikel weiter arbeite. Die Erhebungen haben ergeben, 
dass das Zuchthaus allerdings diese Artikel fabriziert, aber 
teurer verkauft als sämtliche einschlägige Gewerbe in München, 

Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft, Bd. XVI, 
pag. 935 if. 

*) Enquete über den Einfluss der Gefängnisarbeit auf den freien 
Gewerbebetrieb, Berlin 1878, III. Teil, pag. 16. 
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iTsreil seine Qualität die beste ist, die dort gemacht wird, dass 
es eine eigene Verkaufsstelle in München nicht hat, sondern 
dass es jedem freisteht, seinen Bedarf im Münchener Zuchthaus 
zu gleichen Preisen und in offener Konkurrenz yu decken.« — 
Ferner : 

»In einer bayrischen Stadt hat das Bürstenbindergewerbe 
in einer Petition an das Staatsministerium die Behauptung auf- 
gestellt, dass ein Teil des Gewerbes in dem betreffenden Kreis 
und Platz schon zu Grunde gegangen sei, ein weiterer Teil 
auf dem Wege dazu sei, aus dem Grunde, weil die dortige 
Strafanstalt Bürsten waren zu einem Preise herstelle und ver- 
kaufe, der absolut jede Konkurrenz ausschliesse. Ausdrücklich 
-wurde das Zuchthaus Würzburg namhaft gemacht. Der be- 
treffende Direktor war im Stande, diese Petition beim Ministerium 
dahin zu erwidern, dass überhaupt in den letzten acht Jahren 
in dem betreffenden Zuchthaus, das angeblich den Untergang 
des Bürstenbindergewerbes mit sich bringen sollte, eine Borste 
nicht verarbeitet worden sei.« 

Man könnte nun solche Klagen ganz einfach entkräften, 
indem man allein auf die absolute Notwendigkeit produktiver 
Arbeit in den Gefängnissen hinweist, allein, wenn der freie 
Gewerbetreibende von dem schädlichen Einfluss der Gefängnis- 
arbeit fest überzeugt ist, kann er mit Fug und Recht dagegen 
geltend machen, dass da, wo Interessen freier Arbeiter und 
Gefangener zusammenstossen, die Interessen der freien Arbeiter 
vorgehen müssen. Es darf ferner nicht allgemein dahin ge- 
antwortet werden, dass die Produktion in den Gefängnissen 
gegenüber der freien Produktion verschwindend klein sei, denn 
in den meisten Fällen wird die Klage nicht gerade auf die 
Quantität, sondern vielmehr auf den Umstand gerichtet, dass 
die im Gefängnis produzierten Waren zu Preisen verkauft 
werden, mit denen das freie Gewerbe nicht mehr konkurrieren 
könne. Wenn solche Klagen berechtigt sind, dann ist ein wirt- 
schaftlicher Übelstand vorhanden, der sofort aufgehoben werden 
müsste, eine Folge wäre die notwendige Änderung des Straf- 
vollzuges, es ist deshalb am Platze, diese Klagen speziell auch 
vom volkswirtschaftlichen Standpunkt aus zu prüfen. 

Wenn Gefängnisarbeit und freie Arbeit in Konkurrenz 
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treten, so sind es in erster Linie die Interessen des Staates, 
weder diejenigen der freien Arbeiter noch diejenigen der Sträf- 
linge, welche berücksichtigt werden müssen, der Staat verfolgt, 
indem er die Sträflinge produktiv arbeiten lässt, Zwecke und 
Ziele nicht nur zu Gunsten der Sträflinge, sondern speziell zu 
Gunsten der Gesamtheit, im Interesse des öffentlichen Wohles. 
Sodann ist für die Konkurrenz massgebend bei Gleichheit der 
Ware eine Verschiedenheit im Preise; jeder Verkäufer, der be- 
stehen will, muss gleiche Ware zu gleichem Preise anbieten 
können. Nun besteht die Beschwerde der freien Arbeiter darin, 
dass sie sagen: »Wir sind nicht im Stande, unsere Waren zu 
demselben Preise anzubieten, zu dem die Gefängniswaren au- 
geboten werden.« Damit ist gesagt, dass der Verkaufspreis 
der Gefängniswaren zu niedrig ist, da der direkte Beweis dafür 
aber nicht zu erbringen ist, greift man auf die Arbeitslöhne 
und schliesst aus diesen auf die Höhe der Preise. Was ist 
nun aber überhaupt der Arbeitslohn in den Gefängnissen? Im 
Regiebetrieb ist er ein Produkt der Buchführung, beim Unter- 
nehmersystem wirken Faktoren mit, die bedingen, dass der 
Arbeitslohn des Sträflings geringer sein muss, als derjenige 
des freien Arbeiters. Wenn nun auch zum Teil die Lohnsätze 
in den Gefängnissen etwas geringer sind, so darf daraus nicht 
ohne weiteres geschlossen werden, dass die Herstellungskosten 
nun eo ipso auch geringer seien. Dieser Schluss mag für die 
freie Industrie richtig sein, ist aber nicht übertragbar auf die 
Gefängnisarbeit, hier machen sich Umstände geltend, welche 
die Herstellungskosten, den Lohnansatz ausgenommen, gegen- 
über der freien Industrie bedeutend erhöhen. Namentlich wird 
der Betrieb gehemmt und erschwert dadurch, dass oberster 
Zweck der Arbeit nicht der Erwerb, sondern lediglich eine 
zweckmässige Beschäftigung der Sträflinge ist, dass infolge 
dessen der Betrieb sich nach Aussen hin nicht frei bewegen 
kann; ferner sind in Betracht zu ziehen die Erfordernisse der 
Hausordnung, der Besuch der Schule, die Spaziergänge, endlich 
auch Disziplinarstrafen (Entzug der Arbeit) und der Verkehr 
mit den Beamten, alles das sind Umstände, die darauf hindeuten, 
dass die Gesamt-Herstellungskosten im Geiängnisbetrieb eher 
grösser werden müssen als in der freien Industrie, dass also, 
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um konkurrieren zu können, die Strafanstalt niedrigere Löhne 
zahlen, respektive in Anrechnung bringen muss. Dass die Preise 
sich nach den Herstellungskosten richten, darf nur allgemein 
als richtig anerkannt werden, ist also cum grano salis zu ver- 
stehen, denn wir haben für dieselben Waren auf dem freien 
Markte statt mehrerer Preise einen Einheitspreis, obschon die 
Herstellungskosten nicht in allen Fällen die gleichen sind. Die 
Herstellungskosten bedingen nur, dass der Marktpreis nicht 
unter ein bestimmtes Minimum fällt, die Höhe des Marktpreises 
Tvird durch andere Momente bedingt, so namentlich durch An- 
gebot und Nachfrage. Verkauft wird ganz allgemein nach dem 
Marktpreise, und davon machen auch die Gefängnisleitungen 
keine Ausnahme, sobald sie in die Lage kommen auf dem 
freien Markte verkaufen zu müssen. Aber auch zugegeben, 
dass die Herstellungskosten der Gefängnis waren niedriger sind 
infolge kleinerer Arbeitslöhne, so wirkt dieser Umstand nicht 
direkt auf den Preis ein, son*dern erhöht lediglich den Gewinn. 
Und endlich angenommen, dass niedrigere Preise vorhanden 
seien, so werden die Marktpreise dadurch nur dann herabge- 
drtickt werden können, wenn das Angebot zum niedrigeren 
Preise die ganze Nachfrage deckt. Da aber die Gefängnisarbeit 
nur einen geringen Prozentsatz aller Produktion ausmacht, da 
die Gefängnisarbeit nicht beliebig ausgedehnt werden kann, so 
kann von einer ernstlichen Konkurrenz nicht die Rede sein, in 
diesem Sinne darf auf die geringe Quantität der Gefängnisarbeit 
mit Recht hingewiesen werden. 

Ein weiterer Vorwurf ersteht der Gefängnisarbeit darin, 
dass die Qualität der Gefängniswaren so gering sei, dass sie 
ungünstig auf die ganze Produktion einwirke, dass sie nament- 
lich den Export ruiniere. Es dürfte schwer halten, diesen Ein- 
wurf zu beweisen, denn ihm stehen Tatsachen gegenüber: So 
ist Bruchsal vermöge seiner soliden Arbeit und vermöge seiner 
guten Waren berühmt, nicht minder München wegeii der dortigen 
Tapeten- und Deckenfabrikate, Fabrikate, deren Qualität die- 
jenigen der freien Fabrikanten gar nicht erreichen. Und wenn 
gar Arbeiten aus Strafanstalten an Ausstellungen mit den 
höchsten Aufzeichnungen bedacht werden, so ist damit der Be- 
weis zur Genüge erbracht, dass die Gefängnisarbeit nicht etwa 
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nut* schlechte, sondern dass sie auch gute Produkte liefert, 
gerade wie die freie Industrie auch. 

Alle dieseAusführungen weisen darauf hin, dass ein dauernder 
Einfluss der Gefängnisarbeit auf die Produktion und den Preis 
nicht vorhanden ist, vom wirtschaftlichen Standpunkt aus kann 
ein Schaden für die freie Industrie nicht nachgewiesen werden. 
Die Enquete, deren Beschlüsse folgen, kommt ungefähr zu dem 
gleichen Resultate, wenn sie auch nicht direkt das Vorhanden- 
sein einer Konkurrenz oder deren Möglichkeit ablehnt^): 

Beschlüsse der von dem bleibenden Ausschuss des deutschen 
Handelstages zur Beratung über den Einfluss der Gefängnis- 
arbeit auf den freien Gewerbebetrieb eingesetzten Kommission : 

I. 

»1. Die Notwendigkeit einer produktiven Beschäftigung von 
Gefangenen ist von keiner Seite bestritten, 

2. Dagegen besteht eine erhebliche Verschiedenheit der 
Anschauungen unter den Beteiligten über die Organisation der- 
artiger produktiver Beschäftigungen, sowie über den Umfang 
und die Art des industriellen Betriebes in den einzelnen An- 
stalten und über den dadurch herbeigeführten Einfluss auf das 
freie Gewerbe. 

3. Klagen kommen ganz besonders dort zum Ausdruck, 
wo in Verbindung mit dem in Norddeutschland vorherrschenden 
System der Arbeiterverdingung ein mehr oder weniger fabrik- 
mässiger Betrieb, insbesondere mit Dampfkraft, etabliert ist. 
Umgekehrt hat das System des eigenen Regiebetriebes oder der 
je nach den Bedürfnissen des Strafvollzuges leichtlöslichen 
Kundenwirtschaft zu Beschwerden in der Regel nicht gefUhii:. 

4. Die von verschiedenen Seiten behauptete und mehrfach 
konstatierte geringere Qualität, beziehungsweise diejenigen Preise 
der in Gefängnissen gefertigten Waren scheinen weniger eine 
Folge der Sträflingsarbeit als solcher, als vielmehr der Organisation 
dieser Arbeit zu sein. - 



') Enquete etc. — Anhang. 
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II. 



Auf Grund dieser Ermittlungen, beziehungsweise Erwäg- 
ungen, erachtet die Kommission folgende Gesichtspunkte für 
^wesentlich : 

1. Bei Beschäftigung von Gefangenen ist neben dem in 
erster Linie stehenden Zwecke des Strafvollzuges weder dem 
Erwerbs- noch dem fiskalischen Standpunkte ein überwiegender 
Einfluss zuzuerkennen. Schon dadurch werden verschiedene 
Beschäftigungsarten, wie z. B. Cigarrenfabrikation, Goldleisten- 
fabrikation, wegen der dabei naheliegenden Lockerung der 
Disziplin sich mehr oder weniger von selbst verbieten. 

2. Es empfiehlt sich ferner eine möglichste Vielgestaltig- 
keit der Betriebszweige in jeder einzelnen Strafanstalt. 

3. Es erscheint zweckmässig, die Herstellung von Bedarfs- 
artikeln für öffentliche Zwecke den Gefangenenanstalten zuzu- 
weisen. Dahin zählen beispielsweise Lieferungen flir Verkehrs- 
anstalten, Gerichts- und Verwaltungsbehörden, Militär etc.« 

Das über die Arbeit in den Strafanstalten Gesagte kurz 
zusammenfassend, ergiebt sich folgendes : Es ist nicht nur eine 
Naturnotwendigkeit, dass auch der Sträfling arbeite, es ist 
dies auch ein Erfordernis des Strafvollzuges, das allgemein 
als zur Erreichung der Strafzwecke anerkannt ist, und es ist 
im weitem selbstverständlich, dass diese Arbeit eine produktive 
sein muss. In der produktiven Beschäftigung der Sträflinge 
will von vielen, namentlich von Handwerkern eine wirtschaft- 
liche Gefahr, ein nicht zu bestehender Konkurrenzkampf ge- 
sehen werden. Dass dies nicht der Fall ist, geht daraus hervor, 
dass die Zahl der Arbeitskräfte sich nicht vermehrt hat, dass 
die Anstaltsleitung an den Marktpreis der Waren ebenso ge- 
bunden ist wie der freie Produzent, und dass insbesondere die 
Quantität der Gefängnisarbeit gegenüber der freien Produktion 
eine ganz minime ist. Dennoch ist der Staat verpflichtet, 
diesen Stimmen aus dem Volke Rechnung zu tragen, indem er 
für die Bedürfnisse des Staates arbeiten lässt, indem er ferner 
das System des Staatsbetriebes als einzig gültiges Betriebs- 
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syertem anerkennt, da es ja zugleich dasjenige System ist, das 
allein den Anforderungen des modernen Strafvollzuges zu ent- 
sprechen in der Lage ist. 

Dadurch, dass der Staat seine Sträflinge ausnahmslos pro- 
duktiv beschäftigt, entsteht ein Arbeitsertrag, die weitere Frage 
ist nun: Wem gehört dieser Arbeitsertrag? insbesondere: Hat 
der Sträfling einen rechtlichen Anspruch auf den Ertrag seiner 
Arbeit? Muss ihm für seine Arbeit ein Lohn rechtlich zuge- 
sprochen werden? — 
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II. Abschnitt. 



Der Arbeitsertrag. 



I. Kapitel: Stand der Gesetzgebung. 



§ 1. Geschichtliches. 

Die geschichtliche Entwicklung der Arbeitsstrafe in Ver- 
bindung mit der Freiheitsstrafe berechtigt zu der Annahme, 
dasa dem Sträfling kein Recht auf den Arbeitsertrag zustehe. 
So bemerkt Wagnitz in seinen »historischen Nachrichten über 
Zuchthäuser« zu Beginn des 19. Jahrhunderts, die Anstalt habe 
ein Recht auf den ganzen Verdienst, sobald kein Arbeitspensum 
bestimmt sei, und es sei eine besondere Vergünstigung, wenn 
den fleissigen Züchtlingen etwas von dem Arbeitsertrag über- 
lassen werde. Sei aber ein Pensum festgesetzt, so sei eben 
dadurch zu erkennen gegeben, dass die Anstalt nur insoweit 
Anspruch auf die Arbeitskräfte der Sträflinge mache, als der 
Gefangene dieses Pensum zu liefern verpflichtet sei, sie mache 
sich zugleich stillschweigend anheischig, ihm den reinen Ertrag 
von dem zu lassen, was er mehr verdient. Ganz ähnlich äussert 
sich V. Arnim in den »klassischen Bruchstücken über Gefangen- 
anstalten in Preussen 1803« : dass alle Gefangenen arbeiten 
müssen, ohne dass ihnen deshalb schon weitere Belohnungen 
verheissen werden. Nur ausserordentlicher Fleiss sollte ihnen 
unter zweckmässigen Einschränkungen einige Vorteile gewähren, 
weil ein solcher weder verlangt noch durch Zwangsmittel be- 
wirkt werden kann. Die Gefangenen müssten jedoch des fest- 
gesetzten Arbeitspensums ungeachtet mit aller Strenge zum 
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Fleiss und zur Arbeit und also zur Gewinnung eines Überver- 
dienstes angehalten werden. Was sie monatlich mehr als das 
festgesetzte Arbeitspensum verdienen, mllsse ihnen ganz oder 
wenigstens zum Teil als Überverdienst zufliessen. 

Noch weiter zurück gehen Aufzeichnungen, die das Ge- 
fängniswesen des Kantons Bern betreflfen^): Durch eine Ver- 
ordnung vom 19. Oktober 1750 fand eine Zeiteinschränkung 
für die eigene Arbeit statt, denn diejenigen Gefangenen, 
welche nicht zu äusserer Arbeit verwendet wurden, durften für 
ihren eigenen Nutzen arbeiten. Aber schon im Jahre 1753 
wurde jedwede Arbeit zu eigenem Nutzen verboten, dagegen 
ein Arbeitsanteil für die Fleissigen von tadellosem Betragen 
bewilligt. Das Reglement aus dem Jahre 1783 (gedruckt den 
14. November 1788) bestimmte, dass die Sträflinge nicht nur 
das vorgeschriebene Tagwerk verrichten, sondern womöglich 
eine Mehrleistung zu Stande bringen sollten, um einer Be- 
lohnung würdig zu werden, diese »Prämie« hatte die Direktion 
an die Fleissigen zu bestimmen. Obschon viele Arbeite» zur 
Zeit, da die neue Strafanstalt in Bern bezogen wurde (1834) 
kaum die Kosten eintrugen, gewährte die Verwaltung doch 
einen Verdienstanteil, von der Ansicht ausgehend, dasa der- 
selbe nicht von der Art der Arbeit, sondern vom Fleisse der 
Gefangenen abhängig zu machen, Unfleiss zu bestrafen sei. 

Weil aber jeder gesetzliche Anhaltspunkt betreifend den 
gesamten Arbeitsertrag fehlte, griff die Willkür Platz, die An- 
staltsleitungen verfuhren nach Gutdünken und persönlichen 
Ansichten. So ist es zu erklären, dass zu Beginn unseres 
Jahrhunderts förmliche Belohnungen und Prozente am Arbeits- 
ertrag eingeräumt wurden, z. B. in Berlin, Wien, Hamburg ^) etc., 
während andernorts die Mehrarbeit überhaupt nicht entlohnt 
wurde oder das Tagwerk zu hoch berechnet war. Eine natür- 
liche Folge dieses letztern Umstandes war, dass die Züchtlinge 
sich der Arbeit so viel wie möglich zu entziehen suchten. Said 
wurde der Überverdienst den Gefangenen ganz und zur freien 
Verfügung überlassen, bald diente die eine Hälfte zu ihrer 

^) Schaffroth : Geschichte des bernischen Gefängniswesens, Bern 1898, 
pag. 65, 72 und 115. . 

^) Martens : Das Hamburgische Kriminalgefängnis etc., Hamburg 1823. 
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Bekleidung, über die andere verfügten sie nach freiem Ermessen, 
bald wurde eine Quote bis zur Entlassung aufbewahrt. Da, wo 
die Selbstbeköstigung noch zugestanden war, lebten die Ge- 
fangenen meist aus ihrem Arbeitsverdienste. 

Schon 1814 bemerkte Hopfauer in seiner Abhandlung über 
Straf häuser, dass dem Sträfling ein kleiner Betrag vom Arbeits- 
lohn gutgeschrieben werden konnte, der ihm beim Austritt aus 
der Anstalt zur Bestreitung des Unterhalts während der ersten 
Zeit einzuhändigen war. 

Mit der Zeit wurde die Gewährung eines Anteils am Ge- 
winn unter gewissen einschränkenden Bestimmungen zur Regel, 
immerhin aber nur insoweit, als es vollkommen im Ermessen 
des Staates resp. der Anstaltsleitung lag, einen Anteil als Ge- 
schenk oder Belohnung zu geben, niemals konnte der Sträfling 
die Aushingabe seines ihm gutgeschriebenen Anteils erzwingen. 
Grellet-Wammy ^) sagt, dass die Notwendigkeit, in einem 
Gefängnis die Arbeit einzuführen, allgemein anerkannt, dass 
der wesentliche Punkt der Einfluss der Arbeit auf die Besserung 
des Verbrechers ist, und fährt folgendermassen fort: 

»Die Methode, welche das Buss- und Besserungssystem 
anwendet, um diesen wichtigen Zweck (Besserung der Ver- 
brecher) zu erreichen, besteht darin, das man den Gefangenen 
einen Teil von der Frucht seiner Arbeit als Aufmunterung zu- 
kommen lässt. Hierdurch giebt man ihm ein Mittel, die Härte 
seiner Strafe einigermassen zu erleichtern; alsdann prägt die 
in einer Werkstatt verrichtete Arbeit dem Geist der Sträflinge 
kräftig die nützliche Lehre ein: dass der arbeitsame Mensch 
in der Gesellchaft ein anständiges Auskommen gemessen kann, 
während sich der Müssiggänger von allem entblösst findet. 

Das Gesetz kann aussprechen, dass der Erlös aus der 
Arbeit der Gefangenen dem Staate gehört, weil im Grunde die 
Zeit des Verurteilten nicht mehr sein ist, 

»»der Verurteilte ist seine Arbeit der Strenge des Gesetzes 
schuldig ; ihn davon befreien heisst das Gesetz verletzen, 
die Strafe schwächen, ihre besten und heilsamsten Wirk- 
ungen zerstören.«« (Moniteur vom 13. April 1836, pag. 786). 



^ Grellet-Wammy: Handbuch der Gefängnisse, übersetzt von Karl 

Mathy, Solothurn 1838, pag. 89 ff. 

3 
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Allein es (das Gesetz) wird weise handeln, wenn es, wie 
in Genf, festsetzt, dass der Staat einen Teil dieses Erlöses zum 
Vorteil des Gefangenen bestimme. Die Hausordnung muss die 
Verwendung eines Teils oder des Anteils am Lohne (pecule) 
nach der Klassenabteilung angeben. 

Ein Teil des Anteils am Lohne wird in eine besondere 
Kasse gelegt und bildet eine Reserve, welche die Verwaltung 
bei dem Austritt des Gefangenen dem Patron übergiebt, welchen 
sie ihm ernannt hat. Dieser verfügt darüber zu dem besten 
Nutzen des Gefangenen. Es ist zweckmässig, dass der letztere 
deutlich einsehe, dass er kein Recht auf dieses Geld hat, und 
dass man ihm eine Gunst erweist, indem man ihm den Genuss 
davon überlässt. Er muss wissen, dass, 

»»wer in das Gefängnis tritt, zu welcher Klasse er auch 
gehören mag, eine angestrengte Arbeit schuldig ist zur 
Abbüssung seines Fehlt rittes<^«. (Saggio sul buon governo 
della mendicitä, degli istituti di beneficenza, e delle carceri 
del conte D. Carlo Jlarione Pettiti di Roreto, Torino 1837, 
tom. 2, pag. 459). 

und endlich nach dem Ausdruck des H. Gramer- Audeoud, dass 
der Anteil des Erlöses, den man ihm bei seinem Austritt aus 
Wohlwollen zukommen lässt, eine Schenkung ist und nicht eine 
Schuld. 

Der andere Teil des Anteils am Lohne, welcher das aus- 
macht, was man den verfügbaren Lohn (le disponible) nennte 
steht zur Verfügung des Gefangenen, welcher sich desselben, 
wenn er will, bedienen kann, sobald er ihm verfallen ist, indem 
er sich nach den Bestimmungen der Hausordnungen richtet. 

Das Verhältnis zwischen der Reserve und dem verfügbaren 
Lohne wechselt nach dem Grade der Strenge der Quartiere.« 

Während am Ende des 18. Jahrhunderts und zu Beginn 
des 19ten die Zwangsarbeit, d. i. die Arbeit in den Gefängnissen, 
der Strafknechtschaft gleichkam, wo der ganze Ertrag der 
Arbeit des Sträflings zuerst der geschädigten Privatperson, 
später dem Staate zukam, wurde nach und nach dem Sträfling 
unter gewissen Bedingungen ein Teil dieses Arbeitsertrages 
als Geschenk zugeteilt, namentlich als Belohnung für Pleiss 
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und allmälig auch für gutes Betragen ; aber dadurch anerkannte 
der Staat nicht ein Recht des Gefangenen derart, däss dieser 
die ihm zugeschriebene Quote hätte reklamieren können weder 
während der Dauer der Strafe noch nach der Freilassung. 
Daraus entstanden allgemeine Bestimmungen der Hausordnungen, 
wie sie heute gelten, die sozusagen alle dem Sträfling einen 
Anteil gutschreiben lassen. 

§ 2. Der Arbeitsertrag gemäss den geltenden gesetzlichen 

Bestimmungen.^) 

I. Artikel 23 der Bundesverfassung der schweizerischen 
Eidgenossenschaft erteilt dem Bunde das Recht, auf seine Kosten 
oder mit seiner Unterstützung öffentliche Werke im Interesse 
der Eidgenossenschaft zu schaffen. Gestützt auf diesen Artikel 
und gestützt auf das dringende Bedürfnis, im Interesse der 
öffentlichen Sicherheit, im Interesse der Notwendigkeit der 
Entlastung der kantonalen Straf Häuser, endlich auch ge- 
leitet vom Standpunkt der Gerechtigkeit und Billigkeit, 
ein interkantonales Zellengefängnis für gefährliche und lang- 
jährige Verbrecher zu bauen, gelangte der schweizerische 
Verein für Straf- und Gefängniswesen im Jahre 1879 an den 
hohen Bundesrat mit der Bitte, ein solches Zellengefängnis be- 
förderlich zu erstellen ^). Allein der hohe Bundesrat hat alle 
Anträge auf Schaffung von Bundesstrafanstalten abgelehnt, um 
in die Zuständigkeit der Kantone nicht einzugreifen (Bundes- 
ratsbeschluss vom 11. Mai 1880). Daher ist dem Strafvollzug 
in der kleinen Schweiz heute noch eigentümlich die kantonale 
Zersplitterung, welche die einzelnen Kantone viel Geld kostet 
und trotzdem bei mangelhaften, baulichen Einrichtungen und 
aus verwaltungstechnischen Gründen keinen erspriesslichen Straf- 
vollzug gestattet. Einen Fortschritt auch auf dem Gebiete 
des Strafvollzuges bedeutet die am 13. November 1898 mit 
260,000 gegen 100,000 Stimmen angenommeneVerfassungsrevision, 

^) Die Gesetzestexte sind im Anhange abgedruckt. 

*) Verhandlungen des schweizerischen Vereins für Straf- und Ge- 
fängniswesen in Solothurn den 28. und 29. September 1879 und in Liestal 
den 3. und 4. Juni 1880. 
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obschon leider die Vereinheitlichung gerade des Strafvollzuges 
nicht inbegriffen ist. Artikel 64^^^ ermächtigt nun den Bund, 
den Kantonen zur Errichtung von Straf-, Arbeits- und Besserungs- 
anstalten und für Verbesserungen im Strafvollzuge überhaupt 
Beiträge zu gewähren. Durch diese Untersttitzungen wird es 
den Kantonen möglich werden, die Einzelhaft besonders auf 
bösartige Individuen in erhöhtem Maasse ausdehnen zu könneo. 

Vorherrschendes Haftsystem ist das gemischte progressive: 
Die Sträflinge gelangen von der Einzelhaft zur Gemeinschafts- 
haft, in einzelnen Kantonen von da zur bedingten Entlassung. 
Dabei besteht eine geordnete Klassifikation, die nächtliche 
Trennung ist die Regel. Die Verstellung der Sträflinge zu 
landwirtschaftlichen und öffentlichen Arbeiten, wie sie früher 
sozusagen allgemein üblich war, — so konnte man in Bern bis 
1884 die »zebragekleidete Schaar der Züchtlinge« auf öffent- 
lichen Plätzen an der Arbeit sehen, wobei wiederholt das Schau- 
spiel der Fluchtversuche und Menschenjagd zur Aufführung 
gelangte ^) — ist fast ganz verschwunden, die industrielle Arbeit 
in Regie überwiegt, der Ertrag der Arbeit fliesst in die Staats- 
kasse. Letzteres ist bestimmt durch das Strafgesetz im Kanton 
Freiburg, durch das Gesetz betreffend die Strafanstalt im 
Kanton Thurgau, durch Reglement oder Straf Hausordnung in 
den Kantonen Luzern, Zug, ßaselstadt und -Land, Graubünden 
und Genf. Die andern Kantone haben die Regelung der recht- 
lichen Natur des Arbeitsertrages insofern der Verwaltung über- 
lassen, als sie darüber ausdrücklich weder im Strafgesetz noch 
in der Hausordnung oder im Reglement bestimmt haben. Immer- 
hin ergiebt sich aus der Regelung des Verdienstanteils auf 
dem Verordnungswege, dass auch diese Kantone im Prinzip 
den Ertrag der Arbeit der Staatskasse zuweisen ; ausgenommen 
sind Nidwaiden und Appenzell I.-Rh., die auch das Institut 
des Verdienstanteiles nicht zu kennen scheinen. 

Zu bemerken ist endlich, dass Obwalden die Verstellung 
der Sträflinge an Private zu landwirtschaftlichen Arbeiten ge- 
legentlich noch anwendet, nämlich dann, wenn nicht genügend 
andere Arbeit (in der Regel Strassenarbeiten) vorhanden ist. 
In solchen Fällen wird den Sträflingen der Lohn, den sie er- 

^) Pfenninger: Das Strafrecht der Schweiz, Berlin 1890, pag 462 ff. 
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halten, am Ende der Strafzeit ausbezahlt (laut Mitteilung der 
Strafanstaltsdirektion.) 

II. Während in ganz Deutschland das Strafrecht einheit- 
lich geordnet ist, herrscht im Strafvollzug noch grosse Ver- 
schiedenheit, da der Entwurf eines Strafvollzugsgesetzes für 
das deutsche Reich vom Jahre 1879, der den Arbeitsertrag dem 
Staate zugesprochen wissen wollte, keine Billigung fand, und 
seither ein einheitliches Strafvollzugsgesetz nicht eingeführt 
wurde *). 

Sämmtliche Staaten Deutschlands haben auf dem Ver- 
ordnungswege in den Hausordnungen verfügt, dass der Ertrag 
der Sträflingsarbeit dem Staate zufalle. Auf dem gleichen 
Standpunkt steht auch Österreich. In England und Irland 
ist diese Ansicht selbstverständlich. Im Geltungsgebiet des 
Code penal ist die Art und die Schwere der Strafe von Einfluss 
auf das Eigentumsrecht am Arbeitsertrage. Es liegt bezüglich 
der peine de la r^clusion eine Zulassung vor, d. h. der zu reclusion 
Verurteilte kann einen Anteil am Arbeitsverdienst erhalten, 
bezüglich der dölits correctionnels aber ein Gebot d. h. der 
wegen d^lit correctionnel Verurteilte hat neben dem Staate ein 
gesetzliches Anteilsrecht am Ertrag. In Belgien haben sowohl 
Sträfling als Staat gleicherweise einen gesetzlichen Anspruch 
auf den Arbeitsertrag, der Anteil ist je nach der Schwere der 
Strafe verschieden. Das niederländische Strafgesetz kennt nur 
zwei Freiheitsstrafen: Gefängnisstrafe und Haft. Der zur 
Haftstrafe verurteilte kann seine Arbeit wählen und über den 
Ertrag frei verfügen, er ist ihm gesetzlich zugesprochen. In 
Schweden endlich hat der Staat auf jeden Anteil verzichtet ; 
der Ertrag kommt zu Ys dem für den Betrieb haftbaren Direktor 

*) Seit 1897 ist insofern eine Änderung eingetreten, als die deutschen 
Bundesregierungen sich über die Grundsätze geeinigt haben, die für den 
Vollzug gerichtlich anerkannter Freiheitsstrafen im ganzen Reiche fortan 
massgebend sein sollen. Diese Grundsätze entsprechen im Weseitlichen 
den Bestimmungen für den Vollzug der Freiheitsstrafen in den preussischen 
Strafanstalten, wie sie früher schon in Geltung waren, ich verweise des- 
halb auf die Bestimmungen Preussens im Anhang (vergleiche preussischen 
Erlass des Ministers des Innern vom 21. April 1898 in der Zeitschrift für 
die gesamte Strafrechtswissenschaft, Band XIX, pag. 149 ff.) 
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zu 7« den Aufsehern, zu 7^ d®™ Schutzwesen und verwandten 
Zwecken und zu ^/s den Gefangenen zu. 

Zu erwähnen ist noch das amerikanische System : Ful- 
das Arbeitspensum wird dem Sträfling nichts gegeben, dagegen 
fällt ihm der Ertrag der Überarbeit als Eigentum zu. 

Dieses letztere System beruht auf der Fiktion, dass der 
Ertrag der Arbeit den Aufwand für die Gefangenen wettzu- 
schlagen habe. 

III. Die Gesetzgebung über den Arbeitsertrag lässt sich 
in drei verschiedene Kategorien gruppieren: 

1. In einzelnen Ländern ist das Verhältnis durch Gesetz 
dahin geregelt, dass entweder der Staat allein oder der Sträfling 
allein, oder dass Staat und Sträfling zusammen einen gesetz- 
lichen Anspruch auf den Arbeitsertrag haben; diese Länder 
sind in der folgenden Erörterung nicht weiter zu berücksichtigen. 

2. Das gleiche ist der Fall bei denjenigen Ländern, die 
den Arbeitsverdienst durch Verordnung dem Staate zugesprochen 
haben. Wenn auch die Hausordnungen und Reglemente, indem 
sie einzelne Bestimmungen der Straf- und Strafvollzugsgesetze 
ausführen, nicht direkt Gesetz im eigentlichen Sinne des Wortes 
schaffen, weil eben Verwaltungsbehörden sie erlassen haben, 
so ist doch darin der Wille dieser Verwaltungsbehörden nieder- 
gelegt, der Wille, der stets influenziert ist vom allgemeinen 
Volks willen, der gerade diesen Volkswillen zum Ausdruck bringen 
soll. Jahrzehnte hindurch haben diese Hausordnungen bestimmt, 
dass der Arbeitsertrag aus Sträflingsarbeit dem Staate gehöre, 
diese Bestimmung ist dadurch zum Gewohnheitsrecht geworden, 
dem Gesetze also vollkommen gleichzustellen. 

3. Als letzte Kategorie bleiben übrig diejenigen Länder, 
die weder durch Gesetz noch durch Verordnung über die recht- 
liche Natur des Arbeitsverdienstes bestimmt haben. Hier ist 
de lege ferenda zu untersuchen, wer berechtigt sei, den Arbeits- 
ertrag zu beanspruchen. 
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2. Kapitel: Das Recht auf den Arbeiteertrag. 



Einleitende Bemerkungen. 

Das folgende Kapitel soll Aufschluss geben über die recht- 
liche Natur des Arbeitsertrages und damit auch des Verdienst- 
anteils. Die rechtliche Natur des Verdienstanteils war früher 
schon eine Streitfrage zwischen Theorie und Praxis, so beschäftigte 
sich damit die Versammlung der deutschen Strafanstaltsbeamten 
in Wien im Jahre 1883, ferner Professor Dr. Wahlberg in seiner 
Schrift: Das Recht der arbeitspflichtigen Sträflinge auf einen 
Anteil am Arbeitsertrage, Wien 1883, erschienen in Grünhut's 
Zeitschrift für das Privat- und öfl^entliche Recht der Gegen- 
wart, Band XI, 1884 und endlich der fünfte internationale Ge- 
fängniskongress in Paris 1895. 

Bevor ich auf die rechtliche Natur des Arbeitsertrages 
eintrete, habe ich hier noch eine Scheidung zu vollziehen : 

Hinsichtlich des Rechtes auf den Ertrag der Gefängnis- 
arbeit unterscheidet das positive Recht zwischen arbeitspflich- 
fcigen und nicht arbeitspflichtigen Gefangenen. Wann die Frei- 
heitsstrafe mit Arbeitszwang verbunden, wann Arbeitszwang 
nicht ausgesprochen werden soll, ist bestimmt durch die Straf- 
gesetze. Die Unterscheidung nun in Sträflinge mit und ohne 
Arbeitszwang ist für die folgende Frage insofern von Wichtig- 
keit, als die Lage eines Sträflings nicht die gleiche ist, wenn 
er zur Arbeit gezwungen werden kann, wenn mit seiner Strafe 
der Arbeitszwang gesetzlich verknüpft ist, oder wenn es in sein 
Belieben gestellt ist, zu arbeiten oder müssig zu gehen. 

Bei Untersuchungsgefangenen ganz allgemein, ferner bei den 
in Deutschland zu Haftstrafe und Festungshaft Verurteilten 
hat eine Verpflichtung zur Arbeit nicht statt, die Arbeit beruht 
also auf dem freien Willensentschluss des Gefangenen; als 
Konsequenz muss anerkannt werden und ist auch heute all- 
gemein anerkannt, dass der Staat kein Recht hat, diesen Ge- 
fangenen einen allfälligen Arbeitsertrag vorzuenthalten, sobald 
sie die dem Staate verursachten Untersuchungs- und StrafvoU- 
streckungskosten decken. Dieser Vorbehalt ist durchaus ge- 
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rechtfertigt, denn der Gefangene hat laut Gesetz die Straf- 
vollzugskosten zu bezahlen. Ein Abzug muss aber auch ge- 
stattet werden für die Verschaffung der Gelegenheit zum 
Arbeiten, für die Herbeischaffung des Arbeitsmaterials, für die 
Kosten der Einrichtung und Leitung der Arbeit; so gewährt 
z. B. Baden nur den vollen Reinertrag, Preussen zieht am 
Bruttoverdienst volle ^jz ab ^). 

Während jiun den nichtarbeitspflichtigen Gefangenen der 
Ertrag der Arbeit oder ein Teil desselben rechtlich zukommt 
und ihnen grösstenteils auch zugesprochen wird, besteht in 
Bezug auf die rechtliche Behandlung des Verdienstes der 
arbeitspflichtigen Gefangenen heute noch die grösste Ver- 
schiedenheit. Aufgabe wird nun sein, die rechtliche Natur des 
Arbeitsverdienstes dieser Gefangenen klar zu legen ; im Folgenden 
handelt es sich, wenn von Gefangenen oder Sträflingen die 
Rede ist, nur noch um solche, die zur Arbeit verpflichtet sind, 
denen gegenüber das Gesetz den Arbeitszwang ausgesprochen hat. 

§ 1. Die Wiener- Versammlung über den Arbeitsertrag. 

Die Frage, die der Versammlung deutscher Strafanstalts- 
beamter in Wien zur Beantwortung vorlag, lautet:^) 

»Nach welchem Grundsatz sollen die Arbeitsbelohnungen 
an Gefangene gewährt werden, insbesondere auch in welcher 
Höhe, und soll dabei eine Rücksichtnahme auch auf das Vtr- 
halten des Gefangenen am Straforte stattfinden? Soll eine 
ganze oder teilweise Entziehung des Arbeitsguthabens statt- 
finden können?« 

Dem Ausschuss des Vereins deutscher Strafanstaltsbeamter 
lagen Gutachten ^) des Geh. Regierungsrates Lütgen, des Geh. 
Justizrates Wirth und des Strafanstaltsdirektors Miglitz vor, 
und gestützt auf diese Gutachten formulierte er seine I. Thesis 
dahin*): 



^) H. J. H. IL, pag 256, Anmerkung 1. 

») Bl. f. Gfk. XIX, pag. 81. 

«) Bl. f. Gfk. XVII, pag. 82 ff, 108 ff; IX. 212 ff; XVII. 123 ff. 

*) Bl. f. Gfk. XIX, pag. 82. 
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»I. Der pekuniäre Ertrag der Arbeit jener Gefangenen, 
die zu einer mit Verpflichtung zur Arbeit verbundenen Treiheits- 
strafe verurteilt sind, fliesst zur Staatskasse.« 

Die Frage nach der rechtlichen Natur des Arbeitsertrages 
war in der oben genannten Frage nicht inbegriffen, sie wurde 
von den meisten Mitgliedern als liquid angesehen, dennoch trat 
Wirth in seinem Gutachten darauf ein, betonend, dass, wenn 
dem Sträfling ein rechtlicher Anspruch auf Lohn für seine 
Arbeit zustehe, ein Vertrags Verhältnis zwischen Anstaltsver- 
waltung und Sträfling vorliege, ein Verhältnis facio ut des. 
Die Sträflinge müssen aber nach besten Kräften arbeiten, nicht 
nur in ihrem, sondern in erster Linie im Interesse des Staates, 
sie bezahlen durch ihre Arbeit eine öffentliche Schuld, deshalb 
sei ihnen niemals ein Recht auf Arbeitslohn zuzugestehen. 
Dazu komme, dass die Arbeit nicht in ihrem freien Willen liegt, 
sie können nicht einmal die Art der Arbeit bestimmen. Die 
Vereinbarung zwischen Strafanstaltsverwaltung und Sträfling, 
dass dieser eine bestimmte Menge von Arbeit, ein Tagespensum 
liefere ohne Entgelt, dass aber die Arbeit über dieses Pensum 
hinaus, die Mehrarbeit, vergütet werde, belohnt werden müsse, 
sei unzulässig. So entstände ja bei absolutem Arbeitszwang 
eine doppelte Arbeit, einmal eine Arbeit, die der Sträfling unter 
allen Umständen leisten müsse, d. i. das Tagespensum, und dann 
eine solche Arbeit, die er leisten könne, für deren Leistung er 
aber einen Lohn beanspruchen könne, das ist die Mehrarbeit, die 
Überarbeit, das Überpensum. Und wörtlich ^) : 

»Während das Gesetz die ganze Arbeitskraft des Ver- 
urteilten im öffentlichen Interesse zur Sühne seiner Schuld für 
die Strafdauer in Anspruch genommen wissen will, der Ver- 
urteilte also nimmermehr nach seinem Belieben über seine 
Arbeitskraft verfügen kann, umgeht die Gefängnis Verwaltung, 
welche die oben erwähnte Einrichtung hinsichtlich der Be- 
lohnung des Überpensums trifft, die gesetzliche Bestimmung, löst 
einen Teil der Arbeitskraft des Verurteilten von dem absolutem 
Zwange los und trifft bezüglich derselben zu Gunsten des Ge- 
fangenen, vielleicht auch zu ihrem eigeneu Vorteil, Verab- 

*) BJ. f. Gfk. XVII, pag. 111. 
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redungen mit dem Gefangenen, die dem Charakter der aufer- 
legten Strafe zuwider sind. Die sog. Arbeitsbelohnung darf 
also bei Zwangsarbeiten niemals in einem rechtlichen Zusammen- 
hang stehen mit der Arbeit, wie dies bei dem freien Arbeiter 
der Fall ist, die Gefängnisverwaltung soll sich dies zum 
Grundsatz machen, und auch der Gefangene soll wissen 
und keinen Augenblick zweifelhaft sein darüber: Du hast keinen 
Anspruch auf Arbeitsbelohnung, du musst arbeiten, und du 
sollst arbeiten wollen, ohne Lohn, weil du durch Richterspruch 
im öffentlichen Interesse dazu verurteilt bist.« 

Ahnlich äussert sich der Referent der Versammlung, Straf- 
anstaltsdirektor Tauffer, indem er, die I. Thesis erklärend, da- 
rauf hinweist, dass es allgemein und überall anerkanntes Prinzip 
sei, dass der Ertrag der Gefängnisarbeit in die Staatskasse 
fliesse. Damit werde auch der Ansicht entgegengetreten, welche 
dem Gefangenen ein Dispositionsrecht auf den Ertrag seiner 
Arbeit einräumt, sowie auch jener Auffassung, die wünscht, dass 
die Strafgefangenen nur jene Alimentation und sonstige Ver- 
pflegung erhalten, deren Unkosten sie dem Staate durch ihre 
Arbeit verdienen, und dass der Staat nur bei den Arbeitsun- 
fähigen diese Kosten ganz, und allein übernehme. Und zum 
Schlüsse bemerkt er: 

»Wir können also sagen: der Staat antizipiert alle Un- 
kosten des Strafvollzuges und dem entgegen gebührt dem Staate 
der ganze Ertrag der Arbeit.« 

Wirth ist durch die Fassung der Thesis I. nicht befriedigt, 
weil er ausdrücklich verlangt, dass die Frage, ob der Gefangene 
ein Recht auf die Arbeitsbelohnung habe, grundsätzlich be- 
antwortet werde, und stellt deshalb folgende Zusatzthesen*): 

»1. Der Gefangene hat kein Recht auf Belohnung seiner 
Arbeit, er soll aber aus gefängnispolitischen Rücksichten liber- 
all eine Arbeitsbelohnung erhalten. 

2. Der Ertrag der Arbeit des Gefangenen für die Staats- 
kasse darf für die Höhe der Arbeitsbelohnung an den einzelnen 
Gefangenen nicht ausschliesslich massgebend sein.« 

«) Bl. f. Gfk. XIX, pag. 92. 
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Der k. k. Hofrat Professor Dr. Wahlberg in Wien ist mit 
Thesis I nicht einverstanden und äussert sich darüber dahin: 

Gemäss Thesis I wird die ganze Arbeitskraft der Sträflinge 
vom Staate konfisziert, die Berechtigung zur Konfiskation aller 
Arbeitskraft der Sträflinge ist aber nicht vorhanden, denn der 
Sträfling von heute ist nicht mehr Arbeitssklave, er darf es 
nicht sein nach den anerkannten Rechtsprinzipien des modernen 
Staates ! Der Sträfling ist Subjekt jnit verminderter Rechts- 
fähigkeit, er hat aber auch ein gewisses Maass von Rechten! 

Nach deutschem Recht hat der Gefängnissträfling ein 
Recht auf angemessene Beschäftigung, daraus folgt, dass er in 
Bezug auch auf den Arbeitsverdienst nicht rechtlos ist. Die 
weitere Folge ist, dass der Arbeitspflicht des mit Arbeitszwang 
belegten Sträflings die Verpflichtung des Staates entspricht, 
demselben die gesetzlich bestimmte Arbeit zu gewähren. 

Und weiter, gestützt auf die strenge Interpretation des 
§18 des österreichischen Strafgesetzbuches:^) 

»Folgt aus der Verpflichtung des Kerker- oder Zuchthaus- 
sträflings, zu arbeiten, folgt aus dem Arbeitszwange, der allein 
im Gesetze Ausdruck gefunden hat, auch die weitere Verpflicht- 
ung, unentgeltlich zu arbeiten, oder ohne Weiteres, auch bei 
Mehrarbeit, unbezahlte Arbeit zu liefern? Das Gesetz spricht 
nicht von der Verpflichtung, unentgeltlich zu arbeiten, Haus- 
ordnungen, verwaltungsrechtliche Vorschriften enthalten diese 
Bestimmung. Das allgemein-verbindliche Gesetz spricht nur 
von der Verpflichtung zur Arbeit«. 

Zwangsarbeit ist wesentlich nicht immer eine unentgeltliche 
Arbeitsleistung, es ist in dieser Hinsicht zu verweisen auf den 
Militärdienst der unfreiwillig dienenden Mannschaft, »also sind 
Zwangsarbeit und unentgeltliche Leistung nicht immer identisch 
und das allgemeine Strafgesetz spricht nicht von unentgeltlichem 
Arbeitszwang«. 

Infolgedessen ist juristisch de lege ferenda der in Thesis I 
ausgesprochene Satz nicht im geringsten zu rechtfertigen. 

Im Arbeitszwang liegt eine strafmässige Beschränkung 
in der Freiheit der Wahl der Beschäftigung, des Arbeitsmaasses, 
nicht aber in der Freiheitsentziehung eo ipso eine Nötigung 

') Bl. f. Gfk. XIX, pag. 95. 
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des Zuchthaussträflings zur unentgeltlichen Arbeit, zu einer 
über das Tagespensum hinausgehenden Mehrarbeit. Wenn nun 
ein Sträfling allen an ihn von der Strafanstaltsverwaltung ge- 
stellten Anforderungen entspricht, gilt dann für ihn die Wahr- 
heit des Satzes : Jede Arbeit ist ihres Lohnes wert, nicht ? 
Wirtschaftlich steht dem Arbeiter ein Anteil an den Arbeits- 
früchten zu, juristisch ist diese Konsequenz nicht ausgeschlossen. 
Ist etwa die freiwillige Mehrarbeit des Sträflings nicht seine 
Arbeitsf inicht ? ! 

Der Strafzwang ist nur mit der schwersten Form der 
Freiheitsstrafe verknüpft, soll also einerseits ein erschwerendes 
Moment der Freiheitsstrafe sein, anderseits wird er vom Stand- 
punkt der bessernden Gefängniszucht aus alsWohlthat bezeichnet, 
sind dies nun keine Widersprüche? Dies sind Halbheiten, von 
welchen sich die modernen Gesetzgebungen freihalten sollten. 

So lange der Staat in der Arbeitsbelohnung nicht den 
Charakter einer allgemein verbindlichen, gesetzlichen Institution 
und in dem Arbeitsgeschenk nicht den Charakter eines recht- 
mässigen Gewinnes aus ehrlicher Mehrarbeit sieht, so lange ist 
der Sträfling Arbeitssklave mit total konfiszierter Arbeitskraft, 
und was ihm als Arbeitsprämie gegeben wird, ist Geschenk, 
kein rechtlich erworbener Verdienstanteil. 

Endlich ist zu sagen, dass Sträfling und Staat Ansprüche 
auf den Arbeitsertrag haben; der Sträfling hat mit seinem 
Arbeitsertrag, mit seinem Anteil die Kosten der Gefangenhaltung 
zu decken, der Staat hat seinen Anspruch zu ermässigen, um 
die Früchte der Gefängniszucht zu sichern. Ohne gesetzliche 
Arbeitsbelohnung aber kann der Staat keinen geordneten Straf- 
vollzug durchführen. 

Gegen diese theoretischen Ausführungen Wahlbergs wenden 
sich gemeinsam die Männer der Praxis; in erster Linie greift 
Strafanstaltsdirektor Strosser die Bemerkung auf, dass der 
Sträfling verpflichtet sei, die dem Staate durch den Strafvoll- 
zug verursachten Kosten zu decken und erklärt dieselbe dahin , 
dass in diesem Fall kein Sträfling etwas als Belohnung oder 
Arbeitslohn erhalte, denn die Kosten des Strafvollzuges über- 
steigen den Arbeitsertrag um ein beträchtliches. — Was die 
Konfiskation der Arbeitskraft betreffe, so sei dies ein Schlag- 
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wort, das über das Ziel hinausschiesse, das wohl auf den freien 
Arbeiter angewendet werden könne, nicht aber auf den Sträfling, 
den der Staat auf seine Kosten versorge. In Bezug auf das 
allgemeine Lohngesetz dürfe der Sträfling nicht mit dem freien 
Manne und ebensowenig mit dem Soldaten verglichen werden, 
die Grundlagen seien zu verschiedene. Weil der Staat alle 
und jede Fürsorge übernehme, darum habe er ein Recht auf 
den Arbeitsertrag des Gefangenen, mindestens bis zur vollen 
Deckung aller seiner Unkosten. Bevor dem Sträfling ein Recht 
auf den Ertrag zugesprochen werden könne, müsse das arbeitende 
Volk, das verbrecherlose Volk, müssten die ehrenhaften Männer, 
die jährlich grosse Summen zur Durchführung des Strafvoll- 
zuges zahlen, entlastet werden; der im Schweisse seines Ange- 
sichts arbeitende freie Bürger solle erst dann zur Deckung der 
Strafvollzugskosten herangezogen werden, wenn der Sträfling 
seine ganze Arbeitskraft in den Dienst des Staates gestellt 
habe. Der Sträfling habe kein Recht, auf Kosten des freien 
Arbeiters eine Arbeitsbelohnung zu beanspruchen, »das hat er 
auf Grund unserer bestehenden Gesetze nicht ; von einem solchen 
Rechte kann man auf diesem Gebiete selbst vom allgemeinen 
Naturgesetze aus nicht sprechen! Durch sein Verbrechen hat 
sich der Sträfling der Freiheit beraubt, die Kosten fallen dem 
Staate zur Last, er muss sie im vollen Umfange tragen. Des- 
halb erkennt auch kaum eine europäische Gesetzgebung ein 
wirkliches Recht des Sträflings auf den Arbeitsertrag an. ®)« 

Geh. -Rat JUing sodann wendet sich gegen das Wort 
»Arbeitssklave« und dagegen, dass das Gesetz den Sträfling 
nicht zu unentgeltlicher Arbeit verpflichte, und führt als Ana- 
logie an, dass der Staat ebensowenig durch Gesetz verpflichtet 
sei, die Sträflinge unentgeltich zu verpflegen, und doch müssen 
^ie verpflegt werden. Es sei nichts als billig, dass auch die 
Sträflinge für die Folgen ihrer begangenen Delikte aufkommen, 
es sei allgemeiner Rechtsgrundsatz, dass jedermann die Folgen 
seiner Handlungen auf sich nehme. Der Umstand, dass den 
Sträflingen Arbeitsbelohnungen gutgeschrieben werden, berechtige 
deshalb nicht zur Annahme, dass die Sträflinge nun einen recht- 
lichen Anspruch auf diese Belohnungen erwerben, die Gut- 

8) Bl. f. Qtk, XK, pag. 104. 
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Schreibung erfolge aus ganz anderen Gründen, aus Gründen 
der Zweckmässigkeit. 

In ähnlicher Weise wendet sich gegen eine entgeltliche 
Arbeit auch Wirth, der noch bemerkt, dass, wenn alle Straf- 
vollzugsbestimmungen im Strafgesetze so enthalten sein mtissten, 
wie es Wahlberg betreffend die Arbeitsbelohnung w^ünsche, 
dann der ganze Strafvollzug am Ende wäre, dass dann derjenige 
Beamte, dem der Strafvollzug anvertraut sei, überall mit ge- 
bundenen Händen zugreifen müsste. 

Wahlberg macht zum Schlüsse nochmals darauf aufmerk- 
sam, dass des Pudels Kern der sei, dass der zur Freiheitsstrafe 
mit Arbeitszwang Verurteilte in Ansehung des Erwerbes nicht 
rechtlos sei, dass der Sträfling ein gewisses Maass von Rechten 
und Pflichten habe, dass zu diesen Rechten auch der Anspruch 
auf jenes Maass von Arbeitsfrüchten gehöre, welches nach Ab- 
zug der nicht etwa durch den Strafvollzug überhaupt, sondern 
der durch die Detention des betreffenden Sträflings persönlich 
verursachten Kosten erübrige. Die Annahme, dass jeder Sträf- 
ling den auf ihn fallenden proportionalen Anteil aller Kosten 
der Strafanstaltsverwaltung zu decken habe, würde auf einer 
juristisch unhaltbaren Fiktion beruhen, nämlich auf der An- 
nahme einer Solidarverpflichtung aller Sträflinge. 

Bei der nun folgenden Abstimmung wurde Thesis I an- 
genommen und damit implizite der rechtliche Anspruch des 
Sträflings auf den Arbeitsertrag verneint. 

§ 2. Professor Wahlberg Aber den Arbeitsertrag. 

Mit obigem Resultat konnte und wollte Wahlberg sich 
nicht einverstanden erklären. Er fühlte sich veranlasst, die oben 
zitierte Schrift als Darlegung seines Standpunktes zu veröffent- 
lichen und so seine Ansichten über Arbeitsertrag und Verdienst- 
anteil einem weiteren Kreise zugänglich zu machen. 

Die geschichtlichen Anhaltspunkte fasst er am Schlüsse 
des geschichtlichen Teiles als sogenannte Erfahrungssätze zu- 
sammen; ich lasse hier einige folgen*): 

') Grünhut's Zeitschrift, Band XI. pag. 381, 382. 
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»Die Zuweisung eines Anteils an dem Arbeitsertrage an 
die unfreien, guten Arbeiter ist in allen Gefangenanstalten seit 
etwa zwei Jahrhunderten üblich; nicht nur ihre Zweck- 
mässigkeit als Mittel der Hebung der Arbeitsamkeit und Ge- 
schicklichkeit der Gefangenen , sondern auch ihre innere 
Notwendigkeit für die praktischen nnd letzten Zwecke der 
rationellen Gefängniszucht ist anerkannt worden. Die in den 
meisten Hausordnungen der Strafanstalten enthaltenen Bestim- 
mungen über die sog. Arbeitsbelohnungen sind keineswegs in 
Wirklichkeit blosse Geschenke der Liberalität ohne Verpflich- 
tung zur vorschrifts massigen Leistung derselben. 

Es ist nicht wahr, dass der arbeitspflichtige Sträfling ausser 
Stande ist, auch in einigen Stunden der Woche für sich eine 
Erwerbstätigkeit auszuüben. Es ist nicht wahr, dass die allent- 
halben zugesicherte Arbeitsbelohnung blos den Charakter der 
Alimentation habe und kein Element der Lohnzahlung enthalte. 

Es widerspricht dem Strafgesetze, dass der Staat eine un- 
entgeltliche Leistung der arbeitspflichtigen Sträflinge in An- 
spruch nehme. Es ist ein lächerlicher Anachronismus, gegen- 
w^ärtig noch dem Sträfling überhaupt Rechte, insbesondere ver- 
mögensrechtliche Ansprüche schlechthin abzusprechen.« 

Allerdings besteht der wesentliche Inhalt der Freiheits- 
strafe neben der Freiheitsentziehung in einem Druck auf die 
Lebensweise, das persönliche Dasein und Wirken des Sträflings, 
aber nichtsdestoweniger hat der Sträfling keineswegs aus- 
schliesslich Zwangsverpflichtungen, er hat auch Rechte. Die 
Freiheitsstrafe verliert durch ihre Verbindung mit dem Arbeits- 
zwang ihren gesetzlichen Charakter als solche nicht, es liegt 
auch nicht eine Kombination zweier verschiedener Strafarten 
vor. Demnach ist die mit der Freiheitsstrafe verknüpfte Arbeit 
nicht als Arbeitsstrafe aufzufassen, diese nötigenfalls erzwing- 
baren Arbeiten sind lediglich Zwangsarbeiten; die Folge ist, 
dass diese Zwangsarbeit kein integrierender Teil der Freiheits- 
strafe, sondern nur die schwerste Modifikation ihrer Vollzugsart 
ist. Die mit Zwang zur Arbeit ausgestaltete Freiheitsstrafe ist 
nicht nur eine Entziehung der Freiheit des Aufenthaltes, der 
Verpflegung und Bekleidung, sie ist auch eine Beschränkung 



48 

der Freiheit der Beschäftigung und des Verkiehrs, nicht aber 
eine gänzliche Entziehung der Arbeitsfreiheit, denn es sind nur 
die in den Anstalten eingeführten Arbeiten zu verrichten, nicht 
die ganze ungeteilte Arbeitskraft des Sträflings wird ftir den 
ganzen Tag in Anspruch genommen, ein Zwang zur »Mehrarbeit« 
ist nicht gestattet. Gerade weil es auch im Zuchthaus freie 
Stunden gibt, ist es unrichtig, von einer unbedingten Entziehung 
der Arbeitsfreiheit zu sprechen und ebenso unrichtig ist es, zu 
sagen, dass die ungeteilte Arbeitskraft der Sträflinge in An- 
spruch genommen werde, denn in der freien Zeit ist es gestattet, 
freiwillige Arbeiten, die die Ruhe und Ordnung des Zuchthauses 
nicht stören, zu verrichten. Damit steht und fällt dasjenige 
Argument der Ansicht, dass dem Sträfling keinerlei Anspruch 
auf Entlohnung erwachsen könne, welches im Gesetz die ganze 
Arbeitskraft des Verurteilten im öffentlichen Interesse zur Sühne 
seiner Schuld für die Strafdauer in Anspruch genommen wissen 
will. (Vergl. Bl. f. Gfk. XVII. 111.) 

»So lange Recht und Pflicht die beiden Seiten des Inhalts 
eines Rechtsverhältnisses sind , kann nur durch juristische 
Geistesabwesenheit die Behauptung entschuldigt werden, dass 
der arbeitspflichtige Strafgefangene heute noch mit seiner 
ganzen Arbeitskraft im öffentlichen Interesse unbedingt in An- 
spruch genommen werde, und dass dies sogar das Gesetz in An- 
spruch genommen wissen wolle !«^) 

Der Staat hat die Pflicht, die Sträflinge zur Arbeit anzu- 
halten, dieser Pflicht des Staates entspricht das Recht auf vor- 
schriftsmässige Arbeitszuteilung. Weil das den Arbeitszwang 
gebietende Strafgesetz die Unentg^ltlichkeit der Arbeit nicht 
festsetzt, so sucht man aus Gesetzen, welche die Ersatzpflicht 
der Verpflegungskosten normieren, diese Unentgeltlichkeit her- 
zuleiten. Nun ist aber die Ersatzpflicht kein Teil der öffent- 
lichen Strafe, — niemand kann zum Ab verdienen seiner in Geld 
abschätzbaren Strafe verurteilt werden, so ist z. B. der bemit- 
telte Sträfling nicht verpflichtet, durch Arbeit die Verpflegungs- 
kosten abzuverdienen — , der Ertrag der Sträflingsarbeit kann 
also subsidär zum Ersatz der Kosten herangezogen werden. 



«) Grtinhut's Zeitschrift, Band XI. pag. 395. 
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Dadurch entsteht eine Rechtsungleichheit, denn der unbemittelte 
wie der bemittelte Sträfling wird eben nur kraft der im 
öffentlichen Interesse über ihn verhängten Strafe zur Arbeit 
angehalten, während nur der bemittelte Sträfling die Kosten 
aus seinem Vermögen bezahlen kann, der unbemittelte aber 
dazu den Arbeitsverdienst verwenden muss. Der Staat hat den 
Zwang zum Abverdienen der Verpflegungskosten soweit einzu- 
schränken, dass die Zweckbestimmung des Pekuliums nicht 
vereitelt wird. 

»Nur dann können die Vorteile für Gesellschaft und Staat,, 
welche an die Einrichtung des Pekuliums durch die gesicherte 
Aussicht des Sträflings auf einen Verdienstanteil geknüpft sind, 
ihre Realisierung finden, wenn nach einem ermässigten Kosten- 
abzug der Überverdienst als Eigentum dem Sträfling gutge- 
schrieben und der Notpfennig beim Austritt aus der Anstalt 
eingehändigt wird.«®) 

»Die mit Zwangsarbeit verknüpfte Freiheitsstrafe soll als 
härtere und schwerere Strafe abschrecken, Abschreckungsmittel, 
zugleich aber auch für den Sträfling ein Besserungsmittel sein 
und die Wohltat einer bei gehörigem Fleisse belohnten 
Strafarbeit bedeuten. Entweder sind Zwangsarbeit, be- 
ziehungsweise der Arbeitszwang, ein Teil der schwereren 
Strafart, und Zucht und Arbeit als Bestandteile der zu ver- 
büssenden Strafe und in diesem Sinne nicht mit einer Belohnung 
zu verknüpfen; oder die Anhaltung zur Arbeit ist ein Zucht- 
mittel zur Besserung des Sträflings und zur Erhaltung der Dis- 
ziplin, eine zum Zwecke der Gewöhnung des Freiheitssträflings 
an ein ordentliches arbeitsames Leben bestimmte Zutat, und 
dann ist ein Lohn des Arbeitsverdienstes gerechtfertigt.«*) 

Der Arbeitszwang ist kein notwendiges Attribut der Frei- 
heitsstrafe, entscheidendes Merkmal dieser ist die Freiheits- 
entziehung durch Aufenthaltszwang, daher auch ist der ent- 
scheidende Grund des Arbeitszwanges nicht in der Kosten- 
deckung zu suchen. 

Durch Pestsetzen eines bestimmten Arbeitspensums oder 
Normaltagwerkes macht sich der Staat anheischig, die darüber 



«) Grünhut's Zeitschrift, Band XI. pag. 399. 

*) Grünhut's Zeitschrift, Band XI. pag. 401, 402. 
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hinausgehende Mehrarbeit zu belohnen, dieser stillschweigenden 
Verpflichtung entspricht unter gewissen Einschränkungen ein 
Recht des Sträflings auf Arbeitslohn. Jene Hausordnungen, 
welche jeden Anspruch auf Entlohnung verneinen, geraten in 
das Dilemma, entweder jede freiwillige Mehrarbeit zu verbieten 
oder diese zu vergüten, zumal sich der Staat keine Arbeit über 
Gebühr leisten oder ein Arbeitsgeschenk machen lassen wird. 

Zu bemerken ist noch, dass der hier entwickelte Grund- 
satz kein Ausfluss der Humanität ist, dass er vielmehr aus dem 
Rechtscharakter der modernen Freiheitsstrafe und aus dem 
wirtschaftlichen Rechte der Arbeit fliesst und mithin ein Rechts- 
satz de lege ferenda ist. 

Gleicher Ansicht mit Wahlberg ist auch Zugschwerdt, der 
in seinem Werke : Der Vollzug der Freiheitsstrafe, Wien 1867, 
pag. 122, dem Gefangenen ein Recht auf das Erträgnis seiner 
Arbeit vindiziert, und Strafhausdirekter Eckert in Bruchsal wll 
ihm hier beistimmen;^) 



§ 3. Der internationale Gefängniskongress in Paris Über den 

Arbeitsertrag. 

Im Jahre 1895 war folgende Frage Gegenstand der Ver- 
handlungen des internationalen Gefängniskongresses in Paris- 

»Les d^tenus ont-ils droit au salaire? Ou bien le produit 
du travail doit-il etre employß d'abord, ä couvrir les d^penses 
d'entretien de tous les condamnes de la meme catögorie, sauf 
ä attribuer ä chacun d'eux une part fixe de ce produit, et ä 
donner, ä titre de r^compense, des gratifications aux plus me- 
ritants ?« 

Die verschiedenen, diese Frage behandelnden Gutachten 
vertreten verschiedene Standpunkte, sie stammen aus ganz ver- 
schiedenen Ländern und Verhältnissen; ich gebe hier kurz das 
auf die rechtliche Natur des Arbeitsertrages Bezügliche einiger 
Gutachten an : 



') Bl. f. Gfk. III. pag. 79. 
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Albin ühljfarik, Direktor der Strafanstalt Sopron (Ungarn)*): 

»Que les d^tenus n'aient absolument pas de droit au sa- 
laire, cela r^pond peut-ßtre k Tacceptation la plus stricte du 
travail iorc6. La perte du droit d6coulant de la condamnation 
n'implique pas la soustraction du droit au salaire. II est n^ces- 
saire que'le mobile qui fait le plus aimer le travail, le droit 
au gain acquis, soit sauvegardö. Le prix du salaire accordö 
au travail du d^tenu devrait lui etre röstitu^, non pas comme 
un don, mais comme la part qui lui revient conformöment 
ä la loi, afin de relever sa valeur personnelle et la confiance 
qu'il doit avoir en son avenir et vivifier en lui Tespoir de 
soi'tir de cette ^cole dure, pour devenir un jour un membre utile 
de la soci^t^.« 

Nassoiff Direktor der Kolonie St. Hilaire (Frankreich)^: 

»Les d^tenus ont droit au salaire en vertu de ce principe, 
admis par la soci^t^ moderne, que tout travail m^rite une r6- 
tribution. Mais si les d^tenus ont droit au salaire ^ ce ne peut 
6tre que sons certaines restrictions ; parmi lesquelles nous clas- 
serons, en premifere ligne, Tobligation d'indemniser la soci^t^ 
de tout ou partie des charges, qu'ils lui imposent du fait de 
leur condamnation, puis de röparer dans une certaine mesure le 
dommage qu'ils ont caus^ et, enfin, de constituer des ressources 
pour r^poque de leur lib^ration«. 

Veillier, Direktor des Zentralgefängnisses in Melun (Frank- 
reich)^) : 

»Nous voudrions que l'Etat vint dire aux d^tenus: »»Voilä 
le prix de la nourriture, de Thabillement, du logement que je 
vous destine. Je ne vous dois rien et il vous appaiiient ex- 
press6ment de pourvoir ä vos besoins. A cet effet, je mets ä 
votre disposition un travail dont les produits vous sont destinös. 



') Bnlletin de la commission p^nitentiaire internationale, Paris et 

Neuchätel 1895: deuxifeme livraison pag. 260 ff. 
«) Bulletin 3^me livraison pag. 320 ff. 
•) Bulletin 4^me livraison pag. 226 ff. 
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Ce travail sera autant que possible appropri^ k vos forces. 
Vous ne toucherez d'aliments qu'au für et ä mesure du travail 
produit et en proportion de l'effort personnel. En cas de chömage 
forc^, vous recevrez ä titre d^avance une noumture minime 
indispensable ä Thomme au repos. Cette avance constituera 
une dette que TEtat le droit de revendiquer ult^rieurement, soit 
dans la prison, soit möme sur vos biens personnels pr^sents et 
ä venir. II en sera de mßme, dans la pöriode d'apprentissage, 
oü des avances de nourriture pourront vous ^tre faites. De meme 
aussi pour les malades, les vieillards, les infirmes etc; qui 
seraient momentan^ment ou d'une manifere permanente hors 
d'etat de faire face ä leurs besoins au moyen du travail.«« 

Bien que nous sommes convaincu de la n^cessit^ de remettre 
aulib^reunpetitpöcule, ä la condition de l'obliger ä le bien em- 
ployer, nous n'en devons pas moins constater qu'au point de 
vue de la question pos^e, il n'y a pas k h^siter ä r^pondre que 
le d^tenu n'a droit ä un reliquat du salaire qu'aprfes avoir 
acquitte ses d^penses. Le d^tenu a droit au produit de son tra- 
vail (int^gralit6 des salaires) aprfes avoir pourvu ä son entretien 
et rembours^ les sommes dues ä divers titres par le fait de sa 
condamnation. C*est Tassimilation du dötenu ä Tliomme libre 
que nous poursuivons ä T^gard du droit au salaire.« 



James Duncan, Chef der Handarbeiter in den Gefängnissen 
Englands*) : 

»En Angleterre, ces payements ne sont nuUement'en rap- 
port avec la valeur industrielle r^sultant du labeur du detenu, 
et les sommes ainsi payees ne sont pas tir^es des profits, comme 
en Am^rique et dans les prisons du continent. Ces gratifications 
sont accordees d'aprfes un Systeme de marques ou »bons points«, 
obtenus par les detenus pour leur bonne conduite generale et 
leur attention ä Touvrage. Selon moi, le moyen le plus simple 
serait le suivant : Une echelle de travaux est ^tablie, et tout le 
travail ex^cut^ en sus de sa part, par le prisonnier, lui est 
pay6 un certain prix.« 

*) Bulletin 4^°»e livraison pag. 224 ff. 
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C. Gramaccim, Direktor des Zentralgefängnisses in Lander« 
neau (Frankreich)^): 

»Les d^tenus soijt log^s, nourris, habillös, soign^s quand ils 
sont malades; ils touchent, en plus, sur les produits de leur 
travail, une part qui varie de un ä cinq dixiemes. Actuellement, 
le pecule disponible sert, presque toujours, aux dötenus ä se 
procurer ä la cantine le plus de douceurs possible. Quant au 
pecule de r^serve, il est, ä de rares exceptions prfes, döpeng^ en 
orgies peu de jours aprfes la lib^ration. D^jä au Congres de 
Rome je proposais, de supprimer completement la distinction 
etablie »pecule disponible et de reserve«, et d'accorder aux de- 
tenus, periodiquement une somme variable suivant la conduite, 
l'attitude, le travail. La cr^ation d'un pecule unique me semble 
devoir produire sur les d^tenus une influence salutaire. N'ayant 
droit ä rien ä leur entree dans la prison, ils devont meriter la 
recompense de leurs efforts et ces efforts seront sans cesse re- 
nouveles, pour obtenir une nouvelle recompense.« 

Dr. Curti, Direktor der Strafanstalt in Zürich^): 

»Les prisonniers n'ont aucun droit ä une recompense. 
L'idöe de la peine e:^clut le droit ä un gain sur le travail. Le 
detenu doit travailler en suite de la peine qui lui a 6t6 inflig^e 
et accomplir Touvrage qui lui est enjoint. Le gain se base sur 
la Convention passee entre employeurs et employes. Au peni- 
tencier il n'existe pas d'accord base sur la libre volonte. Le pri- 
sonnier est tenu de travailler en suite de la sentence penale 
prononcöe contre lui, et cela dans le penitencier. Le gain du 
travail doit servir en premier lieu et d'une manifere generale ä 
l'entretien des detenus. L'Etat a condamne le prisonnier et Ta 
consignö dans une penitencier. L'Etat doit naturellement pour- 
voir a l'entretien des prisonniers. Mais il est tout aussi naturel, 
qu'il fasse valoir par cela en premiere ligne les produits du 
travail des detenus. II est cependant indign^ de laisser aux 
detenus, comme p6cule, une modeste part du gain de leur travail. 
Ce n'est point que les detenus pourraient la röclamer comme 

*) Bulletin 4eme livraisoh pag. 219 ff. 
®) Bulletin 4feme Uvraison pag. 221 ff. 
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un droit, mais ils ne la re^oivent qu'ä titre d'encouragement, 
de r^compense pour leur bonne conduite et pour leur bon ouvrage. 
Le d^tenu n'est pas au penitencier en raison du gain, mais bien 
en raison des d^lits ou des crimes qui Tont fait condainner ä 
ce sdjour. II accomplit son travail comme faisant une partie 
de sa peine.« 

Mestchaninow, Justizministerialrat in St. Petersburg (Russ- 
land)0: 

»II est evident que tout travailleur a droit au produit de 
son travail et en particulier ä une remuneration de sa peine. 
Mais cette these ne peut trouver son application que sous re- 
serve des conditions suivantes : liberte dans le choix du genre 
d'occupations, liberte de disposer de son temps et de son salaire. 
Lorsque FEtat prend un homme sous sa tuteile, le s6pare de sa 
fainille et prend ä sa charge sa nourriture, son entretien et son 
öducation, il le prive d'abord de sa liberte personnelle et du droit 
de disposer de son temps et de son travail. Le salaire du detenu 
n'est point le simple payement de son travail; il comprend, en 
outre, la recompense de sa bonne conduite, des preuves plausibles 
qu'il donne de son amendement etc. La liberte individuelle du 
detenu disparait; il est soumi d'une maniere absolue aux pou- 
voirs publics, qui peuvent disposer de son tetnps et de son tra- 
vail, en r^glant Tun et Tautre ä leur guise. Eux seuls ont droit 
au produit possible de son travail, produit qui ne correspond 
pas, dans la grande majorit^ des cas, aux frais d'entretien. Ils 
peuvent se servir comme bon leur semble, c'est leur droit; ils 
peuvent en ceder une partie au detenu, ou m^me, s*ils ne jugent 
pas que la chose boit incompatible avec le but ä atteindre, le 
lui remetire int^gralement; cela dopend de leur bon plaisir. 

Quelques doutes s'elfevent cependant au sujet des cas rares, 
mais possibles; oü le produit du travail des detenus suffit iion 
seulement ä faire face aux depenses de leur entretien, mais 
laisse un boni. II semblerait que ce boni düt etre la propriete 
inali^nable des detenus qui Tont gagne, par la simple raison 
qu'une prison ne peut etre pour FEtat une source de revenus. 

^) Bulletin 2eme livraison pag. 217 ff. 
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Mais un examen plus approfondi de la question amene ä une 
reponse negative. On aurait affaire alors ä une foule de solli- 
citations de la part des d^tenus qui demanderaient imm^diate* 
ment leur transfert dans ces »prisons heureuses«, non meilleures, 
il est vrai, mais qui n'en constitueraient pas moins une exception 
que rien ne justifierait. D'autre part il ne serait guere juste 
d'obliger TEtat ä distribuer le boni realisß sur le travail des 
d^tenus d'une prison, tandisque, d'un autre c6t6, il d^penserait 
des sommes consid^rables ä Tentretien d'autres lieux de r^« 
clusion.« 

Ammitzboll, Direktor der Strafanstalt in Vridslöseville 
(Dänemark)®) : 

»La considöration du döveloppement historique du travail 
force et celle de la forme et du contenu des pröceptes par les- 
quelles on a accordö aux deteuus une r^muneration pour leur 
travail en prison, menant ainsi ä ne pas reconnaitre au detenu 
un droit au salaire, on est conduit au in^me r^sultat par la 
consid^ration g^n^rale. Une Organisation legale de tous les 
d^tails de l'ex^cution de la peine est ä la fois r^ellement im- 
possible et inutile, par cons^quent, dans le cas oü il n'ya point 
de prescription de la loi qui pr^cise le mode d'exöcution de la 
peine, celle-ci a la pleine puissance d'agir pour son but par 
tous les moyens qui ne sont pas contraires au jugement et aux 
maximes generales, concemant le droit de punir de TEtat; le 
detenu est ä ces conditions sous sa puissance. On a essay^ de 
motiver par une espfece d'indemnit^ sur le detenu, que TEtat 
est en droit d'exiger du travail ou le produit du travail, et, 
vice-versa, par une analogie avec le droit au salaire qu'a Tou- 
vrier libre, que le detenu a droit au produit de son travail, ou 
si la peine comprend le travail force, par une comparaison avec 
le droit du soldat ä la paie, ou avec le droit ä la rfemuneration 
de celui qui exerce une fonction oueraire publique ; mais toutes 
ces combinaisons ne sont que des sp^culations inutiles et en tirant 
les consequences, on se jettera in^vitablement dans une impasse. 
Le detenu n'a aucun droit au salaire sur le produit de son 
travail, et il est sous ce rapport parfaitement 6gal, si le trar 

^) Bulletin 6*nie livraison pag. 164 ff. 
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vail est volontaire ou force. Ni le principe sur lequel s'appuie 
Tautoritö pönale de TEtat moderne, T6gl6 par le droit, ni le droit 
du d6tenu d'etre traitö d'apres la condamnation ne peuvent 
motiver un tel droit pour le dötenu. La circonstance que la 
dur^e de la peine est fix^e par le jugement motive pour le 
d^tenu un droit au travail, afin que son aptitude ne seit pas 
afPaiblie , mais ne lui en donne aucun droit au produit de son 
travail.« 

Resum6 : Uhlyarik und Nassoy stehen auf dem Stand- 
punkt, dass den Sträflingen ein rechtlicher Anspruch auf den 
Ertrag zustehe, indem der Verlust der Freiheit und der damit 
verbundenen Rechte nicht auch den Verlust des Rechtes auf 
den Erwerb in sich schliesse, das Recht auf Lohn müsse ge- 
schützt werden; immerhin werden Bedingungen gestellt, Ein- 
schränkungen gemacht derart, dass der Staat das Recht habe, 
vom Ertrage der Arbeit die Haftkosten abzuziehen, dass der 
Sträfling also unter allen Umständen die Haftkosten bezahle, 
dass er auch, wenn immer möglich, den Geschädigten schad- 
los halte. 

Eine eigentümliche, ganz eigenartige Ansicht verficht 
Veillier : Der Staat ist nicht verpflichtet, beim Strafvollzug für 
den Unterhalt der Sträflinge zu sorgen, der Staat giebt den 
Sträflingen lediglich Arbeit, dadurch sollen sie sich ihren Unter- 
halt verschaffen. Der Sträfling hat also einen rechtlichen An- 
spruch auf den Ertrag seiner Arbeit, ist aber hinwiederum ver- 
pflichtet, aus diesem Ertrag seinen Unterhalt zu bestreiten. 

Jedes Recht auf den Ertrag wird den Sträflingen abge- 
sprochen von Curti, der darauf hinweist, dass die Arbeit ein 
Teil der Strafe ist, dass daraus nicht ein ökonomischer Vorteil 
für den Sträfling erwachsen darf, endlich, dass der Lofcn auf 
Vertrag, geschlossen aus freiem Willen, beruht; ebenso 

Mestchaninow : Jeder Arbeiter hat ein Recht auf den Er- 
trag seiner Arbeit, notwendige Voraussetzungen sind aber Frei- 
heit in der Arbeit, Freiheit in der Verfügung über die Arbeits- 
zeit, Ereiheit in der Verwendung des Lohnes, Requisite, die 
auf den Sträfling keine Anwendung finden; und endlich 

Ammitzboll: Die historische Entwicklung führt zur Ver- 



57 

neinung des Rechtes der Sträflinge auf Arbeitslohn, ebenso 
Form und Inhalt der Vorschriften betreffend Arbeitsbelohnungen. 
Die Strafe ist ein einheitliches Ganzes, sie kann nicht zerlegt 
werden in Freiheitsentziehung, Arbeitszwang, Unterricht etc.; 
die Unterziehung unter die Strafe ist eine vollständige, allge- 
meine, man kann nicht wol von einer besondern Verpflichtung, 
zu arbeiten etc. sprechen. Der Sträfling hat ein Recht auf 
Arbeit, nicht aber auf den Ertrag dieser Arbeit. 

Die Antwort der Generalversammlung des internationalen 
Gefangniskongresses auf die gestellte Frage war folgende®) : 

»Der Gefangene hat kein Recht auf Arbeitslohn ; die dem 
Gefangenen zu gewährende Remuneration soll nicht durch die 
Gefängnisverwaltung bemessen, sondern durch ein allgemeines 
Reglement festgesetzt werden.« 

§ 4. Der Sträfling hat kein Recht auf den Arbeitsertrag. 

Ein allfälliger Anspruch des Sträflings auf den Arbeits- 
ertrag iptisste sich ergeben entweder gestützt auf privatrecht- 
liche Verhältnisse oder gestützt auf öffentlich-rechtliche Ver- 
hältnisse. 

Ä. Privatrechtliche Gesichtspunkte: 

Der Sträfling verrichtet in der Strafanstalt Arbeit, aus 
dieser Arbeit resultiert ein Gewinn, welchen Staat und Sträfling 
beanspruchen. 

1. Kann nun der Sträfling für seine Arbeit Lohn fordern 
mit der Begründung, er stehe mit dem Staate in einem Kontrakts- 
verhältnis? oder: 

2. Kann der Sträfling vom Staate die Herausgabe dieses 
Arbeitsertrages fordern mit der Begründung, der Staat sei durch 
die Arbeit des Sträflings auf unrechtmässige Weise bereichert 
worden ? 

ad 1) Wenn der Sträfling von der Strafanstalt für ge- 
leistete Arbeit Lohn fordern dürfte, wenn er ein Recht auf 
Arbeitslohn hätte, so müsste er mit der Anstaltsleitung und 
durch diese mit dem Staate in einem Kontraktsverhältnis stehen, 

») Bl. f. Gfk. XXIX. pag. 331. 
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es würde Dienstmfete oder Dienstvertrag vorliegen. Der Sträf- 
ling würde sich zur Übernahme und Ausführung der ihm vom 
Staate offerierten Arbeit verpflichten, der Staat respektive die 
Anstaltsleitung zur Zahlung des vereinbarten oder des ent- 
sprechenden Arbeitslohnes. Kann nun ein Sträfling mit dem 
Staate einen Kontrakt, speziell einen Dienstvertrag eingehen, 
verfügt er über die zum Vertragsabschluss notwendigen Er- 
fordernisse? 

Dienstmiete ist die Vermietung von Diensten auf Zeit 
gegen Geld; durch den Dienstvertrag verpflichtet sich der 
Arbeitnehmer zur Leistung von persönlichen Diensten, der 
Arbeitgeber zur Entrichtung einer Vergütung. Der Vertrags- 
abschluss kommt zu Stande durch Anbieten und Annehmen der 
Offerte. Sowohl Offerent als Oblat müssen die Freiheit der 
Willensbestimmung haben, müssen selbständige, von einander 
unabhängige Personen sein. 

Durch Gesetz ist der Sträfling gezwungen, in der Anstalt 
zu arbeiten, die Arbeit ist ein integrierender Bestandteil der 
Strafe ; dem Sträfling ist die freie Verfügung über seine 'Arbeits- 
kraft und Arbeitszeit genommen, er ist somit nicht in der Lage, 
dem Staate eine Offerte zu machen, noch eine allfällige Offerte 
des Staates annehmen zu können. Der Staat aber darf, will 
und kann dem Sträfling keinen Antrag machen, denn er hat 
das gesetzliche Recht und die gesetzliche Pflicht, den Sträfling 
zur Arbeit anzuhalten, von ihm die Arbeit, die er ihm auferlegt, 
zu erzwingen. Dies beweist auch, dass der Sträfling keine 
selbständige, sondern eine vom Staate abhängige Person ist, 
mithin kann er auch aus diesem Grunde mit dem Staate keinen 
Vertrag abschliessen. Geht der Staat mit dem Sträfling* den- 
noch einen Arbeitsvertrag ein, so wird einmal dieser Vertrag 
nicht gültig, dann aber verstösst die Anstaltsleitung gegen das 
Gesetz ; das Verhältnis, durch welches die Sträflingsarbeit im 
Strafgesetz normiert ist, wird alteriert. Daraus folgt, dass der 
Sträfling weder mit irgend einem Dritten, noch mit dem Staat« 
selbst einen Dienstvertrag oder eine Dienstmiete vereinbaren kann. 

ad 2) Es giebt Sträflinge, die durch ihre Arbeit dem Staate 
mehr verdienen, als dieser für ihren Unterhalt verwendet, es 
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Hesse sich somit fragen, ob der Staat nicht verpflichtet sei, 
denjenigen Betrag, den der Sträfling dem Staate über die 
Summe seiner Unterhaltungskosten hinaus verdient hat, diesem 
Sträfling als sein Eigentum auszubezahlen, da ja sonst der Staat 
sich mit Hülfe des Sträflings uud auf dessen Kosten bereichere. 
(Da der Sträfling durch Gesetz verpflichtet ist, die Strafvollzugs- 
kosten zu bezahlen, kann als eventuelle Bereicherung nur der- 
jenige Betrag in Betracht kommen, der nach Abzug dieser 
Kosten vom Arbeitsertrag übrig bleibt^). Darauf ist zu er- 
widern : 

Bereicherung ist Erwerb aus fremdem Vermögen ohne ge- 
rechten Grund. Eine Bereicherung setzt voraus Erwerb aus 
fremdem Vermögen ; sie ist anfechtbar, wenn sie eine ungerecht- 
fertigte ist, somit des Bechtsgrundes entbehrt, sie besteht aber 
zu Recht und ist unanfechtbar, wenn sie auf einem rechtlichen 
Grunde, auf justa causa, basiert. 

Indem der Staat in Erfüllung des Strafgesetzes den Sträf- 
ling zur Arbeit zwingt und den Ertrag dieser Arbeit als sein 

*) Dass der Sträfling die Strafvollzugskosten zu bezahlen hat, be- 
stimmt Art. 497 der Strafprozessordnung für das deutsche Reich vom Jahre 
1877. In ähnlicher Weise ist die Kostenfrage in Österreich geregelt durch 
die Strafprozessordnung vom Jahre 1873: §§ 381, 387, 388, 389, 391. Das 
Gesetz betreifend die zürcherische Rechtspflege von 1874 bestimmt in 
Art. 904, dass die Verurteilung zu einer Strafe auch die Verurteilung zu 
den Kosten des Prozesses (inkl. üntersuchungsverhaftskosten) nach sich 
ziehe. — 

In Deutschland sind die »Kosten der Strafvollstreckung« zu ersetzen. 
Da nähere Bestimmungen darüber fehlen, wurde meistens eine willkürliche 
Pauschalsumme festgesetzt, die aber weder den wirklichen Haftkosten, 
noch viel weniger den StrafvoUstreckungskosten entspricht. (Die Haft- 
kosten betrugen in Preussen pro Tag und Kopf 80 Pfg., in Baden 1 Mark 
bis 80 Pfg., in Württemberg 66 Pfg., in Sachsen 60 Pfg., vergl. H. J. H. II» 
pag. .423, Anmerkung 7.) 

In Österreich hat der Verurteilte die Kosten der Verpflegung wäh- 
rend der Untersuchungshaft und die Kosten für die Vollstreckung eines 
Strafurteils zu bezahlen. Die Kosten für die Strafvollstreckung umfassen 
aber nicht nur die Auslagen für die Verpflegung (Kost, Lagerung, Heizung, 
Reinigung, Licht, Kleidung), sondern auch jenen Anteil an den Kosten der 
Bewachung Verwaltung des Strafortes (sog. Generalkosten), welcher auf 
jeden Sträfling in der Strafhaft entfällt. Die Feststellung der Kosten er- 
folgt in der Weise, dass die ordentlichen Ausgaben zusammengerechnet, 
der Arbeitsertrag davon abgezogen und der Rest durch die Zahl der Verr 
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Eigentum erklärt, findet allerdings eine Vermögensvermelirang 
des Staates statt, nicht aber ein Vermögensübeigang aus fremdem 
in das Vermögen des Staates, denn der Arbeitsertrag geht nicht 
zuerst ins Eigentum des Sträflings und damit in das Vermögen 
des Sträflings über, er geht direkt, primär in das Vermögen 
des Staates über. Was der Sträfling in Vollziehung einer ge- 
setzlichen Strafe erwirbt, das erwirbt er nicht sich selbt, sondern 
dem Staate, der ihm die Strafe auferl^t hat, der über den 
Vollzug dieser Strafe zu wachen hat. 

Und gesetzt der Fall, es läge eine Bereicherung des Staates 
auf Kosten des Sträflings vor, so wäre sie eine unanfechtbare, 
weil eine justa causa derselben vorhanden wäre. Der recht- 
mässige Grund lieg^ in diesem Falle im Strafrecht. Durch die 
Übertretung des Gesetzes hat der Verbrecher seine persönliche 
Freiheit und die Verfügung über seine Arbeitskraft eingebüsst, 
der Staat verfügt nun über seine Zeit und über seine Arbeits- 
kraft, sie gehören ihm, mithin auch ihr Ergebnis. Der Staat 
giebt dem Sträfling nicht fruchtbringende Arbeit, damit dieser 
sich bereichere, sich ein Vermögen ansammle in Absitzung einer 
Strafe. Eine solche Bevorzugung des Sträflings und eine solche 
Ungerechtigkeit gegenüber dem freien Arbeiter giebt das staat- 
liche Hoheitsrecht nicht zu. 

B. Öffentlich-rechtliche Gesichtspunkte: 

Kein bestehendes Recht ist von Seiten des Staates völlig 
unantastbar; einmal ist der Grundsatz gesetzlich nicht ausge- 
sprochen, dann können erworbene Rechte im öffentlichen In- 
teresse und, soweit sie Vermögenswert besitzen, gegen Ent- 

pilegungstage geteilt wird (die Haftkosten variieren von 46Vs— 25 Kreuzer 
je nach der Anstalt, vergl. H. J. H. 11, pag. 424, Anmerkung 13.) 

In Zürich sind die »Kosten des Prozesses« dem Verurteilten aufzu- 
erlegen. Darunter sind Untersuchungskosten, nicht aber Strafvollstreckuugs- 
kosten verstanden (vergl. Sträuli, Kommentar zum zürcherischen Rechts- 
pflegegesetz, Art. 904, Nr. 1 und 2). Dagegen bestimmt eine Anweisung 
des Obergerichts, dass solche Bestrafte, welche aller Wahrscheinlichkeit 
nach im Stande sind, die um ihretwillen entstandenen Auslagen dem Staate 
zu ersetzen, hiefür zu belangen sind (vergl. Sträuli, a. a. O., pag. 614, Nr. 3,'i. 
Zu diesen Auslagen sind meines Erachtens auch die StrafvoUzugskosten 
zu zählen. 
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Schädigung entzogen werden, endlich kann sich der Staat in 
Ausübung der gesetzgebenden Gewalt formell über jedes be- 
stehende Recht hinwegsetzen. Dem Eingriff der Staatsgewalt 
in bestehende Rechte lediglich im öffentlichen Interesse steht 
also nur eine materielle, keine formelle Schranke entgegen, diese 
materielle Schranke wird gewöhnlich aufgehoben durch eine 
staatliche Entschädigung. 

Damit ist zugegeben, dass auch da, wo keine privatrecht- 
lichen Beziehungen zwischen Individuum und Fiskus vorhanden 
sind, wo vielmehr der Staat kraft seines Hoheitsrechtes über 
Individualrechte des Bürgers verfügt, eine Entschädigungspflicht 
des Staates eintreten kann. 

Indem nun der Staat den Sträfling zur Arbeit zwingt, ohne 
ihm Lohn zu gewähren, greift er in dessen Individualrechts- 
sphäre ein, es ist deshalb zu untersuchen, ob sich der Sträfling 
zur Begründung eines eventuellen Anspruches gegenüber dem 
Staat berufen kann: 

1. Auf die Expropriation; 

Ob er eventuell verlangen kann : 

2. Entschädigung für geleistete Arbeit, analog dem Rechts- 
anspruch des Beamten; 

3. Lohn, gleichwie der Wehrmann. 

ad 1) Eine Entziehung privater Vermögensrechte kann er- 
folgen durch Verwaltungsakt; es handelt sich um die Über- 
tragung oder Aufhebung einzelner Vermögensrechte. Der wich- 
tigste und häufigste Fall ist derjenige der Enteignung. Ent- 
eignung ist die Erzwingung der Abtretung von Eigentum und 
anderen dinglichen Vermögensrechten im öffentlichen Interesse 
gegen Entschädigung. Der Staat hat das Recht der Expro- 
priation d. h. er kann eine Privatperson im öffentlichen Interesse 
gegen Entschädigung zur Abtretung von Eigentum oder anderen 
dinglichen Rechten zwingen.:. Bei der Expropriation handelt 
es sich darum, bestimmte Vermögensobjekte für einen öffentlichen 
Zweck verwendbar zu machen, aus diesem Grunde ist sie nur 
auf dingliche , nicht auch auf Forderungsrechte anwendbar. 
Das Recht auf Lohn ist uuri kein dingliches Vermögensrecht, 
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wol aber ein Forderangsrecht. Wenn dem Arbeiter der Lohn 
vorenthalten wird, so kann er ihn nicht mit der actio in rem 
als sein Eigentum einklagen, seine Forderung geht auf die 
Leistung einer Person, er hat also die actio in personam an- 
zustellen. Indem nun der Staat den Arbeitsertrag des Sträflings 
f\Xv sich beansprucht, liegt darin lediglich eine Entziehung kraft 
staatlichen Hoheitsrechtes und keine Expropriation, eine direkte 
Anwendung der Expropriation ist somit ausgeschlossen. 

Aber auch der Grundgedanke der Expropriation : billige 
Ausgleichung der Leistungen für den Staa,t, Gleichstellung aller 
Staatsbürger in Bezug auf die Belastung für das allgemeine 
Wohl, trifft hier nicht zu, denn einmal ist der Sträfling durch 
den Staat nicht aufgefordert worden, etwas zum allgemeinen 
Nutzen beizutragen, er ist Überhaupt nicht in der Lage, für 
das öffentliche Wohl tätig zu sein. Dann verliert er auch die 
Verfügung über seine Arbeitskraft durch richterliches Urteil, 
nicht durch einen Verwaltungsakt, der in Rücksicht auf Mehrung 
des staatlichen Vorteils vorgenommen wTirde. Für Nachteile 
vollends, die auf ein Selbstverschulden zurückzuführen sind, 
kann der Betroffene sich nicht an den Staat halten, auch wenn 
dieser davon Nutzen ziehen sollte; ein sprechendes Beispiel 
bieten ja gerade die Geldstrafen. 

Dass der Verurteilte arbeite, ist gerechte Strafe für be- 
gangenes Unrecht. Er hat die Strafe zu erleiden ; alle Strafe 
ist staatsrechtlich eine Steigerung des Zwangs- und Befehls- 
rechts des Staates gegenüber dem Einzelnen, der Einzelne ver- 
fällt einem qualifizierten Status der Subjektion. Die Strafe 
stellt sich in der Regel dar als Minderung, eventuell sogar als 
Vernichtung der Persönlichkeit. In der Freiheitsbeschränkung 
liegt ein Ausserkraftsetzen der Fähigkeit, die Normen des öffent- 
lichen Rechtes zum Schutze des negativen Status, soweit er ge- 
mindert wurde, in Bewegung zu setzen ; es liegt in der Freiheits- 
beschränkung eine Aufhebung der staatlichen Verpflichtung, 
die Freiheitsstörung zu unterlassen, nrit einem Worte: eine 
Steigerung der Subjektion, des passiven Status (vergl, Jellinek: 
System der subjektiven, öffentlichen Rechte, Frei^urg i. B. 1892, 
pag. 106 und 107, ferner pag. 110 ff.) 

Die Strafe der Freiheitsentziehung bewirkt diese gesteigerte 
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Subjektion, dazu gehören auch der Arbeitszwang and die Un- 
entgeltlichkeit der Arbeitsleistung. FUr die Subjektion der 
Person unter die Staatsgewalt ist keine Entschädigung vob 
Seiten des Staates an den Subjizierten zu leisten, ein rechtlicher 
Anspruch des Subjizierten erwächst aus der Subjektion nicht, 
deshalb kann auch der Sträfling als Entschädigung für eine 
gesteigerte Subjektion, welche der Staat über ihn zu verhängen 
zudem durch dessen eigenes Terhalten gegenüber der Gesain mt- 
heit gezwungen worden ist, Lohn für geleistete Arbeit nicht 
fordern. 

nd 2) Der Sträfling kann sich nicht darauf berufen, dass 
die Staatsbeamten für ihre dem Staate geleisteten' Dienste be- 
lohnt würden, dass ihre Ansprüche an den Staat öffentlich-recht- 
licher Natur seien, gleichwie sein Anspruch auf Lohn für ge- 
leistete Arbeit, denn : Einmal sind nicht alle Beamten besoldet, 
es giebt auch sogenannte Ehrenämter, wo die Arbeit dem Staate 
unentgeltlich geleistet werden muss. Dann sind allerdings die 
Ansprüche der besoldeten Beamten, gleichwie ein allfälliger 
Anspruch des Sträflings an den Staat öffentlich-rechtlicher Natur, 
die Anstellung des Beamten geschieht aber zur Förderung der 
allgemeinen Wohlfahrt, die Einschliessung des Sträflings und 
der Zwang zur Arbeit sind hingegen ein Akt der Abwehr gegen 
den Sträfling selbst. Die Dienste des Beamten werden gesucht, 
der Staat ist darauf angewiesen, die Arbeit des Sträflings könnte 
er leicht entbehren, der Sträfling leistet ihm keine Dienste. 
Wol aber leistet der Staat dem Sträfling einen Dienst, indem 
er ihn zur Arbeit zwingt und dadurch zum Arbeiter erzieht; 
und zu diesem dem Sträfling vom Staate geleisteten Dienste 
soll ersterer nun noch den Ertrag der Arbeit als Lohn fordern 
dürfen, während der Beamte für seine Dienste nicht einmal 
entlohnt, sondern nur standesgemäss alimentiert wird (die An- 
sprüche der Beamten sind nicht als Lohn, sondern als Anspruch 
auf standesgemässe Alimentation zu bezeichnen, vergl. v. Jhering: 
Zweck im Recht, Band I, pag. 200 ff.) 

Der Staat hat, da er seinen Beamten die Möglichkeit 
anderweitigen Erwerbes verbietet, die Verpflichtung, für ihren 
Lebensunterhalt zu sorgen, ihnen erwächst aus dieser Ver- 
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pflichtung des Staates ein rechtlicher Anspruch auf Standes- 
gemässe Alimentation. Beim Sträfling verhält sich die Sachlage 
wesentlich anders: Der Staat ist gezwungen, ihm die Freiheit 
zu entziehen; infolge des Gewalt- und Zuchthausverhältnisses, 
das zwischen Staat und Sträfling nun besteht, ist ersterer aller- 
dings zu einer öfl^entlich-rechtlich Leistung verpflichtet, diese 
umfasst aber lediglich die Gewährung von Unterhalt, Kleidung 
und Wohnung, ein rechtlicher Anspruch auf standesgemässe 
Alimentation oder gar auf Arbeitslohn entsteht und besteht 
nicht, einen solchen kann der Staat niemals zugestehen. 

ad 3) Dass der Sträfling, gleichwie der Wehrmann Anspinich 
auf Sold, Anspruch auf Lohn habe, ist endlich ebenso unhalt- 
bar, dies zeigt schon die geschichtliche Entwicklung des Wehr- 
wesens. — Ursprünglich musste die Wehrpflicht ohne irgend- 
welche Entschädigung geleistet werden. Mit der Zeit haben 
sich die Anforderungen an den Wehrpflichtigen gesteigert, 
durch di(B Einführung der allgemeinen Wehrpflicht ist eine 
Entschädigung zur sozialen Notwendigkeit geworden, heute 
wird sie verlangt, in Rücksicht auf die Unbemittelten, in Rück- 
sicht auf gerechten Ausgleich in der Tragung der öffentlichen 
Lasten und Pflichten. Heute beruht die Pflicht zur Leistung 
des Militärdienstes auf Gesetz, und Gesetz ist es auch, dass 
der Soldat für die Leistung dieser Pflicht entschädigt werde. 
Der Soldat empfängt seinen Sold als Anteil seines Unterhaltes, 
als Taschengeld für kleinere Nebenbedürfnisse — mehr ist diese 
sogenannte Löhnung nicht — , nicht als Aequivalent für ge- 
leistete Dienste oder Arbeit ^), sondern kraft Gesetzes, dies ist 
positives Recht. 

Wenn nun der Soldat für eine Leistung, die als für das 
Bestehen des Staates unentbehrlich angesehen wird, keinen 
Lohn erhält, wie viel weniger kann da der Sträfling, der seine 
Arbeit zur Strafe verrichtet, für diese Strafarbeit Lohn fordern. 

') Wäre der Sold eine Entschädigung für dem Staate geleistete 
Arbeit oder Dienste, dann müssten in Deutschland auch die Einjäh^ija^ 
Freiwilligen und in der Schweiz die Mannschaft für die jährlichen WafFen- 
und Kleiderinspektionen entschädigt werden. 
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III. Abschnitt. 



Der Arbeitsverdienstanteil. 



§ 1. Allgemeines. 

De lege ferenda ist dem Sträfling der rechtliche Anspruch 
auf den Arbeitsverdienst abgesprochen worden. In allen Ländern 
und sozusagen in jeder Strafanstalt wird aber ein sogenannter 
Verdienstanteil gewährt, welcher verschiedenen Zwecken dient 
und auf mannigfache Art und Weise begründet ist. Aufgabe 
der folgenden Ausführungen ist es nun, diesen Zweck oder die 
verschiedenen Zwecke klarzulegen und den gegenwärtigen Stand 
der Gesetzgebung kurz zu beleuchten, um an Hand dieser Aus- 
führungen auf die rechtliche Natur des Verdienstapteils einzu- 
treten. 

J. Der Zweck des Verdienstanteils. 

Ursprünglicher Zweck des Verdienstanteils war die Ver- 
mehrung und Verbesserung der Gefängniskost; dies war zu 
Beginn der Eröffnung von Strafanstalten und Gefängnissen bei- 
nahe überall notwendig, da die Verpflegung eben kaum aus- 
reichte, um das Leben zu erhalten. Der Betrag wurde in barem 
Gelde oder Marken ausbezahlt, dafür wurden nicht nur Nah- 
rungs-, sondern auch Genussmittel angeschafft. Indem die Höhe 
des Anteils von der Quantität und Qualität der gelieferten Ar- 
beit abhieng, war damit allerdings auch ein materieller Antrieb 
zu fleissiger und sorgfältiger Arbeit gegeben, der grössere Teil 
des Ertrages infolge dieses Antriebes kam der Gefängnisver- 
waltung zu. Allein mit der Zeit hat sich die Sache geändert, 
die Gefangenenkost ist ausreichend geworden, sie muss ent- 

6 
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sprechen und entspricht auch heute durchwegs den Anforde- 
rungen und Bedürfnissen des menschlichen Körpers vollkommen 
— es existieren verwaltungsrechtliche Bestimmungen über die 
Gefangenenkost — , der ursprüngliche Zweck ist dahingefallen, 
der Anteil aber blieb bestehen und artete mit seiner Steigerung 
nach und nach zu einem Unfug aus^ so dass der Ernst der 
Strafe dadurch gefährdet wurde. Allerdings wurde nun ein Teü 
des Verdienstanteils, gewöhnlich die Hälfte, zu einem Spargeide 
bestimmt, das dem Gefangenen erst mit oder nach der Entlas- 
sung eingehändigt wurde. Hauptzweck des Verdienstanteils ist 
heute, dem Sträfling bei der Entlassung die Rückkehr in die 
menschliche Gesellschaft, den Wiederbeginn eines fruchtbrin- 
genden, geordneten Lebens zu erleichtern, was ja das Endziel 
des Besserungszweckes im Straf Vollzüge ist. Dieser Verdienst- 
anteil ist das Mittel, dem Sträfling die Arbeit begehrenswert 
zu machen, ihn zum regelmässigen und fleissigen Arbeiter und 
damit zum nützlichen Gliede der menschlichen Gesellschaft zu 
erziehen, er liegt somit in erster Linie im Interesse des Straf- 
vollzuges und deshalb ist er gerechtfertigt. Mit diesem Haupt- 
zweck lassen sich weitere Zwecke verbinden: Einmal hat der 
Gefangene Gelegenheit, mit seinem ihm gutgeschriebenen, zur 
Verfügung stehenden Anteil den Geschädigten nach und nach 
zu befriedigen, dann aber giebt dieses Geld ihm die Möglich- 
keit, seine Angehörigen, die durch sein Verschulden in Not 
und Elend gekommen sind , erfolgreich zu unterstützen und 
so das Band wieder zu knüpfen, das ihn mit den Seinen 
bindet. Diese Verwendung dient dem Interesse des Sträflings 
und seiner Familie, ein solchermassen angewendeter Verdienst- 
anteil ist dadurch gerechtfertigt. Endlich kann der Verdienst- 
anteil zum Ankauf von Büchern, Werkzeug und Arbeitsmaterial 
für die freie Zeit dienen, schliesslich ist er dazu da, um für 
mutwillige oder gar bösartige Schädigungen an Material und 
Werkzeug als Ersatz zu dienen. Gerechtfertigt ist ein Anteil 
am Arbeitsverdienste auch deshalb , weil er das Interesse 
an der Arbeit und damit auch Quantität und Qualität fördert 
und somit die Einnahmen der Anstalt erhöht. 

Allerdings kommt nun neben obigen Verwendungen der 
Ankauf von Vergünstigungen, namentlich von Kostgenüssen und 
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Zusatznahrungsmitteln aus einem Teile des Verdienstanteiles 
noch häufig vor, eine Verwendung, die allgemein und vollständig 
unterdrückt werden sollte. 

2. Der gegenwärtige Stand der Gesetzgebung über den Verdienstanteil . 

Da spezielle Bestimmungen über den Arbeitsverdienstanteil 
in den Hausordnungen und Reglementen der Strafanstalten ent- 
halten sind, leitende gesetzliche Bestimmungen aber nur ganz 
ausnahmsweise und nicht erschöpfend vorhanden sind^), so ist es 
leicht zu begreifen, dass jedes Land, ich möchte sagen beinahe 
jede Strafanstalt den Verdienstanteil in ihrem Reglemente nach 
eigenen Anschauungen geregelt hat. Die Folge der verschie- 
denen Anschauungen und der Freiheit des Verordnens ist eine 
bedeutende Zahl von Verschiedenheiten in der Benennung, der 
Berechnung und der Verwendung des Verdienstanteils, während 
doch der eigentliche Zweck tiberall der gleiche ist. So finden 
wir ftir den Arbeitsverdienstanteil folgende Bezeichnungen: 
Verdienstanteil, Arbeitsbelohnung, Arbeitsgeschenk, ebenso nur 
Belohnung und Geschenk, Fleissprämie, Gratifikation, Spar- 
kassenpfennig und Sparpfennig, Aussteuerpfennig, Mehrverdienst, 
Entlohnung und Pekulium. Je nach der individuellen Bezeich- 
nung ergiebt sich auch eine bestimmte Berechnung und Ver- 
wendung, bald ist er reines Geschenk, bald Verdienstanteil im 
eigentlichen Sinne des Wortes, bald Belohnung für Fleiss und 
gutes Betragen, bald Gratifikation für fleissige Arbeit, und zwar 
bald für voll geleistetes Arbeitspensum, bald für Überarbeit 
u. s. w. u. s. w. (vergl. § 3 und § 7 dieses Abschnittes), immer 
aber sind Bedingungen damit verknüpft, die entweder die Gut- 
schreibung oder die Verwendung, entweder den Entzug wegen 
Disziplinarvergehen oder den Ersatz von verursachten Schädi- 
gungen betreffen, so dass ein einheitliches Prinzip gar nicht 
vorhanden zu sein scheint. 

§ 2. Die rechtliche Natur des Verdienstanteils. 

I. Häufig begegnen wir, namentlich in schweizerischen 
Hausordnungen, dem Ausdruck »Pekulium« an Stelle von »Ver- 
dienstanteil oder Arbeitsprämie«, gleicherweise bedient sich die 

*) Die wichtigsten einschlägigen Gesetzestexte sind im Anhang ab- 
gedruckt und sei auf dieselben hier ausdrücklich verwiesen. 
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französische Gesetzgebung und Gefängnislitteratur des Wortes 
»pöcule«. Es fragt sich deshalb, ob der Verdienstanteil in 
irgend einer Weise mit dem römisch-rechtlichen Pekulium in 
Verbindung gebracht werden kann, oder ob die Anwendung 
dieses Ausdruckes lediglich dessen Übertragung auf ein dem 
römischen Pekulium scheinbar ähnliches Verhältnis ist. 

Dahingehend ist zu bemerken: 

1. Wenn der Verdienstanteil mit dem römisch-rechtlichen 
Pekulium in Verbindung gebracht werden will, so kann es nur 
geschehen in Bezug auf das altrömische Pekulium des Sklaven 
und das altrömische peculium profecticium des Haussohnes, denn 
nur diese Gattung von Pekulium war rechtlich ausschliessliches 
Eigentum des Gewalthabers, tatsächlich stand es dem Sklaven 
oder Haussohne zu. Das peculium castrense, quasi castrense 
und adventicium aber waren tatsächlich und rechtlich schon zu 
Beginn der Kaiserzeit Vermögen des Hauskindes, sie waren 
freies Kindesgut. 

Dem Verdienstanteil und dem altcivilen Pekulium ist ge- 
meinsam, dass beide rechtlich Eigentum des Gebers sind. Des- 
halb nun den Verdienstanteil Pekulium zu nennen, ist nicht 
gerechtfertigt, denn: Das römische Recht kennt weder ein 
Pekulium im Sinne des Verdienstanteils noch dessen Entstehungs- 
grund, das römische Recht ist somit auf unseren Verdienstanteil, 
auf unser sogenanntes Pekulium nicht direkt anwendbar. 

Aber auch innere Unterschiede, Unterschiede im Zweck 
und in der Behandlung, schliessen die Anwendung des römischen 
Rechtes aus : Zweck des römisch-rechtlichen Pekuliums ist, dem 
Haussohne oder Sklaven die Möglichkeit zu verschaffen, sich 
zu verpflichten, Handelsgeschäfte in der Höhe des Pekuliums 
abzuschliessen, es muss ihm also ausgehändigt werden; der 
Verdienstanteil aber hat zum Zweck, dem entlassenen Sträfling 
das Fortkommen zu erleichtern, er wird dem Sträfling deshalb 
während der Strafzeit nur gutgeschrieben, er kann vom Staat 
und von Privatgläubigem nicht mit Beschlag belegt werden, 
er wird erst mit der Aushändigung an den Sträfling dessen 
freies Eigentum. Der Haussohn verfügt frei Über sein Pekulium, 
der Gewalthaber wird bis zur Höhe des Pekuliums civUiter 
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verpflichtet; wenn aber der Sträfling während der Strafdauer 
über eine Quote verfügen will, so ist er an die Genehmigung 
der Anstaltsleitung gebunden. Endlich kann der Hausvater 
das Pekulium zu jeder Zeit zurückfordern, da es eben rechtlich 
sein Eigentum ist ; der Verdienstanteil jedoch, einmal dem Sträf- 
ling ausgehändigt, bleibt dessen Eigentum. Diese Unterschiede 
im Zweck und in der Behandlung, ganz besonders aber der 
Umstand, dass das heutige Pekulium dem römischen Recht 
völlig fremd ist, bedingen, dass die Frage des Verdienstanteils 
durchaus aus dem modernen Rechte zu lösen ist. 

2. Hier ist zugleich festzustellen, dass das heutige »Peku- 
lium«, das französische p^cule, nicht einmal völlig identisch 
ist mit dem Ausdruck Verdienstanteil. »Pekulium« ist der 
weitere Begriff; er umfasst nicht nur den Verdienstanteil, son- 
dern auch weitere Bestandteile, wie bei der Einlieferung mit- 
gebrachtes Geld, Erlös für verkaufte Kleider und Effekten, 
Baargeschenke, die der Sträfling während der Strafzeit empfängt, 
mit einem Worte : seine ganze Kasse. ^) 

II. Indem verwaltungsrechtliche Vorschriften dem Sträfling 
unter Bedingungen einen Verdienstanteil gutschreiben lassen, 
ohne dessen rechtliche Natur zugleich zu bestimmen, ist es 
notwendig, zu untersuchen, was dieser gutgeschriebene Verdienst- 
anteil ist, ob der Sträfling einen rechtlichen Anspruch darauf 
hat oder nicht. 

1. Ist der Verdienstanteil Lohn für geleistete Arbeit? Die 
Frage, ob dem Sträfling ein rechtlicher Anspruch auf Arbeits- 
lohn zustehe, habe ich de lege ferenda verneint, kann nun ein 
gutgeschriebener Verdienstanteil Arbeitslohn sein? 

Der Verdienstanteil wird gewährt im Interesse des Straf- 
vollzuges, der Staat will dadurch, dass er unter gewissen Be- 
dingungen eine Geldsumme täglich oder monatlich gutschreibt 
und bei der Entlassung, eventuell nachher, wenn nämlich für 
richtige Anwendung dieser Summe keine Gewähr geboten ist, 

*) Kühne : Entwurf einer Hausordnung für die Strafanstalt St. Jakob 
St. Gallen, St. Gallen 1884, pag. 84, 85. 
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aushändigt, den Rückfall zum Verbrechen verhüten, er will dem 
Entlassenen die Möglichkeit geben, als ehrbarer Bürger und 
Mensch sein Brot zu verdienen, er will diese Möglichkeit nicht 
nur geben, er will sie sozusagen erzwingen, indem er die Aus- 
händigung an die Bedingung zweckentsprechender Verwendung 
knüpft und die noch nicht ausgehändigte Summe im Falle un- 
zweckmässiger Verwendung einer Quote überhaupt nicht aus- 
händigt. Und ferner: Damit dem Sträfling ein Verdienstanteil 
gutgeschrieben werde, wird und muss von ihm hausordnungs- 
gemässes Verhalten, vor allem den Vorschrit'ten entsprechendes 
Betragen, verlangt werden, die Gutschreibung des Verdienst- 
anteils hängt also nicht lediglich von der Arbeit, sondern eben- 
so gut vom Betragen ab (vergl. unten § 3). Wenn nun das 
Verhalten eines Sträflings zu wünschen übrig lässt, wird nicht 
nur kein Verdienstanteil gewährt, sei auch die geleistete Arbeit 
noch so bedeutend, sondern die Anstaltsleitung macht von ihrem 
Rechte Gebrauch, eine gewisse Summe des bereits gutgeschrie- 
benen Anteils wieder abzuschreiben zur Strafe für Indisziplin. 
Wäre der Verdienstanteil Lohn, Arbeitslohn, dann hätte der 
Sträfling unbedingt einen rechtlichen Anspruch auf Gutschreibung 
und Aushändigung mit der Beendigung des besondern Gewalt- 
verhältnisses, also mit der Entlassung, allein der Verdienstanteil 
kann weder vom Sträfling noch vom Entlassenen eingeklagt 
werden, seine Natur schliesst eine Klage auf Herausgabe aus. 
Wenn endlich dem Sträfling das Recht auf Arbeitslohn über- 
haupt abgesprochen worden ist, so kann auch ein gutgeschriebener 
Verdienstanteil nicht Arbeitslohn sein, entweder geht ein recht- 
licher Anspruch auf den ganzen Ertrag der Arbeit oder besteht 
überhaupt nicht, auch nicht auf einen Teil dieses Ertrages. — 
Ebenso wenig kann es sich um Rückzahlung einer Bereicherung 
handeln, da letztere, wenn eventuell vorhanden, eine gerecht- 
fertigte ist. 

2. Ist der Arbeitsverdienstanteil ein Geschenk? 

Allgemein verbreitet und naheliegend ist die Ansicht, dass 
der Staat dem Gefangenen durch Gutschreibung und nach- 
folgende Aushingabe eine Schenkung, ein Geschenk mache. 
Eine Schenkung im eigentlichen Sinne, d. i. freigebige Ver- 
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mögenszuwendung durch Vertrag, kann deshalb nicht vorliegen, 
weil einmal der Sträfling vermöge seiner subjuzierten Stellung 
zum Staate mit diesem Verträge nicht abschliessen kann, so- 
dann, weil eine Schenkung aus der Absicht der Bezeigung einer 
Freigebigkeit hervorgehen rauss. weil sie eine Gegenleistung aus- 
schliesst^). Ebensowenig liegt von Seite des Staates ein 
Schenkungsversprechen vor, denn eine Klage aus Schenkungs- 
versprechen ist, wenn auch nicht mehr stricti juris wie nach 
römischem Rechte, so doch möglich aus Gründen der Billigkeit. 
Der Verdienstanteil der Sträflinge ist aber überhaupt nicht 
klagbar. — Und wie verhält es sich mit der Schenkung sub 
conditione? Die Schenkung unter einer Bedingung kann des- 
halb nicht zutreffen, weil auch die bedingten Schenkungen an 
die Voraussetzungen der donatio propria geknüpft sind. — Gleich 
verhält es sich auch mit einem Geschenk, einer Schenkung im 
weitern Sinne; ein Geschenk verlangt als notwendiges Erforder- 
nis die Absicht, das Vermögen des Empfängers zu vermehren. 
Dasjenige, was durch die Bereicherung erreicht werden soll, 
ist nicht etwas ausser ihr liegendes, sondern eben das Reicher- 
werden des Empfängers^). Der Staat gewährt einen Verdienst- 
anteil, nicht um den Gefangenen zu bereichern, sondern um 
seinen Strafzweck, die Besserung des Gefangenen zu erreichen 
und damit einen Rückfall zu verhüten; eine Schenkung des 
Staates an den Gefangenen ist also in der Form des Verdienst- 
anteils absolut ausgeschlossen, ganz abgesehen davon, dass der 
Staat aus Gründen der Billigkeit kein Recht hat, Gefangenen 
Geschenke zu machen. 

III. Der Strafvollzug ist dem Verwaltungsrecht vorbe- 
halten, dieses regelt ihn entweder durch Gesetz oder durch 
Verordnung. Da die Schaffung einheitlicher, ausführlicher Straf- 
vollzugsgesetze noch stark im Rückstande ist, und die vor- 
handenen Gesetze nur die hauptsächlichsten Bestimmungen des 
Strafvollzuges gesetzlich geordnet haben, ist die Regelung der 
Arbeit in den Strafanstalten im Speziellen und des Arbeits- 



*) 1 1 pr. D de donat. 39, 5. 

") Windscheid: Lehrbuch des Pandektenrechtes, Band II, pag. 342, 
Anmerkung 4 (vergl. auch Demburg, Pandekten, Berlin 1894.) 
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Verdienstes sowie des Verdienstanteils, weil untergeordnete Be- 
standteile des Strafvollzuges, gewöhnlich dem Verordnungswege 
tiberlassen, 

Verordnung ist die staatliche Willenserklärung mit all- 
gemein bindender Kraft, die nicht in Form des Gesetzes ergeht. 
Die Fähigkeit, mit allgemein bindender Kraft zu wirken, ist 
eine besondere Eigenschaft der Gesetzgebungsgewalt, grund- 
sätzlich steht sie nur dieser zu. Der Gesetzgeber kann aber 
diese besondere Eigenschaft durch Gesetz den Behörden über- 
tragen. Dies ist stets der Fall, wenn Gesetzesbestimmungen 
durch spezielle Verordnungen auszuführen sind, diese Verord- 
nungen herzustellen, wird gewöhnlich der Verwaltungsbehörde 
übertragen. Diejenigen Verordnungen, welche die Strafvoll- 
zugsbehörde zur Regelung des Strafvollzuges erlässt, sind so- 
mit staatliche Willenserklärung mit bindender Kraft, so lange 
sie nicht widerrufen oder durch neue aufgehoben werden. 
Indem nun eine solche Verordnung über den Verdienstanteil 
bestimmt, dass er unter gewissen Bedingungen dem Sträfling 
gutgeschrieben und bei der Entlassung ihm direkt oder einem 
Dritten (einer amtlichen Behörde oder einem Schutzaufsichts- 
verein eventuell einem Patron) ausgehändigt werde, etc. etc., 
so ist es staatlicher Wille, dass dies so geschehe. An diesen 
staatlichen Willen sind sowol Anstaltsleitung, als auch Sträfling 
gleicherweise gebunden, es liegt ein einseitiger Verwaltungsakt 
vor, der für den Sträfling Pflichten, aber keine Rechte, für die 
Anstaltsleitung Rechte und Pflichten schafft, Pflichten für die 
Anstaltsleitung insofern, als diese gegenüber der Verwaltungs- 
behörde, aber nicht gegenüber dem Sträfling gebunden ist. 

Resume: Der Verdienstanteil ist weder Arbeitslohn noch 
Geschenk, noch Anspruch aus ungerechtfertigter Bereicherung, 
er beruht somit überall nicht auf einem privatrechtlichen Titel, 
er ist ein Bestandteil des öffentlichen Rechtes. Die Gutschrift 
des Verdienstanteils ist ein einseitiger Verwaltungsakt, das 
Verwaltungsrecht bestimmt daher, ob und inwieweit der Sträfling 
einen Anteil erhält, ob und inwieweit der Sträfling über einen 
gutgeschriebenen Anteil verfügen kann. 
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§ 3. Berechnung nnd Zumessung des Verdienstanteils. 

Die Berechnung des Verdienstanteils ist eine sehr ver- 
schiedenartige : Am häufigsten findet Anwendung diejenige in 
Prozenten des Arbeitsertrages, bald in Verbindung mit gutem 
Betragen, Pleiss und Geschicklichkeit, bald nur in Verbindung mit 
dem bei der Arbeit gezeigten Fleiss ; bald wird das gut geleistete, 
volle Tagewerk bei der Gutschreibung berücksichtigt, bald erst die 
Überarbeit, bald beide zusammen. Eine andere Art der Berechnung 
besteht darin, dass vom täglichen Arbeitsertrag eine Summe für 
den Unterhalt (Solothurn 80 Cts., Baselstadt 40 Cts.) zu Gunsten 
des Staates abgezogen wird, dass also die Gefangenen ein Kostgeld 
bezahlen aus dem für ihre Arbeit berechneten Lohn, dass dann 
eine gewisse Prozentzahl vom Rest (Solothurn 25 — 40 7©) oder, 
wenn der Rest eine bestimmte Summe ausmacht, einen Bruch- 
teil davon (Baselstadt bis auf 10 Fr. pro Monat V^» ^^^ ^^^ 
dem 10 Fr. übersteigenden Betrag ferner 7^) gutgeschrieben 
wird. Andernorts wird der Arbeitsertrag berechnet und je nach 
der Grösse dieser Summe ein Anteil entweder in Prozenten 
dieser Summe (Baselland 10 — 15 ^/o) oder in steigender Quote 
je nach dem Arbeitsertrag (Aargau 5 — 20 Cts.) gutgeschrieben. 
Ferner ist eine Summe als Anteil in Aussicht genommen, die 
nach Strafklassen, eventuell auch nach Strafstadien abgestuft 
ist (St. Gallen I. Straf stufe keinen Anteil, II. 7«> IH* V* ^^^ 
Arbeitsverdienstes) u. s. w, (vergl. Anhang). Ausserdem werden 
neben dem Verdienstanteil noch Gratifikationen, sog. Extrazu- 
lagen (Baselstadt und Baselland) und Sparkassenpfennige (Zürich) 
für besonderen Fleiss und aussergewöhnlichen Arbeitsertrag 
vorgemerkt. 

Als Hauptfragen ergeben sich für die Berechnung: 

1. Soll bei Berechnung des Verdienstanteils nur Fleiss 
und Geschick bei der Arbeit, oder sollen Fleiss, Geschick und 
Betragen im Allgemeinen in gleicher Weise berücksichtigt 
werden ? 

2. Soll bei Berechnung und Zuteilung des Verdienstanteils 
die Mehrarbeit, das Überpensum allein massgebend sein, indem 
entweder der ganze Ertrag dieser Mehrarbeit oder nur ein 
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Prozentsatz gutgeschrieben wird, oder soll das Tagespensum 
mit Berücksichtigung weiterer Faktoren massgebend sein so, dass 
schon bei Leistung des Tagespensums eine gewisse Summe gut- 
geschrieben wird? Wie soll in diesem Fall eine eventuelle 
Mehrarbeit berücksichtigt werden? Sind Minima und Maxima 
der Verdienstanteüe festzusetzen, ist eventuell eine Extragrati- 
fikation in Aussicht zu nehmen? 

ad 1. Über die erste Frage spricht sich Direktor Miglitz^) 
dahin aus: »Die Arbeit ist ein Gegenstand, der stets für sich 
zu betrachten und nach eigenen, der Sache entsprechenden 
Grundsätzen zu behandeln ist, also ist nur der Fleiss, die Lei- 
stung zu belohnen. 

Gutes Verhalten soll nicht berücksichtigt werden, denn: 

1. Der Arbeitsbelohnung als eines Spornes zur Tätigkeit 
bedürfen gerade die Schlimmsten unter den Gefangenen am 
dringendsten, d. h. diejenigen, welche aus Arbeitsscheu zu Ge- 
wohnheitsverbrechern geworden sind. 

2. Es widerstreitet dem Wesen der Strafhaft, gutes Be- 
tragen, welches den Gefangenen zur obersten Pflicht gemacht 
ist, durch eine Belohnung auszuzeichnen. 

3. Eine derartige Anerkennung würde in der Regel nur 
dem legalen Verhalten zu Teil werden, welchem Verhalten der 
moralische und religiöse Zustand durchaus nicht immer ent- 
spricht. Letzteren zu erforschen, ist schwer, und führt der Ver- 
such einer solchen Ermittlung zu manchen Missgriffen, wodurch 
das Ansehen der Verwaltung und das Vertrauen in deren Ge- 
rechtigkeitssinn geschädigt wird. 

4. Die an sich schon schwierige Aufgabe, den Arbeits- 
verdienstanteil des Gefangenen zu bestimmen, wird wesentlich 
noch dadurch erschwert, dass man bei der fraglichen Entschei- 
dung noch weitere Momente in Betracht zieht, welche mit der 
zu beurteilenden Arbeitsleistung in gar keinem Zusammenhang 
stehen. « 



*) Bl. f. Gfk. IX., pag. 212 if ; XVn, pag. 123 ff. 
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Anderer Ansicht sind die Strafanstaltsdirektoren Kühne^) 
und Wirth^) und auch Gysin*) : Die Zuteilung eines Geschenkes 
setzt voraus, dass der Geschenknehmer desselben würdig sei, 
dass er es verdiene. Ein Verdienstanteil kann allerdings erst 
gew^ährt werden, wenn ein Verdienst vorhanden ist, die Arbeit 
muss also die Grundlage bilden. Zur Gutschreibung eines Ar- 
beitsgeschenkes ist aber nicht nur Fleiss bei der Arbeit, es ist 
auch gutes Verhalten, legales Betragen im Allgemeinen nötig. 
Wer sehr viel Überarbeit liefert vermöge seiner kräftigen Natur, 
vermöge seiner ausserordentlichen Fertigkeit und langjährigen 
Übung, dabei aber beständig mit der Hausordnung im Widerspruch 
steht, stets Disziplinarstrafe erleidet, verdient gewiss gegenüber 
demjenigen, der infolge seines Gesundheitszustandes oder seiner 
schwachen Konstitution wenig oder gar nichts über die Arbeits- 
leistung eines normalen Arbeiters leistet, dabei aber in seinem 
Verhalten gegenüber Vorgesetzten und Mitgefangenen sich nicht 
das Geringste zu Schulden kommen lässt, nicht ein Arbeits- 
geschenk oder gar ein doppeltes und dreifaches, vielmehr verdient 
es dieser letztere weit eher, trotzdem der erstere dem Staate eine 
weit grössere Einnahme verschafft. Dieser letztere Gesichts- 
punkt darf hier niemals Geltung erlangen; wer eine Wohlthat, 
ein Geschenk empfangen will, hat sich in erster Linie eines 
hausordnungsgemässen Verhaltens zu befleissen, die Arbeits- 
belohnung soll und darf nicht das Fazit des Rechenexempels 
sein : 

»Für soviel Arbeit von der Beschaffenheit soviel Lohn.« 

Zu der ersten Frage bemerke ich : 

Der Verdienstanteil ist nicht Belohnung oder Geschenk 
für geleistete Arbeit, er ist lediglich ein Mittel des Strafvoll- 
zuges. Wenn wir berücksichtigen, welchen Zwecken er dienen 



^) Kühne: Über den Verdienstanteil der Gefangenen, St. Gallen 

1870, und 

Kühne: Rückblick auf die Wirksamkeit und die Erfahrungen der 

Strafanstalt St. Jakob, St. Gallen 1866. 

Kühne: Entwurf einer Hausordnung für die Strafanstalt St. Jakob, 
St. Gallen 1884, pag. 86 und 87. 

«) Bl. f. Gfk. XVII, pag. 108 ff. 

*) Verhandlungen des schweizerischen Vereins für Straf- und Ge- 
fängniswesen in Lenzburg am 15. September 1885. 
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soll, wenn wir berücksichtigen, dass der Staat keine Berech- 
tigung hat, die Arbeit der Sträflinge und nur diese zu belohnen, 
dass der Verdienstanteil gemäss dem Willen des Staates erst 
gutgeschrieben wird, wenn er verdient worden ist und dies 
kann nur in voller Übereinstimmung mit der Hausordnung ge- 
schehen, so ist es selbstverständlich, dass nicht die Arbeits- 
leistung allein massgebend sein kann für die Zuteilung eines 
Verdienstanteils überhaupt. Die Gutschreibung eines solchen 
Anteils ist an Bedingungen geknüpft, eine dieser Bedingungen 
ist gutes Betragen im Allgemeinen ; indem wir dieses Erforder- 
nis voraussetzen, wird damit nicht, wie Miglitz annehmen will, 
das gute Betragen belohnt, mit einem Arbeitsgeschenk ausge- 
zeichnet, sondern wir erfüllen damit lediglich eine Anforderung 
des Strafvollzuges. 

Bei der Berechnung des Verdienstanteils kommt als Quelle, 
aus der der Verdienst überhaupt fliesst, in erster Linie aller- 
• dings die geleistete Arbeit und der dafür bezahlte Lohn in 
Betracht, gerade wie beim freien Arbeiter: Der Arbeitslohn 
wird berechnet nach dem Quäle und Quantum der geleisteten 
Arbeit, weitere Faktoren spielen nicht mit. Dieses Verhältnis 
darf aber nicht ohne Weiteres ins Zuchthaus hineinversetzt 
werden, es ist zu beachten, dass zwischen der Arbeit in der 
Freiheit und im Gefängnis grosse Unterschiede bestehen: Der 
Sträfling wird zur Arbeit gezwungen, er hat die ihm zugeteilte Ar- 
beit, mag sie ihm noch so zuwider sein, mag sie ihn noch so schwier 
ankommen, zu verrichten, eine Auswahl passender Arbeit ist 
ihm mit wenigen Ausnahmen nicht gestattet. Häufig hat er die 
Arbeit erst zu erlernen, oft in schon vorgerücktem Alter, die 
eine Arbeit ist schwierig auszuführen, die andere hingegen 
leicht, die eine erfordert Geduld und Selbstbeherrschung, grösste 
Aufmerksamkeit, die andere verlangt nur eine gewisse Finger- 
fertigkeit, erfordert keine Gedanken, ist eine rein mechanische 
Tätigkeit, die eine spannt die Körperkräfte bis aufs Äusserste 
an und erschöpft sie total, die andere regt sie kaum an. Aus 
Zufall oder, was weit häufiger eintritt, infolge Rückfalls kennt 
der eine die ihm zugeteilte Arbeit von Grund aus, kennt alle 
Details etc. zum Voraus, der andere muss diese gleiche Arbeit, 
die ihm ganz neu und ungewohnt ist, erst erlernen, welch' 
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eminenten Vorteil hätte da der erste, welcher diese Arbeit zum 
fünften, vielleicht zum zehnten Male im Zuchthaas verrichtet 
gegenüber dem zweiten, dem Anfänger, wenn nur allein Quan- 
tität und Qualität des gelieferten Tagwerkes für die Berech- 
nung des Verdienstanteils massgebend wären ! 

Die soeben genannten Faktoren werden namentlich bei 
der Zuteilung der Arbeit entscheidend sein, aber sie sind bis 
zu einem gewissen Grade auch von Einfluss und mitent- 
scheidend bei der Berechnung eines Anteils. Nicht die ge- 
leistete Arbeit allein entscheidet, die inneren Vorgänge, unter 
denen der Sträfling die Arbeit zu Stande bringt, welche 
sich im Betragen äussern, die Selbstverleugnung, der gute 
Wille, aber auch der Fleiss, die Sorgfalt und die Ausdauer, 
ebenso die Art und Weise der Verwendung eines Teilos des 
Arbeitsverdienstanteils, all' das sind Momente, die mindestens 
ebenso sehr zu berücksichtigen sind. 

Es ist ferner nicht richtig und entspricht dem gesunden 
Menschenverstände keineswegs, dass gute Arbeiter aber zugleich 
undisziplinierte Sträflinge einen grossen Verdienstanteil gut- 
geschrieben erhalten, während Sträflinge mit durchaus gesetz- 
lichem Verhalten leer ausgehen, nur weil sie, oft in Rücksicht 
auf körperliche Verhältnisse und äussere Umstände und Zufälle, 
weniger gute Arbeiter sind. 

Allerdings ist es richtig, dass eine gerechte Zuteilung eines 
Verdienstanteiles schwierig ist, dass kaum eine allen Umständen 
Rechnung tragende Tabelle, eine entsprechende Schablone ge- 
funden werden kann, dass natürlicherweise ein System zu kon- 
struieren um so schwieriger ist, je mehr Faktoren mit in Be- 
rechnung zu ziehen sind. Aber ist denn durchaus zur Berech- 
nung und Bestimmung des Verdienstanteils eine Schablone not- 
wendig, müssen Berechnungen nach mathematisch genauen Ta- 
bellen erfolgen? Der oberste Grundsatz des heutigen Straf- 
vollzuges heisst Individualisieren, und dieser findet auch An- 
wendung auf die Ermittlung des Verdienstanteils. Ein Mann 
mit gesundem Menschenverstand, weitem Blick und praktischer 
Auffassung wird jedem Einzelnen viel gerechter das zuteilen, 
was ihm zukommt, als jede noch so genau konstruierte mathe- 
matische Tabelle. Es ist nicht notwendig, dass Rappen für 
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Rappen bureaumässig an Hand einer Verdiensttabelle nachge- 
wiesen werde, man gebe dem Verwaltungsbeamten gerade hier 
einen gewissen Spielraum, der Strafvollzug wird darunter nicht 
leiden, vorausgesetzt, dass eben die Verwaltung in den Händen 
von Männern liegt, die mit dem nötigen Verständnis und prak- 
tischem Geschick an ihre Aufgabe herantreten, die nicht blosse 
Bureauseelen und Zahlenmenschen sind. — Die gerechte Zu- 
teilung eines Verdienstanteils ist also keineswegs so schwierig 
und kompliziert, sobald man den Zweck desselben ins Auge 
fasst und den praktischen Standpunkt nicht verlässt. 

ad. 2. Im Allgemeinen wird die Berechnung des Ver- 
dienstanteils nur nach der geleisteten Mehrarbeit vorgezogen, 
weil sie am gerechtesten erscheine; jeder erhalte, was er ver- 
diene, die Produktion werde dadurch erhöht, die Rechnung sei 
klar und einfach, der Gefangene könne mit Leichtigkeit kon- 
trolieren, Parteilichkeit, willkürliche Akte ungerechter Zuteilung 
seien ausgeschlossen. Allein diese Vorteile, die diesem System 
der Zuteilung allein anhaften sollen, existieren teils nur schein- 
bar, teils sind sie zweifelhaft. Diese Methode zeigt im Gegen- 
teil wesentliche Fehler: Sie ist im höchsten Grade ungerecht, 
indem sie insofern, als sie für alle Sträflinge mit dem gleichen 
Massstabe misst, gar nicht individualisiert, sondern einfach die 
zur Arbeit Befähigten auf Kosten der Unbef ähigteu und weniger 
Arbeitsfähigen begünstigt. Die geleistete Arbeit kann sehr leicht 
an Quantität geringer sein bei grösserem Fleiss, es wirken eben 
zu viel Umstände mit, die nicht ausser Acht gelassen werden 
dürfen, alles dies liegt in der Natur der jeweiligen Arbeits- 
gattung. Vielleicht, ja ziemlich sicher, fördert diese Methode 
der Berechnung die Masse der Arbeit, damit ist aber nicht er- 
wiesen, dass auch der Fleiss gesteigert werde, es ist ja die 
Eventualität möglich und stets vorhanden, dass ein Teil der 
Gefangenen nicht im Stande ist, in einer gewissen Branche 
Überarbeit zu liefern, diese erhalten infolgedessen keinen Ver- 
dienstanteil, sie lassen deshalb im Fleisse bei der Arbeit nach, 
die Folge ist, dass in dieser Arbeitsgattung das Tagespensum 
herabgesetzt werden muss, dass dadurch die Überarbeit der 
bessern Arbeiter in dieser Branche eine ganz ausserordentliche 
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wird, so dass die Ungleichartigkeit erst recht zu Tage tritt. 
Einige leisten auch ohne grossen Fieiss und ohne besondei'e 
Anstrengung ganz ausserordentliches, während andere im glei- 
chen Arbeitszweige bei Anspannung aller Kräfte und beim 
grössten Fieiss kaum das vorgeschriebene Tagewerk zu leisten 
im Stande sind, und da soll eine Berechnung nach Mehrarbeit 
gerecht sein, ganz abgesehen davon, dass eine solche Art der 
Berechnung der Belohnung der Mehrarbeit gleichkommt? — 
Was sodann bei diesem System die Unparteilichkeit betrifft, so 
liegt eine Parteilichkeit schon darin, dass der Verdienstanteil 
nach der Arbeitsleistung überhaupt abgestuft wird, um wie viel 
grösser ist da diese Parteilichkeit, wo die Abstufung stattfindet 
gemäss der Überarbeit! Denn dem einen wird eine leichte, er- 
tragbringende Arbeit, dem andern eine schwere, unvorteilhafte 
Arbeit zugeteilt. Da ist es ganz selbstverständlich, dass der 
eine Mehrarbeit in bedeutendem Masse, der andere kaum das 
vorgeschriebene Tagewerk liefern kann etc. Ob endlich die 
Kontrole über den Arbeitsgewinn und den Verdienstanteil durch 
den Gefangenen ein Vorteil sei, möchte ich sehr bezweifeln; 
gewiss ist, dass eine solche Kontrole durch den Gefangenen 
absolut nicht am Platz ist, die Zuteilung eines Verdienstanteils 
duldet keine Kontrole, der staatliche Wille ist nicht durch den 
Gefangenen zu kontrolieren. 

Ferner ist der schon in anderem Zusammenhang genannte 
Umstand zu beachten, dass die besten Arbeiter selten auch die 
bessern Elemente einer Strafanstalt bilden, und doch würden 
nach dem Systeme »der Belohnung nur der Mehrarbeit« gerade 
diese namhafte Summen erwerben können. Dass die Produktion 
bei Belohnung der Mehrarbeit quantitativ gesteigert wird, ist 
als sicher anzunehmen, dies ist aber nicht ein Vorteil im Sinne 
des Strafvollzuges. Dieser Zustand stört das Gleichgewicht der 
Tätigkeiten in der Strafanstalt, das Hauptgewicht wird auf die 
Produktion gerichtet, die ökonomische Seite tritt in den Vorder- 
grund, die innere, die individuelle Behandlung der Sträflinge 
leidet darunter, tritt gegenüber der äussern zurück, dies darf 
aber nicht sein, weil nicht im Interesse des Strafvollzuges. — 
Einen Vorteil allerdings bietet die Berechnung des Verdienst- 
anteils, d. i. die grosse Abstufbarkeit und die genaue Ausrech- 
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nuug des Verdienstanteils, wenn darin überhaupt ein Vorteil 
gesehen werden will. Er tritt jedoch sofort wieder zurück oder 
wird zum mindesten stark abgeschwächt, sobald man berück- 
sichtigt, dass nicht bei allen, sondern nur bei gewissen im Ge- 
fängnis zu verrichtenden Arbeiten eine genau abschätzbare, 
eine messbare Mehrarbeit möglich ist, dass also einzelne Ge- 
fangene in Bezug auf den Verdienstanteil diesem, andere einem 
andern System der Berechnung unterstellt werden müssen. 
Diese Thatsache aber ist es, die in erster Linie Anlass zu 
Nörgeleien, zu Unzufriedenheiten unter den Gefangenen giebt 
und allein geben kann. 

Eine Grundlage für die Berechnung muss vorhanden sein, 
diese Grundlage kann nur das Tagespensum sein, aber nicht 
ein Pensum, das für alle Gefangenen gleich bemessen ist, denn 
jedermann muss zugeben, dass, gleichwie dem freien Arbeiter, 
auch nicht jedem Sträfling das gleiche Arbeitspensum zuge- 
mutet werden darf; der eine leistet viel, der andere weniger, 
denn Kräfte und Arbeitsfähigkeit sind sehr verschieden, ebenso 
die Arbeitszweige. Verlangt wird nun im Gefängnisse, dass jeder 
Gefangene angestrengt und fleissig arbeite, ob dies geschieht, 
ist für den Aufseher zu kontrolieren nicht sehr schwierig. Ge- 
stützt auf die Arbeitsfähigkeit ist also jedem Gefangenen ein 
approximatives Tagespensum zuzuteilen, das Arbeitspensum ist 
nach Arbeitszweigen, Arbeitskraft und Arbeitsfähigkeit zu 
individualisieren.^) Das Pensum soll so bemessen werden, dass 
die Leistung von Mehrarbeit zur Ausnahme wird. Wenn aber 
trotzdem von verschiedenen Sträflingen durch ausserordentliche 
Anstrengung und ausserordentlichen Fleiss Mehrarbeit geliefert 
wird, so soll diese Mehrarbeit besonders beurteilt werden, in- 
dem ein gewisser Prozentsatz vom Ertrage dieser Mehrarbeit 
monatlich zum Verdienstanteil, der für das geleistete Tagwerk 
gutgeschrieben wird, hinzukommt. Um nun auch solchen, die 
sog. Hausarbeit und solche Arbeit verrichten, deren Wert nicht 
gut in Geld abzuschätzen ist, die also keine leicht messbare 



*) Betreflfend Individualisierung der Arbeit vergleiche die Gutachten 
von Ekert, lUing und Foinitzky für den internationalen Gefängniskongress 
in St. Petersburg (1890). (Vergl. auch Zeitschrift für die gesamte Straf- 
rechtswissenschaft, Bd. XVI, pag. 927 ff.) 
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Mehrarbeit liefern können, gerecht zu werden, ist es angezeigt, 
dass es gänzlich ins Ermessen der Anstaltsleitung zu stellen ist, 
für ganz gute Leistungen, besondern Fleiss und musterhaftes Be- 
tragen Extragratifikationen zu gewähren, deren Höhe ungefähr 
übereinstimmt mit demjenigen Betrage, welcher monatlich als 
Verdienstanteil für geleistete Mehrarbeit gutgeschrieben wird. 
Solche Extragratifikationen dienen zur Ausgleichung, können 
deshalb nur im Interesse des Strafvollzuges liegen. 

Die Berechnung eines Verdienstanteiles gestaltet sich also 
f olgendermassen : Voraussetzung der Gutschreibung eines jeden 
Verdienstanteiles ist legales, hausordnungsgemässes Verhalten, 
nicht nur bei der Arbeit, sondern auch im Allgemeinen. Grund- 
lage für die Berechnung bildet das, jedem einzelnen Sträfling 
individuell d. h. nach der Fähigkeit, Arbeit zu leisten, und 
nach der Arbeitsgattung zugemessene tägliche Arbeitspensum. So- 
bald ein Sträfling das ihm zugemessene Tageswerk voll und gut 
vollendet hat, wird ihm die für jedes voll geleistete Tages- 
pensum bestimmte Summe — diese Summe ist also die gleiche 
für alle Tagespensa der Sträflinge gleicher Klasse — gutge- 
schrieben. 

Die Höhe des Verdienstanteils betreffend, ergeben sich 
aus den einschlägigen Bestimmungen der Hausordnungen sehr 
grosse Verschiedenheiten, nicht etwa nur im grossen Ganzen, 
sondern in Gebieten, die ein und demselben Strafgesetz unter- 
worfen sind. Massgebend für die Höhe ist nicht der Arbeits- 
ertrag, sondern lediglich der Zweck. Der Verdienstanteil soll 
das Fortkommen nach der Entlassung erleichtern, er soll dem 
Entlassenen über die schwierige Zeit des Arbeitsuchens hin- 
weghelfen, dies bedingt, dass nicht die Absicht besteht, dem 
Entlassenen ein Vermögen zur Verfügung zu stellen, es sollen 
ja lediglich die Mittel zur Bestreitung der ersten Auslagen bei 
Beginn eines neuen Lebensabschnittes vorhanden sein. Wir 
haben ferner auch mit dem Rechtsgefühle des Volkes zu rechnen, 
mit der öffentlichen Moral, diese geben nicht zu, dass das Ge- 
fängnis der Ort sei, um Kapitalien zu sammeln, so dass der 
Sträfling sich schliessli(5h ökonomisch besser stellt als der freie 
Arbeiter, solche Zustände würden jeden gesunden Strafvollzug 
untergraben. Dass viele Sträflinge betreffend Pflege des Körpers 

6 
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Unterhalt, Wohnung etc. besser gestellt sind als eine beträcht- 
liche Zahl freier Arbeiter, lässt sich nicht ändern, der Straf- 
vollzug muss human und gerecht sein, umsomehr ist deshalb 
darauf zu halten, dass der Verdienstanteil der Sträflinge eine 
gewisse Grenze nicht erreiche, und diese Grenze ist der Arbeits- 
ertrag des freien Arbeiters nach Deckung seiner Bedürfnisse. 

Es liegt in der Natur des Verdienstanteils und besonders 
in den Dienstverhältnissen überhaupt, dass ein Maximum fest- 
gesetzt werde, die Festsetzung eines Minimums ist deshalb ohne 
Bedeutung, weil, wenn ein Anteil gegeben werden will, dieser 
so gegeben werden muss, dass sein Zweck erreicht werden 
kann. 

Wie weit das Maximum gehen darf, darauf kann nur die 
Praxis, die Erfahrung mit Berücksichtigung der oben erwähnten 
äussersten Grenze die zutreffende Antwort geben; aus der 
Praxis soll die Grundlage so gewählt werden, dass sowohl der 
Zweck des Verdienstanteils erreicht, als auch die nach oben 
gegebene Grenze nicht überschritten werden kann. 



§ 4. Sind alle Gefangenen in Betreff des Verdienstanteiis gleich 

zu halten, auch die RQckf äiiigen ? 

Diese Frage wird von vorneherein verneint da, wo das 
progressive Haftsystem zur Anwendung kommt, wo also ver- 
schiedene Strafstufen oder Disziplinarklassen bestehen. Das 
Vorrücken von einer niederen zu einer höheren Klasse erfolgt 
gestützt auf monatliche Censuren über Verhalten (Betragen im 
Allgemeinen), Fleiss und Charakter. Indem man nun den Verdienst- 
anteil für die verschiedenen Klassen verschieden ansetzt, be- 
steht darin ein Sporn, möglichst bald in die nächsthöhere Klasse 
versetzt zu werden, dieser von Klasse zu Klasse gesteigerte 
Verdienstanteil ist somit ein steter Stimulus zu guter Auffüh- 
rung und fördert die Besserung. Dadurch, dass der» Sträfling, 
um stets den gleichen oder einen höhern Verdienstanteil zu er- 
halten, sich stets gleich im Fleiss und Betragen halten muss, 
geht die Periode des Nichtstuns und der Unwürdigkeit ganz 
unmerklich in die Periode regelmässiger und andauernder Arbeit 
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über, das Selbstgefühl regt sich und kommt zum Durchbruch, 
es erstarkt und giebt dem Verbrecher den Glauben an sich selbst 
zurück, es führt ihn vom Wege des Verbrechens ab auf gute 
Gedanken. Auch der schlimmste Verbrecher soll und wird zu 
der Einsicht kommen, dass es auch für ihn eine Möglichkeit 
zur Rückkehr in das geordnete, gesellschaftliche Leben giebt, 
diese Ueberzeugung wird ganz wesentlich durch die Aussicht ge- 
fördert, dass sein Verdienstanteil, auf den er ja gar keinen recht- 
lichen Anspruch hat, wächst mit seiner guten Führung, dass 
er in der Lage sein wird, nach der Entlassung sein Fortkommen 
durch eigene Arbeit zu finden. 

Für den Strafvollzug dürften drei verschiedene Disziplinar- 
klassen genügen, namentlich, wenn einmal die bedingte Entlas- 
sung allgemein eingeführt ist. Die Versetzung von einer Klasse 
in die andere soll so vor sich gehen, dass die höchste Klasse, 
diejenige vor der Entlassung, nicht allzu lange auf einzelne 
Individuen in Anwendung kommt, sie soll überhaupt so be- 
schaffen sein, dass kurzzeitige und rückfällige Sträflinge nie- 
mals, und nur Sträflinge mit musterhaftem Verhalten kurze Zeit 
vor ihrer Entlassung in diese oberste Klasse versetzt werden. 

Zuchthaus-, Arbeitshaus- und Gefängnissträflinge sind in 
Bezug auf den Verdienstanteil gleich zu halten. Wenn ein 
Unterschied gemacht werden will, so kann dies insofern ge- 
schehen, als das Versetzen von einer Disziplinarklasse in die 
andere bei gleichem Verhalten sich bei den letzteren etwas früher 
vollzieht, als bei den Arbeitshaussträflingen, bei diesen wieder 
etwas früher, als bei den Zuchthaussträflingen. Zurückversetzen 
von einer höheren Klasse in eine niedere ist als Disziplinar- 
strafmittel von guter Wirkung zu empfehlen. 

Rückfällige sind betreffend den Verdienstanteil strenger zu 
halten als Erstbestrafte, d. h. es soll ihnen ein kleinerer Anteil 
gutgeschrieben werden.^) Es ist richtig, dass sie gewöhnlich 

*) Braune bemerkt: »Durch Ministerialreskript (Preussen) vom 14. 
April 1888 wurde bestimmt, dass die rückfälligen Gefangenen für die 
Arbeitspensa nur die Hälfte der normierten Arbeitsprämien, für die Über- 
pensa aber die vollen Prämiensätze erhalten sollten«. (Braune: Die Arbeits- 
prämien der Gefangenen in der Zeitschrift für die gesammte Strafrechts- 
wissenschaffc, Band 16, pag, 598 ff). 
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leistungsfähige Arbeiter sind, dass ihr Betragen in der Regel 
der Hausordnung entspricht, infolgedessen sollte ihnen wie den 
übrigen guten Arbeitern der gleiche Verdienstanteil gutge- 
schrieben werden. Dass dies aber nicht geschehen soll, hat 
seinen Grund darin, dass sie den früher ihnen verabfolgten 
Verdien st anteil nicht in der Weise verwendet haben, wie es 
der Zweck bestimmt hatte. Der Rückfall beweist, dass entweder 
eine Besserung gar nicht eingetreten oder dann nur eine ober- 
flächliche war. Es liegt deshalb die Gefahr nahe, dass eine 
nachhaltige Besserung schwerlich eintritt, dass also der Ver- 
dienstanteil seinen Zweck zum Teil verfehlt. Der Arbeitsver- 
dienstanteil soll daher von Rückfall zu Rückfall abnehmen, so, 
dass bei einem gewissen Grade von Rückfälligkeit, vielleicht 
schon beim dritten Rückfall, ein Verdienstanteil überhaupt nicht 
mehr gutgeschrieben wird, da eine Besserung solcher Sträflinge 
doch nicht mehr zu erwarten ist. In der Beschränkung des 
Verdienstanteils Rückfälliger wird auch der Gedanke zum Aus- 
druck gebracht, dass die Strafe als soziale Reaktion — Strafe 
ist nicht Sühne für begangenes Unrecht, sondern soziale Punk- 
tion gegen antisoziale Bestrebungen^) — gegen antisoziale Ge- 
sinnung nach dieser sich zu bestimmen habe, dass demnach die 
Strafbehandlung verschieden sein muss, je nachdem sich der 
Verurteilte als versöhnlich und besserungsfähig oder fortgesetzt 
feindlich und unverbesserlich erwiesen hat. 



§ 5. Der Entzug des Verdienstanteils. 

Wir müssen unterscheiden : 

1. Entzug wegen Schädigung von der Strafanstalt ge- 
hörenden Materialien : Wenn ein Sträfling in der Zelle Geräte 
oder wenn er Arbeitsmaterial boshafter oder mutwilliger Weise 
zerstört, so liegt der Tatbestand der Sachbeschädigung vor, er 
ist für den aus der Tat entstandenen Schaden haftbar. Der 
Staat hat gegenüber dem Sträfling eine Gegenforderung, die er 
dadurch bezahlt machen kann, dass er den Betrag vom bereits 

^) Sichart: Die Bestrafung des Rückfalls nach deutschem !Recht in: 
Zeitschrift für die gesammte Strafrechtswissenschaft, Band X, pag. 401 ff. 
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gutgeschriebenen Verdienstanteil abzieht, und wenn dieser nicht 
ausreicht, den Rest von dem noch zu verdienenden Anteil zum 
Voraus abzieht, d. h. den noch zu verdienenden Anteil zum 
Voraus zur Schuldtilgung konfisziert. 

2. Entzug als Disziplinarstraf mittel.^) Der Wiederentzug 
des bereits gutgeschriebenen Verdienstanteils von einer be- 
stimmten Zeit zur Strafe ist fast allen Hausordnungen bekannt 
und hat sich als zweckmässig erwiesen. Der Vorwurf, diese 
Art der Bestrafung schädige nicht nur die Interessen der Ge- 
fangenen, indem man ihnen das, was man ihnen gutgeschrieben, 
wieder nehme und damit ihr Fortkommen nach der Entlas- 
sung erschwere , sondern tatsächlich auch das öffentliche Inte- 
resse, indem der Gefangene, wenn er aus der Anstalt komme 
und keine Existenzmittel besitze, der öffentlichen Armenpflege 
zur Laste falle, ist deshalb ungerecht, wenn auch zum Teil zu- 
treffend, denn der Staat ist einmal nicht verpflichtet, einen all- 
falligen Verdienstanteil gutzuschreiben oder gar auszuhändigen, 
sodann ist es Pflicht des Staates, Gefangene so zu entlassen, 
dass sie ihren Unterhalt selbständig erwerben können, d. h. sie 
dürfen nicht ganz mittellos einfach auf die Strasse gestellt 
werden, so dass sie der Armenpflege anheimfallen, betteln oder 
dann neue Verbrechen begehen müssen. Zudem ist der Entzug 
eines unter den vielen Disziplinarstrafmitteln, es ist nicht not- 
wendig und auch nicht vorausgesetzt, dass er bei jedem Ver- 
gehen gegen die Hausordnung eines jeden Sträflings als Strafe 
angewendet werde, vielmehr soll dieses Mittel zu strafen ganz 
ins Ermessen der Anstaltsleitung gestellt werden, sie soll es nur 
nach Gutdünken und individuell, d. h. da, wo ein Erfolg sicher 
zu erwarten ist, anwenden. 

Im Speziellen ist zu bemerken: Der Verdienstanteil wird 
jedem Sträfling gutgeschrieben, er gelangt erst in seinen Besitz 
durch Übergabe, die entweder mit der Entlassung oder erst 
später durch Drittpersonen erfolgt, nur in Ausnahmefällen findet 
eine Aushingabe während der Strafzeit z. B. zur Unterstützung 
Angehöriger statt. Dadurch sichert sich die Anstaltsleitung 



Vergl. speziell Hüler : Die Disziplinarstrafen in den österreichischen 
Strafanstalten und Gerichtsgefängnissen, Leipzig u. Wien 1894, pag. 34 if. 



die Verwaltung; Eigentum und Verwaltung bleiben also in 
Händen dieser, sie allein hat das eigentliche VerfUgungsrecht. 
In Folge dessen kann sie in Fällen , wo es ihr notwendig 
und gerecht erscheint, bestimmen, dass ein bereits gutgeschrie- 
bener Verdienstanteil dem Sträfling zur Strafe definitiv ent- 
zogen werde. Der Staat ist zweifellos zum Entzug eines Ver- 
dienstanteiles, respektive einer Quote berechtigt, er wird aber 
stets den Zweck und die Umstände, gemäss denen ein Verdienst- 
anteil gutgeschrieben wird, im Auge behalten : Da dem Ge- 
fangenen in seiner Eigenschaft als Gefangener und mit Rück- 
sicht auf seine besondere Lage und Zukunft ein Geldbetrag 
gutgeschrieben wird, so wird der Staat folgerichtig diesen Be- 
trag nur für Verhältnisse in Anspruch nehmen, die mit der 
Gefangenschaft in unmittelbarem Zusammenhange stehen, also 
als Ersatz für verursachte Schädigungen, sowol vorsätzliche als 
fahrlässige, an der Anstalt gehörenden Gegenständen, an Werk- 
zeug und Arbeitsmaterial, sowie auch als Disziplinarstrafmittel 
für Verstösse gegen die Hausordnung. Ein Entzug soll aber 
nicht stattfinden können zur Deckung der Strafvollzugs- und 
der Gerichtskosten: Mit der linken Hand schenken, mit der 
rechten wieder zurücknehmen, ist an sich ein Widerspruch, 
entweder giebt der Staat einen Verdienstanteil oder er giebt 
keinen ; er ist nicht berechtigt, dem Gefangenen gegenüber 
Lockmittel anzuwenden, damit dieser in der »Wüste des Zucht- 
hauslebens zu schnellerem Gang in der Arbeitsleistung« ange- 
trieben werde. Ein Vorteil dieses Strafmittels liegt endlich noch 
darin, dass es gegenüber jedem Sträfling ohne Nachteil für 
Leben oder Gesundheit angewendet werden kann. 

Bis jetzt wurde nur der bereits gutgeschriebene Verdienst- 
anteil berücksichtigt, es ist aber selbstverständlich, dass ein 
noch zu verdienender Verdienstanteil, der Anteil in futurum 
entzogen werden kann, indem dieser Art von Disziplinarstraf- 
mittel absolut nichts im Wege steht. 

(Die verschiedenen Bestimmungen betreffend Entzug vergl. 
Anhang.) 
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§ 6. Ist der Verdiestanteil grundsätzlich pfändbar? 

Eine preussische Kabinettsorcire vom 28. Dezember 1840^) 
hat folgenden Inhalt: 

»Ich bestimme hiedurch nach dem Autrage des Staats- 
ministeriums, dass derjenige Anteil am Arbeitsverdienst, welcher 
in den Straf- und Gefängnisanstalten grundsätzlich den Sträf- 
lingen und Gefangenen während der Dauer ihrer Strafzeit oder 
K^tt zufliesst, niemals für deren Gläubiger ein Gegenstand des 
Arrestschlages oder der Beschlagnahme infolge der Exekution 
sein soll.« 

Auf Grund derselben darf die Arbeitsprämie auch nicht 
für die Ernährung der Familie von den Armenbehörden in An- 
spruch genommen werden (Ministerialreskript vom 15. Juni 

1858). 

Für Thüringen gilt folgende Bestimmung^) : 

»Der gesammte Arbeitsverdienst . eines Sträflings gehört 
von Rechteswegen der Anstalt — dem Sträfling steht ein An- 
spruch auf Gewährung eines Anteils am Verdienste in der Form 
von Uberverdienst oder Fleissprämie nicht zu — die Gewäh- 
rung eines solchen Anteils geschieht zur möglichsten Förderung 
und der Wiederbelebung des Sinnes für lohnende Arbeit und 
dient als wesentliches Mittel zur Aufrechterhaltung der Dis- 
ziplin^ Überverdienst und Fleissprämie sind deshalb nicht als 
Exekutionsobjekt zu erachten und können nicht als Mittel zum 
Ersatz der StrafvoUziehungskosten in Anspruch genommen 
werden.« 

Die Befriedigung privatrechtlicher Ansprüche gegen den 
Sträfling darf in Österreich nicht durch Beschlag der Arbeits- 
belohnungen geschehen laut Gesetz vom 23. April 1873^). 

»§ 6. Auf den Anteil am Arbeitsverdienste, welcher den 
Sträflingen zugewiesen wird, können vor dessen Ausfolgung 

Krohne a. a. O. pag. 419, Anmerkung 2. 
«) Bl. f. Gfk. XVI, pag. 103 ff. 
») BL f. Gfk. XVII, pag. 135. 
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Sicherstellungs- und Exekutioiismassregeln den Privatgläubigern 
der Sträflinge nicht bewilligt werden. 

Ist der Verdienstanteil ausgefolgt, so kann derselbe erst 
nach Ablauf des dreissigsten Tages, seitdem der Sträfling aus 
der Strafhaft entlassen ist, mit Sicherstellung oder Exekution 
betroffen werden.« 

Auch in den Niederlanden, wo der Arbeitsverdienst Eigen- 
tum der Sträflinge wird, ist das sogen. Austrittsgeld sowol 
der Veräusserung als auch der Beschlagnahme entzogen, ^es 
wird bis zur Entlassung des Sträflings von der Verwaltung 
aufbewahrt*). 

Gleicherweise enthalten die Hausordnungen der einzelnen 
Zuchthäuser der schweizerischen Kantone Bestimmungen, die 
eine Pfändung des Verdienstanteils nicht gestatten, z. B. Zürich, 
Uri, Zug, Schaffhausen, St. Gallen, Graubtinden, Aargau, Thur- 
gau, Tessin und Wallis (vergl. Anhang). 

Darüber , was mangels positiver Gesetzesbestimmungen 
Rechtens sei, ist in Sachen ein bundesrätlicher Entscheid im 
Jahre 1894 ergangen. Die kantonale solothurnische Aufsichts- 
behörde hatte einen Arrest auf den Verdienstanteil eines Gefang- 
enen aufgehoben, mit der Begründung, dass der Verdienstanteil 
aus Gründen öffentlicher Natur unpfändbar sei, durch die Pfand- 
barkeit werde der Zweck des Verdienstanteils vereitelt, des- 
wegen müsse der Sträflingsanteil als der Natur der Sache nach 
unpfändbar erklärt werden. Gegen diesen Entscheid wurde an 
den Bundesrat rekuriert, dieser entschied dahin ^): 

>Der Verdienstanteil eines Sträflings ist grundsätzlich 
pfändbar , jedoch — gemäss Bundesgesetz (über Schuldbe- 
treibung und Konkurs) Art. 93 — nur soweit er entbehrlich 
ist. Bei der Bestimmung des entbehrlichen Betrages darf be- 
rücksichtigt werden, dass die Erwerbsaussichten eines entlassenen 
Sträflings besonders ungünstige sind.« 

Mit der Begründung: 
»Die Ansicht der solothurnischen Aufsichtsbehörde, dass 



*) H. J. H. I, pag. 291. 

*) Archiv für Schuldbetreibung und Konkurs III, 1894, pag. 130 ff. 
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der, einem Sträfling nach der Verbtissung der Strafe zu verab- 
folgende Verdienstanteil grundsätzlich unpfändbar sei, ist rechts- 
irrttimlich. 

Ob dem Sträfling ein Rechtsanspruch auf den Verdienst- 
anteil zusteht, ist eine Frage des materiellen, kantonalen Rechts, 
welche richterlicher Beurteilung vorbehalten bleibt und für die 
grundsätzliche Pfändbarkeit unerheblich ist. Ebenso die Frage, 
ob jener Verdienst eine rechtliche Zweckbestimmung hat, in- 
folge welcher er tatsächlich nicht gepfändet werden könnte. 

Die prinzipielle Unpfändbarkeit des Sträflingsverdienstes 
Hesse sich bloss entweder darauf stützen, dass das dem Sträf- 
ling allfällig zustehende Recht der Natur der Sache nach, be- 
grifflich, ein höchstpersönliches, unübertragbares Recht und des- 
halb niemals Verniögensbestandteil sei, oder darauf, dass der 
Sträflingsverdienst zu den in Artikel 92 Bundesgesetz aufge- 
zählten Kompetenzstücken gehöre. Die Opportunitätsgründe, 
auf welche die kantonale Behörde abstellt, sind nur soweit 
massgebend, als sie im oben angedeuteten Sinne positives Recht 
geschaffen haben. 

Das fragliche Guthaben bildet nun der Natur der Sache 
nach kein höchstpersönliches Recht. Denn es handelt sich um 
eine Geldforderung, deren Betrag mit der Auszahlung Eigen- 
tum des Sträflings werden soll. So wenig wie das Eigentum, 
ist das bezügliche Forderungsrecht seinem Wesen nach derge- 
stalt an bestimmte Personen gebunden, dass es begrifflich un- 
tibertragbar wäre. 

Die öffentliche Zweckbestimmung, auf welche die kantonale 
Aufichtsbehörde sich beruft, macht das Recht nicht zu einem 
höchstpersönlichen; sie hindert nicht, dass das ausbezahlte Pe- 
kulium Eigentum und zwar freies Eigentum des Sträflings wird. 
Man könnte sich demnach den Sträflingsverdienst nur so als 
höchstpersönliches Recht denken, dass eine gültige kantonale 
Norm seine Unübertragbarkeit ausdrücklich verfügen würde. 
Allein, abgesehen davon, dass dies jedenfalls in vorliegender 
Beschwerdesache nicht zutrifft, so fehlt den Kantonen die Be- 
fugnis, das seinem Wesen nach übertragbare Recht durch eine 
besondere Vorschrift zu einem höchstpersönlichen zu stempeln 
und hiedurch dem Kreise der Vermögensbestandteile zu ent- 
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ziehen. Überdies läge, wenn letzteres geschehen dürfte, wieder 
eine im Streitfalle einzig vom Richter zu beurteilende Frage 
des materiellen kantonalen Rechtes vor, deren Entscheidung 
zwar in gewissen Fällen die Pfändung tatsächlich hindern 
könnte, aber der grundsätzlichen Pfändbarkeit des Verdienstes 
nicht entgegenstünde. 

Es bleibt somit für die Ansicht der kantonalen Aufsichts- 
behörde bloss noch die Möglichkeit übrig, den Sträflingsanteil 
unter die vom eidgenössischen Betreibungsgesetze unpfändbar 
erklärten Vermögensstücke zu rubrizieren. Art. 92 ßundesgesetz 
ergreift jedoch das Sträflingspekulium nicht. Die daselbst ge- 
gebene Aufzählung unpfändbarer Vermögensstücke ist erschö- 
pfend. Das Pfändungsverbot des Art. 92 darf daher auf ähn- 
liche Gegenstände nicht ausgedehnt werden, auch nicht aus 
Gründen des öffentlichen Wohles. 

Die Rücksichten öffentlicher Natur, die dem Vorentscheide 
zu Grunde liegen, postulieren übrigens keineswegs, wie die 
kantonale Behörde annimmt, dass der Verdienstanteil schleclit- 
hin unpfändbar sei, sondern lediglich, dass er insoweit un- 
pfändbar sei, als er dem Sträfling nach der Entlassung zu ehr- 
lichem Fortkommen notwendig ist. Es widerspricht dem öffent- 
lichen Wohl durchaus nicht, für die Frage der Pfändbarkeit 
die Grösse des auszubezahlenden Anteils und die Erwerbsver- 
hältnisse des Sträflings von Fall zu Fall entscheiden zu lassen. 
Diesen Erwägungen wird nach allen Seiten Genüge geleistet, 
wenn auf das Pekulium des Sträflings Artikel 93 Bundesge- 
setz Anwendung findet. Es fragt sich also nur, ob der Sträf- 
lingsverdienst unter die in Artikel 93 angeführten Vermögens- 
bestandteile fällt. Dies ist zu bejahen. Der noch nicht aus- 
bezahlte Verdienstanteil stellt sich der Natur der Sache nach 
als Lohnguthaben dar. Es ist aufgespeicherter Lohn für ge- 
leistete Arbeit und demnach grundsätzlich nur soweit pfändbar, 
als er nicht nach dem Ermessen der kantonalen Betreibungs- 
organe den einmal entlassenen Sträfling unumgänglich not- 
wendig ist. In letzterer Richtung muss allerdings der Umstand be- 
rücksichtigt werden, dass es für einen aus dem Zuchthause ent- 
lassenen Menschen regelmässig doppelt schwierig ist, eine ehr- 
liche Erwerbstätigkeit zu finden, weshalb der Betreibungs- 
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beamte hier das unumgänglich Notwendige im Sinne des Art. 93 
entsprechend höher zu berechnen hat, als bei andern Schuldnern. 
Allein von welchem Betrag hinweg im einzelnen Fall das Gut- 
haben als dem Schuldner entbehrlich betrachtet werden soll, 
hat nicht der Bundesrat, sondern die kantonale Aufsichtsbehörde 
in letzter Instanz zu entscheiden. Der Bundesrat ist somit in 
vorliegender Sache bloss kompetent, zu verfügen, dass die kan- 
tonalen Organe nach Art. 93 Bundesgesetz zu verfahren haben.« 

Zu diesen Ausführungen des Bundesrates ist zu bemerken : 

Es ist richtig, dass der Verdienstanteil des Sträflings kein 
höchstpersönliches Recht ist, allerdings nicht deshalb, weil es 
sich um eine Geldforderung handelt, oder weil es den kanto- 
nalen Behörden an der Befugnis fehlt, durch besondere Vor- 
schriften ein Recht, das dem Sträfling zustehen soll, zu einem 
höchstpersönlichen zu stempeln. Aus Abschnitt III, § 2, er- 
hellt, dass es sich nicht um eine Geldforderung handeln kann: 
Der Verdienstanteil ist lediglich eine Unterstützung des Sträf- 
lings, unter Bedingungen bewilligt durch einseitige Verfügung 
des Staates. Ein Recht des Sträflings auf den Verdienstanteil 
liegt nicht vor, die kantonale Behörde kann also ein Recht, 
das nicht besteht, auch nicht zu einem höchstpersönlichen 
stempeln. Eigentum, Verfügung und Verwaltung über den Ver- 
dienstanteil stehen beim Staat, kann nun ein privater Gläubiger 
für seine Forderung an den Sträfling das Eigentum des Staates 
pfänden? Wenn ja, wie stände es dann mit dem Entzugsrecht 
des Staates, sei es, dass der Verdienstanteil als Ersatz für 
Sachbeschädigung haftet, sei es, dass er zur Strafe entzogen 
wird ; wenn der Private gegen einen solchen Entzug den Ein- 
spruch erhebt, diese Summe sei gepfändet? Daraufhin wird der 
Staat antworten, dass der Verdienstanteil einem Gewaltverhält- 
nis zwischen Staat und Sträfling entspringt, dass dessen Gut- 
schreibung Sache der Verwaltung ist, dass ein Privatmann 
nicht befugt ist, in dieses Gewaltverhältnis und damit in den 
Strafvollzug störend einzugreifen. Indem eine gültige kanto- 
nale Norm verfügt, dass der Verdienstanteil nicht übertragbar 
sei, so wird dadurch kein höchstpersönliches Recht geschaffen, 
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sie tritt weder einem fremden Recht zu nahe, noch schafft sie 
dadurch ein besonderes Recht. 

Laut Artikel 318 des Bundesgesetzes über Schuldbetreibung 
und Konkurs vom 11. April 1889 sind die diesem Gesetze ent- 
gegenstehenden Bestimmungen, auch die kantonalen Gesetze und 
Verordnungen aufgehoben, im Kommentar von Weber und Brüst- 
lein ist auf die kantonalen Eiuführungsgesetze verwiesen. Trotz- 
dem nun die §§ 126 — 129 des Einführungsgesetzes für den 
Kanton Zürich den § 72 des Reglementes für die kantonale 
Strafanstalt nicht nennen, so ist diese Bestimmung doch als 
aufgehoben zu betrachten, vorausgesetzt, dass das Bundesge- 
setz für Schuldbetreibung und Konkurs auf den Verdienstanteil 
überhaupt anzuwenden ist. 

Weil Artikel 92 Bundesgesetz die Kompetenzstücke er- 
schöpfend aufzählt, — Artikel 92 ist strikte zu interpretieren, 
da er eine Ausnahme von der Regel bildet, wenn auch als 
Ausfluss humanitärer Rücksichten — was vorher kein kantonales 
Gesetz getan hat, und dabei den Verdienstanteil nicht erwähnt^ 
sagt nun der Bundesrat, der Verdienstanteil sei grundsätzlich 
pfändbar geworden, Artikel 93 des Bundesgesetzes sei anzu- 
wenden.®) 

Nun aber behaupte ich, dass dieser Artikel 93 auf Ver- 
dienstanteile Gefangener nicht anzuwenden ist, es liegt w^eder 
ein Lohnguthaben vor, noch handelt es sich um eine Geldfor- 
derung, der Sträfling steht nirgends in Arbeit. Grundsatz ist, 
und das ist zu beachten, dass die Arbeit des Sträflings ein 
Teil der Strafe ist, dass der gesammte Ertrag dieser Arbeit 
dem Staate gehört; resultiert aus dieser Arbeit ein Gewinn, so 
ist dieser Gewinn Eigentum des Staates. Aus Gründen der 
Zweckmässigkeit und in Rücksicht auf das öffentliche Wohl 
schreibt nun der Staat Gefangenen, die es verdienen, einen ge- 
wissen, minimen Betrag gut als Unterstützung, dieser Betrag 
soll dem Gefangenen nach der Entlassung sein Fortkommen 

*) Artikel 93 lautet: Lohnguthaben, Gehalte und Diensteinkommen 
jeder Art, Nutzniessungen und deren Erträgnisse, Alimentationsbeträge, 
Alterspensionen, Renten von Versicherungs- und Alterskassen können nur 
soweit gepfändet werden, als sie nicht nach dem Ermessen des Betreibungs- 
beamten dem Schuldner und seiner Familie unumgänglich notwendig sind. 
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erleichtern, ihm die Rückkehr in die Gesellschaft ermöglichen. 
Dies Geld ist und bleibt Eigentum des Staates, so lange es 
nicht ausgehändigt ist, eine Verwendung durch den Gefangenen 
während der Strafzeit kann nur mit Genehmigung der Anstalts- 
leitung erfolgen, die Gutschreibung kann jederzeit aufgehoben 
werden (vergl. § 5 oben). Der Verdienstanteil ist ferner keine 
Anwartschaft, da er der Anstaltskasse verbleibt, wenn ein 
Sträfling stirbt, das Erbrecht greift nicht Platz (vergl. unter § 7). 
Wenn also ein Verdienstanteil gepfändet wird, so wird einer- 
seits durch die Pfändung die Erreichung des Zweckes des Ver- 
dienstanteils total verhindert, die ganze Institution des Ver- 
dienstanteils, die sowol im Interesse des Sträflings, als auch 
der Gesellschaft eingeführt worden ist, ist zwecklos geworden, 
durch die Pfändung ist ein Eingriff in den Strafvollzug, die 
administrative Verfügungsgewalt, erfolgt, anderseits wird fremdes 
Eigentum, das Eigentum des Staates gepfändet. 

Und ferner : Sobald Artikel 93 als auf den Verdienstanteil 
anwendbar erklärt wird, so ist auch Artikel 92 in Frage zu 
ziehen. Mit dem gleichen Rechte, mit dem der Bundesrat den 
Verdienstanteil als Lohnguthaben ausgiebt, kann letzterer auch 
zu den unpfändbaren Vermögensstücken gezählt werden, indem 
er unter Ziffer 9 zu rubrizieren wäre, allerdings als staatliche 
Unterstützung. 

Ich kann mich jedoch weder damit, dass Art. 93, noch dass 
Artikel 92 in Frage komme, einverstanden erklären, denn ich 
behaupte endlich, dass das Bundesgesetz über Schuldbetreibung 
und Konkurs auf den Verdienstanteil überhaupt nicht anzuwenden 
ist. Der Verdienstanteil ist eine Institution des Strafvollzuges 
und damit auf dem Verwaltungswege zu regeln. Sobald nun 
eine Hausordnung oder ein Reglement einer Strafanstalt die 
Bestimmung enthält, der Verdienstanteil sei unpfändbar (in 
Rücksicht auf seinen Zweck) so wird dadurch nicht wider das 
Schuldbetreibungsgesetz gehandelt, denn spezielle Bestimmungen 
des Strafvollzuges fallen, als dem Verwaltungsrechte angehörend, 
nicht unter das Bundesgesetz. 



§ 7. Die Verfügung über den Verdienstanteil. 

Mit dieser Frage hat sich der internationale Grefängnis- 
kongress in Petersburg 1890 beschäftigt und folgende Thesen 
aufgestellt und angenommen: 

1. Das System materieller und moralischer Belohnungen 
und Aufmunterungen der Gefangenen nach dem freien Ermessen 
der Verwaltung ist wirksam im Interesse einer guten Disziplin 
sowol als Besserung der Gefangenen. 

2. Sie sollen eine Belohnung des Fleisses und guten 
Betragens sein, ohne den ernsten Charakter und Zweck der 
Strafe zu beeinträchtigen. 

3. Es ist statthaft, den moralischen Mitteln der Aufmun- 
terung und Belohnung, wie Hoffnung auf Abkürzung der Strafe, 
Erlaubnis, Bücher zu kaufen, den Verwandten Geld zu schicken 
etc., die grösste Ausdehnung zu geben. 

4. Als materielle Aufmunterung ist die Erlaubnis, Nahr- 
ungsmittel zu kaufen, zulässig, welche, ohne den Charakter von 
Leckereien zu haben, der Gesundheit dienlich erscheinen. 

5. Dem Gefangenen kann erlaubt werden, für seine mate- 
riellen und moralischen Bedürfnisse über einen Teil seines Ar- 
beitsverdienstes zu verfügen innerhalb des Rahmens der Haus- 
ordnung und nach dem Ermessen des Gefängnisvorstandes in 
jedem einzelnen Fall. 

6. Der übrige Teil des Arbeitsverdienstes soll bei der 
Entlassung des Gefangenen bei Behörden oder Schutzaufsichts- 
vereinen hinterlegt werden, welche es übernehmen, den Ent- 
lassenen hieraus je nach Bedürfnis Zahlungen zu machen. 

7. Eine Verfügung des Gefangenen über sein Vermögen 
ausser seinem Verdienste, kann als Mittel der Befriedigung von 
Bedürfnissen in der Anstalt nur mit Erlaubnis des Direktors 
geschehen. 

Die Frage der Verfügung über den Verdienstanteil ist zu 
trennen in: 

I, Die Verfügung während des Strafvollzuges: 

In erster Linie steht hier die Frage : Soll der Gefangene 
sich aus seinem Verdienstanteil Exträgenüsse an Speise und 
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Trank etc. verschafifen können? Hier sind die Beschlüsse der 
Wiener Versammlung anzuführen*): 

1. Den Sträflingen kann bei Wohl verhalten mit Bewilligung 
des Anstaltsvorstandes die ÄnschaiFung von Extragenüssen ge- 
stattet werden. 

2. Als solche Genüsse sind allgemein gangbare, die Ge- 
sundheit nnd Ernährung fördernde Artikel zu verabreichen. 

3." Die Beschaffung von Tabak ist ausgeschlossen. Doch 
bezieht sich das Verbot nicht auch auf das Stadium des Straf- 
vollzuges der Zwischenanstalten bei dem irischen Systeme. 

4. Bei Strafvollzug in Einzelhaft kann das Halten von 
Blumen oder eines Vogels gestattet werden. 

5. Eine Beschaffung der Extragenüsse aus andern Mitteln 
als der Arbeitsbelohnung ist unzulässig. Eine Ausnahme hievon 
darf nur in denjenigen Strafanstalten gemacht werden, wo die 
Beköstigungsordnung die Verabfolgung von Speisezulagen oder 
einer bessern Kost an Rekonvaleszenten oder Sieche nicht 
gestattet. 

Die Praxis hat die Frage, ob aus dem Verdienstanteile 
Extragenüsse an Speise und Trank zulässig seien, dahin beant- 
wortet, dass dies zu gestatten sei, und in der Tat existieren 
solche Extragenüsse in vielen Strafanstalten in mehr oder weniger 
auffälliger Form. Zur Verteidigung dieser Ansicht, die auch 
die Wiener -Versammlung akzeptiert hat, lasse ich deren Re- 
ferenten, Direktor Miglitz das Wort.*) 

„Dass jeder Staat, welcher Freiheitsstrafen in seinem 
Strafkodex aufgenommen hat, auch die Verpflichtung hat, die 
Gefangenen so zu verköstigen, dass ihre Gesundheit nicht da- 
runter leidet, steht wol ausser Frage . . . Die Kost soll ein- 
fach und wohlfeil, und anderseits doch so beschaffen sein, dass 
sie dem Sträfling zuträglich, ihn zu eraähren im Stande und 
so geeignet sei, zu verhüten, dass nicht etwa die Freiheitsstrafe 
zur Leibes- oder Lebensstrafe werde . . . 

So wie jede Strafe ein gewisses Maass von Leid in sich 
schliessen muss, so muss anderseits bei Zufügung desselben alles 

') Bl. f. Gfk. XIX, pag. 78, 79. 

*) Bl. f. Gfk. XDC, pag. 54 if, vergl. auch Braune a. a. 0., pag. 600 ff. 
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vermieden werden, was über das Maass desselben hinausgeht. 
Beim Vollzug der Freiheitsstrafe verfolgt man doch nur den 
Zweck, den Verbrecher nach überstandener Strafe so der Ge- 
sellschaft zurückzugeben, dass er im Stande sei, sich selbst 
durch redliche Arbeit sein Forkommen zu suchen und zu finden. 
Schon daraus ergiebt sich die ernste Forderung an jede Straf- 
vollstreckung, dass diese alle Mittel anwende, welche die Gefahr 
einer Gesundheitsschädigung zu verhüten oder mindestens zu 
verringern im Stande ist, sofern nur diese Mittel mit dem Straf- 
zwecke nicht im Widerstreite stehen. Als ein solches taugliches 
Mittel halte ich die Gestattung von Extragenüssen, welche, 
wenn sie dem Stäfling auch nie das bietet und bieten darf, 
woran er etwa in seinem frühern frivolen Leben gewöhnt war, 
ihn wenigstens in die Möglichkeit versetzt, aus einer gewissen, 
durch die Anstaltsleitung festgesetzten Reihe von Nahrungs- 
mitteln solche auszusuchen und seinem Körper zuzuführen, 
welche er seiner Natur für zuträglich hält, als solche wol auch 
schon erprobt hat . . . 

Es ist eine bekannte Tatsache, dass die Monotonie der 
Lebens- und Ernährungsweise im Leben des Gefangenen nach- 
teilig auf dessen Organismus einwirkt, einer Auffrischung von 
Zeit zu Zeit bedarf, um einer Erschlaffung vorzubeugen, welche 
schliesslich die Widerstandsfähigkeit aufhebt und das Hoffen, 
sowie den Lebensmut in einer Weise untergräbt, dass Gefangene, 
die darunter leiden, in Erkrankungsfällen alle Hilfsmittel der 
Kunst zu nichte machen. 

Empfehlen sich daher schon aus sanitären Rücksichten 
derartige Extragenüsse, so glaube ich für deren Zulassung um- 
somehr eintreten zu müssen, als bei jedem Strafvollzug, welcher 
sich den Besserungszweck vor Augen hält^ es doch wesentlich 
darauf ankommt; den Charakter und das Gemüt des Gefangenen 
zu veredeln und ihn zu jenen Tugenden hinzuführen, welche 
ihm nach der Entlassung zur Wohltat werden können. Zu 
diesen Tugenden gehört unbestritten die Enthaltsamkeit, deren 
auch in der Freiheit ein geordneter Lebenswandel nicht entraten 
kann. Diese Enthaltsamkeit zu erzielen, kann durch die Ge- 
stattung der Extragenüsse jedenfalls gefördert werden, denn 
da die Beschaffung der Extragenüsse in der freien Wahl ge- 
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legen ist, bei deren Aiisübung" der Sträfling einsieht, wie auch 
geringe Mittel und Geldbeträge grosse Bedeutung haben und 
geeignet sind, Genüsse zu verschaffen und zur Erheiterung 
des Lebens beizutragen, gelangt er bei dieser Betrachtung auch 
zur Erkenntnis der Vorteile eines arbeitsamen und sparsamen 
Lebens, welche Erkenntnis längere Zeit geübt, allmälig zur Ge- 
wohnheit wird ... 

Im menschlichen Leben überhaupt, insbesondere aber im 
Leben der Gefangenen ist es gewiss notwendig, die Willenskraft 
zu beleben und zu stärken, und wie gefährlich es ist, dieselbe 
zu verkümmern, dafür spricht wohl der alte Satz: „Man kann 
den Einzelnen ebensowenig wie ganze Völker durch den Druck 
zur Freiheit erziehen." Man missgönne daher den Gefangenen 
dieses Minimum an freiem Willen nicht, welches in der Be- 
schaffung von Extragenüssen gelegen ist, und bedenke, dass der 
Gefangene für das künftige Leben und nicht für das Gefängnis 
erzogen werden soll. Auch wird der Gestattung einer der- 
artigen Erleichterung des Strafzwänges immer und überall ein 
tadelloses Verhalten des Sträflings als condicio sine qua non 
vorauszugehen haben und demnach eine derartige Begünstigung 
auch gewiss zur Förderung der Disziplin beitragen. Die Gründe, 
welche für Gewährung von Arbeitsbelohnungen an Gefangene 
angeführt werden, finden, was das erziehliche Moment anbe- 
langt, dieselbe Anwendung bei der Frage der Extragenüsse, 
und versuchte man, die Arbeitsbelohnungen von der Befugnis, 
einen Teil davon zu Extragenüssen zu verwenden, loszulösen, 
so würde man alsbald finden, dass sich hiedurch der Wert der 
Arbeitsbelohnungen selbst und die guten Wirkungen, die damit 
erzielt werden sollen, unzweifelhaft vermindern«. 

Diese soeben zitierte Auseinandersetzung hört sich ganz 
gut an und ist im Stande, ein Eintreten auf diese Frage in be- 
jahendem Sinne zu veranlassen, und dennoch ist meine Antwort 
auf die Frage der Gestattung von Extragenüssen ein entschie- 
denes Nein! Der Verdienstanteil hat ganz anderen Zwecken 
zu dienen, als Genusssucht und Liebhabereien in einer Straf- 
anstalt zu befriedigen, denn was ist es anders als der Genusssucht 
und Gourmandise Vorschub leisten, wenn der Sträfling zu seiner 

7 
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täglichen Kost hinzu^ die vollkommen zur Ernährung des Körpers 
und zur Erhaltung der Kräfte genügt, Extrakost sich verschaffen 
kann? Sind Speisezulagen oder abgeänderte Kost notwendig, 
so ist der Anstaltsarzt da, der das Erforderliche anordnet, 
Extragentisse, die mit gutgeschriebenem Gelde, das noch nicht 
einmal Eigentum des Sträflings geworden ist, bezahlt werden, 
gehören nicht* in eine Strafanstalt, nicht zum Strafvollzuge. 
Wir haben es in der Strafanstalt mit Menschen zu tun, die sich 
wider das Gesetz, die allgemeine Ordnung vergangen haben, 
diese Menschen sind zur Strafe in einer Strafanstalt, nicht um 
ein beschauliches Leben zu führen und frivolen Genüssen nach- 
zustreben. Der Staat gewährt dem Gefangenen ausreichende 
Nahrung und zwingt ihn durch die Disziplin zu anhaltender, 
fleissiger Arbeit, bei guter Führung und fleissiger Arbeit ge- 
währt er ihm eine Unterstützung bei der Entlassung zu seinem 
bessern Fortkommen. Liegt es nun im Interesse des Staates, 
im Interesse des Strafvollzuges, mit staatlicher Unterstützung 
Sträflinge zu Feinschmeckern zu erziehen?! 

Und worin bestehen diese Extragenüsse? Zumeist in Bier, 
Wein,Tabak, Käse, Butter, Obst, auch Fleisch ; dazu kommen noch 
Blumen und Vögel. Alle diese Genüsse rein sinnlicher Art 
sind in einer Strafanstalt total überflüssig, denn das Verkösti- 
gungsregulativ ist ein für die Aufrechterhaltung der Gesundheit 
und der körperlichen Kräfte wohlberechnetes, für Zerstreuung 
sorgt und vor Erschlaffung schützt die Arbeit; kommen aber 
trotzdem solche Genüsse zur Anwendung, so sind sie nur das 
Mittel zur Schaffung freudiger Erregungen und zur Befriedigung 
von Gelüsten, die nicht in eine Strafanstalt gehören, wenn man 
strafen, abschrecken, bessern will. Der Staat hat den Sträfling 
mit seiner ganzen Existenz in Beschlag genommen, dafür ist er 
verpflichtet, für dessen Leben, Gesundheit und Arbeitsfähigkeit 
besorgt zu sein, so viel an ihm liegt. 

Vorläufig steht allerdings die Praxis mit wenigen Aus- 
nahmen, (Sachsen, Ungarn, Norwegen etc.) noch auf dem ent- 
gegengesetzten Standpunkte, es wird jedoch nicht so ganz leicht 
sein, die Berechtigung der Extragenüsse und deren Vorteile 
effektiv nachzuweisen. Um Vorfälle, wie: dass sich der Gatte 
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im Zuchthaus das Butterbrod streicht, während die Frau brieflich 
über die Not der Familie jammert und wirklich kaum das Brod 
zur Wassersuppe beizubringen im Stande ist, oder: dass der 
Sträfling sich jeden Mittag am Schalter der »Kantine« eine 
Wurst oder ein Stück Käse nebst Brod und ein Glas Wein 
kaufen kanu, oder: dass ein Beamter wöchentlich mit der Liste 
von Zelle zu Zelle, von Arbeitsraum zu Arbeitsraum geht, so 
dass sich jeder Sträfling, der's vermag, etwas seinem Gaumen 
zusagendes verschreiben lassen kann, um solche Vorfälle für 
alle Zukunft zu vermeiden, ist es absolut notwendig, in erster 
Linie jedes Kantinenwesen und jeden Viktualienhandel in 
Strafanstalten abzuschaffen, in zweiter Linie die Anschaffung 
von Extragenüssen aus dem Verdienstanteil total und definitiv 
zu versagen. Dazu bemerkt Straf hausdirektor Hürbin.^) 

»Die von den Anstalten gereichten Speisen sollen hinläng- 
lich sein, den arbeitenden Sträfling zu ernähren, so dass dieser 
nicht genötigt wird, aus seinem Verdienstanteil, der ihm das 
spätere Fortkommen erleichtern sollte, sich noch eine Extra- 
beköstigung verschaffen zu müssen. Gewisse schweizerische 
Strafanstalten suchen zwar in dem gerügten Übelstande ihren 
ökonomischen Vorteil. Sie gewähren einen grossen „Überver- 
dienst", und gestatten den Detinierten, sich daraus wöchentlich 
oder täglich zu kaufen, was ihrem Gaumen zusagt. Dadurch 
wird es jenen möglich, bei Erhaltung und Spannung der Kräfte 
die Arbeitsleistungen dieser zu forcieren. Allein eine solche 
Wirtschaft, die man mit dem richtigen Namen »Kantine« ge- 
tauft hat, macht aus den Strafanstalten gewerbliche Treibhäuser 
und entfremdet sie ihrer eigentlichen Bestimmung der Busse 
und Besserung des Lebens. Sie gewöhnt die ohnedies leicht- 
fertigen Individuen, statt an Einschränkung und Sparsamkeit, 
an Genusssucht und Geldverbrauch. Wenn nun solche miss- 
bräuchliche Einrichtungen an und für sich schon verworfen 
werden müssen, so werden sie noch um so verderblicher und 
verwerflicher, wenn sie sogar noch dazu dienen sollen, das Ein- 
kommen des Strafanstaltsvorstehers zu verbessern ; wenn dieser 



') Hürbin : Über die Ernährung der Sträflinge, in den Verhandlungen 
a. a. O. V. 12. Oktober 1883. 



entweder aus freien Stücken oder weil er auf diese Einnahme- 
quelle angewiesen ist, aus dem Verkaufe von geistigen Ge- 
tränken, Käse, Wurst u. s. w. an Gefangene noch seinen be- 
trächtlichen Vorteil zieht.« 

Was für Summen jährlich für Extragenüsse in Strafan- 
stalten ausgegeben werden, ist kaum glaublich. Zwei Beispiele 
mögen dies zeigen.*) 

In den preussischen Strafanstalten wurden im Jahr 1884/85 
von Mk. 3,347,427. — Arbeitsverdienst als Arbeitsbelohnungen 
verabfolgt Mk. 489.796. — = 14,63 7o. Von diesen Arbeitsbe- 
lohniingen wurden verausgabt für Lebensmittel, d. h. Extra- 
genüsse: Mk. 236,438 = 48,27 7o ; verwendet zur Unterstützung 
der Angehörigen : Mk. 20,999 = 4,29 7o. 

In den Strafanstalten Frankreichs im Jahre 1882 betrugen: 
Der Arbeitsverdienst: Fr. 3,876,838. — ; die Arbeitsverdienst- 
anteile: 1,727,510. — = 44,56 7o; davon verausgabt für Zusatz- 
nahrungsmittel: 744,194. — = 43,08 7«; und verausgabt für 
Unterstützung Angehöriger: 77,642.— = 4,49 7o. 

Angesichts dieser Zahlen muss man unwillkürlich fragen: 
Ist diese Art der Verwendung des Verdienstanteils notwendig, 
ist eine solche Ausgabe gerechtfertigt? Dass ohne Zusatznahr- 
ungs- und Genussmittel der Strafvollzug ernst und gerecht durch- 
geführt werden kann, zeigt der norwegische Staat, der weder 
Arbeitsverdienstanteile noch Belohnungen, weder Zusatznahrungs- 
mittel noch Genussmittel kennt. Norwegen gewährt lediglich 
bei guter Führung und fleissiger Arbeit eine Untel*sttitzuDg 
bei der Entlassung. In den badischen Centralanstalteh ist die 
Gestattung von Extragenüssen mit Ausnahme von Schnupf- 
tabak (!) reglementmässig sehr eingeschränkt und tatsächlich 
nahezu abgeschafft. Dass Zusatznahrungsmittel und Extragenüsse 
durchaus unnötig sind, hat in Sachsen die Erfahrung erwiesen. 
Seit vier Jahrzehnten sind die Gefangenen der dritten Disziplinar- 
klasse davon ausgeschlossen, ohne dass gesundheitliche Nachteile 
sich bemerkbar gemacht hätten. Extragenüsse sind aber auch 
als Belohnung unnötig, dies beweist ebenfalls eine 15jährige 
Erfahrung in Sachsen. Die Einrichtung der sog. Kostgenüsse 

*) Krohne a. a. 0., pag. 421, Anmerkung 7 und H. J. H. II, pag. 434. 
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hat dort tatsächlich nur eine Scheinexistenz, irgendwelcher 
nachteiliger Einfluss auf Tleiss und besserungswilliges Verhalten 
ist nicht bemerkbar geworden^). Endlich ist in England die 
Gratuity für Kostgenüsse durchaus unverwendbar ®). 

Gegen die Erlaubnis, sich aus eigenen Mitteln Kostzulagen 
am Straforte zu verschaffen, hat sich Dr. Diez folgenderm^ssen 
ausgesprochen^: »Was der Sträfling zur Erhaltung seiner Ge- 
sundheit bedarf, soll und muss ihm von der Verwaltung ohne 
besondere Vergütung zu Teil werden; was er aber nicht be- 
darf, sondern nur aus Gefrässigkeit oder Gourmandise verlangt, 
soll er um der abschreckenden Wirkung der Strafe willen, nicht 
erhalten und sich nicht verschaffen dürfen.« Damit befandet 
sich in vollkommener Übereinstimmung Dr. Baer in: »Die Ge- 
fängnisse, Strafanstalten und Strafsysteme,« pag. 180. 

Woher kommt es, dass heute noch so viele Anhänger für 
Beibehaltung der Extragenüsse sich aussprechen? Ich glaube, 
dass hier die Macht der Gewohnheit einen nicht unbedeutenden 
f^influss ausübt, denn vor Jahrzehnten waren die Kostzulß.gen 
aus eigenen Mitteln unbedingt notwendig, die Gefängni^kost 
war einesteils nicht ausreichend, andernteils war sie zu wenig 
abwechslungsreich, so dass mit der Zeit die Verdauungskraft 
geschwächt werden konnte. Heute ist dies aber ganz anders, 
die Gefangenenkost ist nicht nur zur Ernährung des Körpers 
und zur Erhaltung der Gesundheit ausreichend geworden, soi^dern 
sie bietet auch genügend Abwechslung und ist im Allgemeinen 
schmackhaft zubereitet, so dass der Verdauungsapparat absolut 
nicht inkommodiert wird. Dies wollen aber viele trotz ärztlicher 
Aussprüche auch heute noch nicht zugeben und hängen deßhalb 
an dieser längst verjährten Einrichtung, obschon genügend 
Beispiele deren Überflüssigkeit und Schädlichkeit zur Evidenz 
dargetan haben. Was vollends die Gestattung des Tabj^kge- 
nusses (Schnupf- und Kautabak) anbetrifft, so ist darüber kein 
Wort zu verlieren, dessen Überflüssigkeit und Schädlichkeit in 
Strafanstalten ist zu offenbar. 



ö) Bl. f. Gfk. XXVm, pag. 140 (Anhang). 
•) H. J. H. II, pag. 261, Anmerkung 5. 



^) Dr. Diez: Über Verwaltung und Einrichtung der Strafanstalten 
mit Einzelhaft, pag. 197. 
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Nun sind aber die Sträflinge auch Menschen wie andere, 
sie haben auch Wünsche und Gelüste, bald solche unschuldiger 
Natur, bald solche, die sich mit der Strafvollstreckung nicht 
vertragen und somit nicht zu gestatten sind. Aus diesem Grunde 
soll es im Ermessen der Anstaltsleitung liegen, z. B. an Fest- 
und Feiertagen den Speisezeddel in massiger Weise auf Kosten 
der Anstaltskasse abzuändeni. An einem solchen Genüsse sollen 
alle teilhaben , so wird etwelchermassen der Vorteil, der in 
der Gestattung von Extragenüssen etwa gelegen haben mag, 
auch erreicht. 

Wenn nun auch die Anschaffung von Extragenüssen aus 
dem Verdienstanteil (sowie aus eigenem Vermögen) verboten 
ist, so ist damit nicht gesagt, dass dem Gefangenen während 
der Strafzeit jede Verfügung über einen Teil desselben entzogen 
sein soll. Es soll z. B. jedem Sträfling erlaubt sein, auf seine 
Entlassung hin sich aus seinem Verdienstanteil anständige 
Kleider und etwas Werkzeug zu verschaffen, dies wird das 
Interesse für das Eigentum wecken, insbesondere, wenn man 
ihm die Aufbewahrung allfälliger Werkgeräte ohne Risiko für 
die Sicherheit anvertrauen kann. Ebenso kann die Anschaffung 
von Büchern volkswirtschaftlichen und gewerblichen Inhalts 
bis zu einem gewissen Grade nur von Gutem sein, der Gefangene 
kann sich in der freien Zeit so nicht unerhebliche Kenntnisse 
für seinen künftigen Beruf verschaffen. Zu begrüssen ist es 
endlich auch, wenn Sträflinge zu der Einsicht gelangen, dass 
sie einem Mitmenschen Schaden zugefügt haben, und infolge- 
dessen diesen Schaden nach und nach durch Zahlungen ver- 
güten wollen. Dadurch wird das Gewissen erleichtert, das 
Bewusstsein gehoben und es ist daher diesem Trieb nach Schad- 
loshaltung des Opfers in weitgehendem Maasse Gewährung zu 
leisten. Und wol am besten wird der Verdienstanteil dann 
verwendet, wenn ein Sträfling sich seiner Familie erinnert, 
wenn er sich ihr gegenüber erkenntlich zeigen, wenn er sie 
mit seinem Verdienstanteile unterstützen will. Hier ist das 
Verfügungsrecht über den Anteil dem Sträfling mit Genehmigung 
des Anstaltsvorstehers in weitgehendster Weise zu gestatten, 
denn das so angewendete Geld ist niemals verloren, und dazu 
gereicht es dem Sträfling zur innern Befriedigung, wenn er die 
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selbstverschuldete Not seiner, durch ihn unglücklichen Familie 
durch eigenen Arbeitsfleiss, durch eigenes Wirken etwas mildern 
kann. Noch zu gestatten ist endlich, dass der Sträfling Schulden 
jeder Art mit Genehmigung der Anstaltsleitung bezahlen darf, 
vorausgesetzt, dass dies mit dem Strafvollzug vereinbar ist. 
Immer aber darf der Endzweck des Verdienstanteils nicht ausser 
Acht gelassen werden, eine bestimmte Summe ist für die Ent- 
lassung stets zurückzulegen. Ob nun 7*> V^» V^ oder noch mehr 
in nützlicher Weise während der Strafzeit verwendet werden 
kann, immer mit Genehmigung der Anstaltsleitung, das soll 
und kann nicht zum Voraus bestimmt werden, es wird stets 
Sache des Anstaltsvorstehers sein, für den einzelnen Fall in 
Würdigung aller Umstände das nötige anzuordnen. 

//. Die Verfügung nach der Entlassung, 

Es ist auch bei der Entlassung daran festzuhalten, dass 
der Verdienstanteil nicht Eigentum des Sträflings ist, dass diesem 
kein Anspruchsrecht zusteht, dass das Eigentum erst mit der 
Aushändigung übergeht^. Die Anstaltsverwaltung hat daher 
das Recht, nur die für die Reise und die ersten Tage zum 
Unterhalt absolut notwendige Quote des Verdienstanteils dem 
Entlassenen direkt einzuhändigen, den Rest kann sie für den 
Entlassenen zurückbehalten und zu geeigneter Zeit verabfolgen, 
oder aber, sie kann diesen Teil den Behörden des Heimats- 
oder künftigen Aufenthaltsortes des Entlassenen zustellen mit 
dem Wunsche, dieses Geld dem Entlassenen nur dann zukommen 
zu lassen, wenn Garantie für zweckmässige Verwendung vor- 
handen ist. Wo Schutzaufsichtsvereine für entlassene Gefangene 
bestehen, ist der Patron hiefür die geeignete Persönlichkeit. 

Die direkte Aushändigung des ganzen Anteils birgt oft 
die Gefahr in sich, dass das Geld nicht zweckentsprechend an- 
gewendet, sondern kurzer Hand verjubelt wird (vergl. den 
Aufsatz von Hürbin®). Solche Beispiele, die leicht ansteckend 
wirken, sind zu vermeiden. Bei unrichtiger Anwendung schon 
der ersten Quote soll der Rest des Verdienstanteils unnachsicht- 

*) Vergl. Braune a. a. O., pag. 605 ff. 

») Hürbin in der Zeitschrift für Schweizer Strafrecht, 1896, pag. 44 flP. 
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lieh in die allgemeine Unterstützungskasse entlassener Sträf- 
linge oder in Ermanglung einer solchen in die Anstaltskasse 
fallen, eventuell kann der Betrag dem Schutzaufsichtsverein 
zugewiesen werden, denn der Staat gewährt keine Unterstützung, 
damit dieselbe unter den Augen der Strafanstalt auf liederliche 
Art und Weise verschleudert werde. 

HL Verfügung bei Todesfall, 

Den Verdienstanteil betreffend, besteht kein Erbrecht, kann 
auch keines bestehen, denn ohne Aushändigung bleibt er stets 
Eigentum des Staates. Ob dem ablebenden Str|fling ein testa- 
mentarisches Verfügungsrecht über seinen Anteil zuzugestehen 
sei, ist mit Nein zu beantworten, denn dieser dient einem be- 
stimmten Zwecke, dessen Erreichung durch den Tod des Sträf- 
lings unmöglich wird. Weil aber der Staat nur in Rücksicht 
auf diesen Zweck eine Unterstützung in Aussicht stellt, so folgt 
daraus, dass ein Verfügungsrecht bei Todesfall für den Sträf- 
ling nicht entsteht. Allerdings schliesst der Zweck derselben 
nicht direkt aus, dass der Gefangene einen grossen Teil, 
in diesem Falle sogar den ganzen Anteil seiner Familie zu- 
kommen lassen kann, vorausgesetzt, dass diese Familie in Not 
sich befindet, dass sie der Unterstützung dringend bedarf. Die 
testamentarische Verfügung über den Verdienstanteil wird 
also zu Gunsten der Familie mit Genehmigung der Anstalts- 
leitung zu gestatten sein, ebenso eine letzt willige Verfügung 
zu Gunsten des Geschädigten aus leicht erklärlichen Gründen, 
niemals dagegen zu Gunsten von Anstaltsbeamten oder Mit- 
gefangenen. 

Endlich fragt es sich, ob auch letzwillige Verfügungen 
zu wohltätigen Zwecken zu gestatten seien, und hier sage ich : 
Nein, denn der Betrag ist einmal zu unbedeutend, als dass da- 
mit ein wesentlicher Nutzen gestiftet werden könnte, dann aber 
ist eine solche Art der Verfügung auch deshalb zu vermeiden, 
weil das Motiv gewöhnlich Eitelkeit ist. Ebenso sind Samm- 
lungen unter den Sträflingen zu Gunsten solcher, welche 
durch eine Katastrophe betroffen werden, zu vermeiden, weil 
solche Beiträge an die grosse Glocke gehängt werden. Dies 
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wissen die Sträflinge und wollen so Effekt machen. In einer 
solchen Spendung würde in der Tat ein schöner Zug liegen, 
wenn nur nicht die Eitelkeit als Motiv allzusehr in den Vorder- 
grund treten würde. Und was das Verschenken bei Lebzeiten 
betrifft, so ist zu betonen, dass der Staat dem Sträfling kaum 
einen Verdienstanteil als Unterstützung zum bessern Fortkommen 
mit auf den Weg geben will, damit dieser sie ohne irgend- 
welche moralische Verpflichtung dazu wieder verschenke, bevor 
sie ihm nur ausgehändigt ist. 

Will der Gefangene bei seinem Tode seinen Anteil w^der 
der Familie, noch dem Geschädigten zuwenden, so steht es der 
Anstaltsleitung frei, damit die Familie des Verstorbenen zu 
unterstützen, den Betrag dem Geschädigten zuzuwenden, oder 
aber, wo ein Schutzaufsichtsverein besteht, diesen damit finanziell 
zu unterstützen. 

IV. Schlusssätze. 

Aus vorliegender Arbeit ergeben sich folgende Schlusssätze: 
Das Strafgesetz bestimmt: 

1. Zuchthaus-, Arbeitshaus- und Gefängnissträflinge sind 
zur Arbeit verpflichtet, die Arbeit ist eine produktive, und hat 
in Regie zu erfolgen. 

2. Der Ertrag der Sträflingsarbeit fliesst zur Staatskasse. 
Im Interesse des Strafvollzuges gewährt der Staat den Ge- 
fangenen einen Verdienstanteil, ohne aber einen rechtlichen 
Anspruch zuzugestehen. 

3. Spezielle Bestimmungen sind dem Strafvollzugsgesetze 
vorbehalten. 

Das Strafvollzugsgesetz, event. die Hausordnung bestimmt: 

1. Der Verdienstanteil ist staatliche Unterstützung zur 
Erleichterung des Fortkommens nach der Entlassung. Die Gut- 

(Vergl. Verhandlungen des schweizerischen Vereins für Straf- und 
Gefängniswesen, Lenzburg, 15. September 1885.) 
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Schreibung setzt gutes Betragen im Allgemeinen voraus, der 
Verdienstanteil ist also nicht eine Belohnung für geleistete Arbeit. 

2. Das Tagespensum bildet die Grundlage für die Be- 
rechnung. Jedem Gefangenen wird nach Leistung seines ihm 
individuell zugemessenen Tages werk es eine bestimmte Suqame 
als Verdienstanteil gutgeschrieben, diese Summe ist nach 
Strafklassen abgestuft. Für Mehrarbeit wird monatlich ein ge- 
wisser Prozentsatz des Ertrages dieser Mehrarbeit gutgeschrieben. 
Extragratifikationen sind ins Ermessen der Anstaltsleitung ge- 
stellt. Der Verdienstanteil darf den Verdienst eines gewöhn- 
lichen Arbeiters in geordneten Verhältnissen nach Deckung 
seiner Bedürfnisse niemals erreichen. 

3. Rückfällige sind in Bezug auf den Verdienstanteil 
knapper zu halten als Erstbestrafte. 

4. Der Gefangene haftet mit seinem Verdienstanteil für 
vorsätzliche und fahrlässige Schädigung von der Anstalt ge- 
hörenden Gegenständen, von Werkzeug und Arbeitsmaterial. 

5. Der Entzug des erworbenen und des künftigen Ver- 
dienstanteils als Disziplinarstrafmittel ist gerechtfertigt. 

6. Der Verdienstanteil darf weder zur Deckung der Ge- 
richts- und Strafvollzugskosten herangezogen, noch darf er 
durch Drittpersonen gepfändet werden. 

7. Der Gefangene hat kein freies Verfügungsrecht über 
den Verdienstanteil. Mit Genehmigung der Anstaltsleitung kann 
er über eine Quote zu Gunsten seiner notleidenden Familie und 
des Geschädigten verfügen. Die Beschaffung von Extrage- 
nUssen ist gänzlich verboten. 

8. Sammlungen unter den Gefangenen bei Unglücksfällen 
und Katastrophen sind unzulässig. 

9. So lange der Verdienstanteil nicht ausgehändigt ist, 
bleibt er rtickziehbar. 

10. Der Verwaltung bleibt die Bestimmung über die Aus- 
zahlung (wann und durch wen) vorbehalten. 
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11. Die Verfügung von Todes wegen zu Gunsten der 
Familie oder des Geschädigten ist mit Genehmigung der An- 
staltsleitung zu gestatten, Verfügungen zu wohltätigen Zwecken 
sind nicht statthaft. 

Im Übrigen ist die Verwendung des Verdienstanteils Ge- 
storbener Sache der Anstaltsleitung. 



Anhang. 



I. 

Gesetzliche Bestimmungen betreffend Arbeit und Verdienst- 
anteil in der Schweiz. 

1. Zürich: Straf gesetzbucli für den Kanton Zürich von 
1871^): 

§ 6. Der zur Zuchthausstrafe Verurteilte wird in der 
Strafanstalt verwahrt, zur Arbeit angehalten und reglementarisch 
beköstigt und bekleidet. 

§ 8. Die Arbeitshausgefangenen werden in der Straf- 
anstalt verwahrt, zur Arbeit angehalten .... 

§ 10. Die Auswahl der Nahrung und Beschäftigung steht 
dem Gefängnisgefangenen innerhalb der Schranken der Haus- 
ordnung frei, wenn er den gestifteten Schaden ersetzt und die 
Gerichtskosten bezahlt hat, sowie die Kosten des Unterhalts 
zu bestreiten vermag. 

Verordnung zum Gesetz über den Vollzug der Freiheits- 
strafen in der Kantonalstrafanstalt von 1877*): 

§ 2. Die Sträflinge werden nach ihrem Verhalten in drei 
Klassen eingeteilt. 

§ 8. Der Verdienstanteil der Sträflinge der ersten Klasse 
beträgt 5 — 8 ^o, in der Meinung, dass hierauf nur Anspruch 
machen kann, wer nicht weniger als 7io des bei seinem Gewerbe 
durchschnittlich erzielten täglichen Arbeitslohnes verdient. 

*) Vergl. Gesetz betreffend den Vollzug der Freiheitsstrafen in der 
Kantonalstrafanstalt von 1871. 

*) Vergl. Verordnung betreffend die Bezirksgefängnisse von 1857, 
§§ 6, 6, 8, 12. 
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§ 13. Den Gefangenen der zweiten Klasse werden fol- 
gende Vergünstigungen gewährt: a) Sie erhalten 8 — 12 7o Ver- 
dienstanteil unter der in § 8 enthaltenen Bedingung. 

§ 16. Den Gefangenen der dritten Klasse werden folgende 
Vergünstigungen gewährt: a) Sie erhalten 12 — 16 7o Verdienst- 
anteil unter der Bedingung von § 8. 

Laut §§ 9a, 14b, 17b können diese Vergünstigungen als 
Disziplinarstrafe ganz oder teilweise entzogen werden. 

Reglement der kantonalen Strafanstalt Zürich von 1877 ^) : 

§ 71. Jedem arbeitenden Sträfling wird auf Grund seines 
Fleisses und Wohlverhaltens vom Direktor vierteljährlich ein 
Sparkassenpfennig gemäss § 8, erster Absatz, und §§ 13a und 
16a der zit. Verordnung gutgeschrieben und der Auszug seiner 
Rechnung zur Einsicht mitgeteilt. 

§ 72. Das Sparkassenguthaben eines Sträflings kann von 
Aussen her von Niemandem angesprochen werden. Stirbt der 
Sträfling, so fällt sein Guthaben der allgemeinen Httlfskasse zu. 

§ 73. Der Direktor kann dem Sträfling aus der Sparkasse 
verhältnismässige Verwendung für Kleider, Werkzeug, Bücher 
Unterstützung seiner Familie etc. bewilligen. Beim Austritte 
wird ihm die Kasse je nach der Sachlage vom Direktor nach 
dessen bestem Ermessen entweder ganz oder teilweise behändigt, 
oder der Behörde seiner Heimats- oder künftigen Wohngemeinde 
zugestellt. 

§ 74. In die gemeinsame Hülfskasse der Sträflinge fällt, 

") Vergl. Ordnung für das Kantonalgefangenhaus in Ztirich von 1838, 
§§ 4, 13, 29. 

Vergl. auch Widmer: Zur Reform der Strafanstalt in Zürich 1858; 
femer 

Burckhardt: Bericht über die schweizerischen Strafanstalten, Zürich 
1827, pag. 53, 65, 56, 68 ; endlich : Hirzel : Über Zuchthäuser und ihre Ver- 
wandlung in Besserungshäuser, Zürich 1826, pag. 79, 85 ff, speziell pag. 93: 

»Ein bewährtes Mittel, um den Fleiss des Sträflings zu wecken, ist. 
wenn demselben ein Anteil an den Früchten seines Fleisses eingeräumt 
wird und ihm solcher von der Anstalt als Geschenk bestimmt wird. Der 
Verdienst muss so angesestzt werden, dass bei mittlerem Fleiss der Ansatz 
für Kost und IQeidung erreicht werden und noch etwas zum Gebrauch 
und in die Sparkasse fallen kann«. 
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neben den Erbschaften von verstorbenen Gefangenen, Konfis- 
kationen etc., der Überschuss der Zinseinnahmen von den an- 
gelegten Geldern der Sparkasse der einzelnen Sträflinge, nach- 
dem auf 31. Dezember jedem, von diesen der Zins für dasjenige 
Guthaben, welches er das ganze Jahr hindurch darin hatte, je 
für 5 Fr. berechnet, gutgeschrieben worden ist. 

§ 63,2. Schädigungen an Material und drgl. haben die 
Gefangenen aus ihrer Kasse zu vergüten. 

§ 78,3. Der Nachlass des Verstorbenen ist mit Ausnahme 
der Sparkassenanteile und nach Abzug der Beerdigungskosten 
den Erben zuzustellen. 

2. Bern. Strafgesetzbuch des Kantons Bern von 1866: 

Art. 10. Die zu Zuchthausstrafe Verurteilten werden in 
einer Strafanstalt verwahrt und zu den in derselben eingeführten 
Arbeiten angehalten. 

Art. 11. Die zu Korrektionshausstrafe Verurteilten sind 
zur Arbeit anzuhalten. 

Die Hausordnungen der Strafanstalten des Kantons Bern, 
sowie der ganze Strafvollzug befinden sich gegenwärtig im 
Stadium der Reorganisation, für Witzwyl und Thorberg gelten 
laut Mitteilung der Verwaltungen folgende Bestimmungen ad 
Interim : 

1. Die Verwaltung der Strafanstalt Witzwyl gewährt vom 
1. April 1897 an, mit Bewilligung der kompetenten Behörden, 
den Sträflingen, deren Fleiss und Betragen es rechtfertigen, 
einen monatlichen Verdienstanteil von 0.50 bis 2 Fr. 

2. Die Bestimmung der Höhe des Betrages steht allein 
dem Verwalter zu und wird er sich hiebei an den monatlichen 
Konferenzen von den Angestellten beraten lassen. 

3. Die Höhe des Verdienstanteils richtet sich nach fol- 
genden Gesichtspunkten : 

a) Sträflinge, deren Betragen und Fleiss bei der Arbeit 
befriedigend sind, haben Anspruch auf Fr. 1. — per 
Monat. 

8 
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b) Lässt das Eine oder Andere zu wünschen übrig, wird 
bloss 50 Cts. gutgeschrieben. 

c) Ist sowol über Betragen als auch Arbeitsleistung zu 
klagen, wird nichts gutgeschrieben. 

d) Während den arbeitsreichen Sommermonaten kann statt 
50 Cts. 75 und statt Fr. 1. — Fr. 1. 50 gutgeschrieben 
werden. 

e) Fr. 2. — per Monat erwirbt derjenige, dessen Leistungen 
und Betragen in jeder Beziehung tadellos sind, der nie 
disziplinarisch bestraft werden muss und der infolge 
davon immei* oder zeitweise ohne spezielle Aufsicht 
arbeitet, wie Arbeit im Stall, Versetzung nach Nuss- 
hof oder Brüttelen, Haus- und Küchendienst etc. 

4. Zu den oben angeführten Bestimmungen gelten folgende 
Einschränkungen : 

ä) Entwichene haben keinen Anspruch auf Verdienstanteil 
und fällt ein allfällig schon gutgeschriebener Betrag 
an die Anstaltskasse zurück. 

b) Disziplinarstrafen heben im betreffenden Monat den 
Anspruch auf Verdienstanteil auf. Zweimal mit Cachot 
Bestraften kann in Zukunft nicht mehr als 1 Fr. per 
Monat gutgeschrieben werden. 

c) Muss ein Sträfling, der einen Vertrauensposten inne 
hatte (Stalldienst, Hausdienst etc.) wegen schlechtem 
Betragen von der Stelle enthoben werden, so darf ihm 
für die ganze Strafzeit höchstens 1 Fr. per Monat gut- 
geschrieben werden. 

5. Beträgt das Guthaben über 10 Fr., so kann der Sträf- 
ling mit Zustimmung des Verwalters schon in der Strafanstalt 
über einen Mehrbetrag verfügen und eventuell Angehörige unter- 
stützen. 

6. Die Verwaltung behält sich das Recht vor, bei Ent- 
lassungen, die ein Guthaben von mehr als 10 Fr. haben, über 
die Verwendung des darüber liegenden Betrages mitzusprechen 
und über einen Teil davon nach Gutdünken im Interesse des 
Sträflings zu verfügen. 
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Strafanstalt Thorberg: 

Reglemente für Ausrichtung von Pekulien bestehen nicht. 
Pekulien beziehen einzig Weber und Spuhler und zwar nach 
folgenden Grundsätzen: 

Die Verpflegung wird mit 80 Cts. pro Tag berechnet, von 
dem Verdienstüberschuss erhält der Sträfling 12 ^/o. 
Durchschnittsverdiehst pro Quartal: 

Weber Fr. 8. 50. Spuhler Fr. 1. — . 

Minimum : 
Weber Fr. 4. — . Spuhler Fr. — . 70. 

Maximum : 
Weber Fr. 25. — . Spuhler Fr. 3. — . 
Vergl. Kellerhals : Die Domäne und Strafkolonie Witzwyl, 
1895, pag. 14, 16 ff. 

3. Luzem: Kriminalstrafgesetz für den Kanton Luzem, 
1860: 

§ 6 b. Die Kettenstrafe besteht darin, b) dass die Sträf- 
linge in oder ausser der Anstalt^) zu schwerer Arbeit ange- 
halten .... werden. 

§ 8 d. Die Zuchthausstrafe besteht darin, d) dass die dazu 
Verurteilten in und ausser der Anstalt beschäftigt werden. 

§ lld. Der zur Einsperrungsstrafe Verurteilte hat die 
ihm angewiesene Arbeit im Innern der Strafanstalt zu ver- 
richten ... 

Strafhausordnung von 1893: 

§ 58. Die zu Zuchthausstrafe Verurteilten werden in 
Einzelzellen oder Sälen verwahrt und zu fleissiger Arbeit an- 
gehalten; sie tragen uniforme Kleidung mit dunkeln Streifen, 
und unterliegen bezüglich Nahrung, Lagerstätte und Behand- 
lung den einschlägigen Bestimmungen der Hausordnung. 

§ 59 d. Der zur Einsperrungsstrafe Verurteilte hat die 
ihm angewiesene Arbeit im Innern der Strafanstalt zu verrichten. 
Falls aber sein Vermögen ausreicht, die Kosten seines Unter- 



') Diese Bestimmung zusammen mit den bedauerlichen Zuständen 
der Strafanstalt lenkte in den Tötungs- und Körperverletzungsaflfären auf 
der Hirschmatt und in Gerlischwyl die allgemeine Aufmerksamkeit auf diesen 
Kanton (Pfenninger a. a. O. pag. 443). 
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haltes zu bestreiten, so wird ihm die Auswahl der Beschäftigung 
überlassen. Im andern Falle wird er im Interesse der Anstalt 
angemessen beschäftigt. 

§ 60. Die zu Arbeitshausstrafe Verurteilten werden dem 
Grundsatze nach — ausserordentliche Fälle vorbehalten — ab- 
gesondert von den Kriminalsträflingen verwahrt und beschäftigt; 
sie tragen uniforme, blaue Kleidung. 

§ 61d. Der Gefängnissträfling kann sich mit zulässigen 
Arbeiten beschäftigen. 

§ 62. Der zu einer Freiheitsstrafe Verurteilte hat die 
Kosten seines Unterhaltes während der Strafdauer aus eig-enen 
Mitteln zu bestreiten, wenn er Vermögen besitzt und die Leist- 
ung geschehen kann , ohne seiner Familie das Nötige zu 
entziehen. 

§ 77. Regelmässige Kostzulagen von aussen oder aus 
dem Pekulium sind unzulässig; dagegen können zeitweise ge- 
ringfügige Kostverbesserungen wie Milch, Käse u. dgl. durch 
die Direktion gestattet werden. 

Geistige Getränke werden nur auf ärztliche Verordnung 
verabreicht oder zugelassen. 

§ 85. Die Zuchthaus- und Arbeitshaussträflinge sind zu 
ernster und einträglicher Arbeit anzuhalten. Die Arbeit hat 
nebst dem Gewinn für die Verwaltung auch die Erziehung der 
Gefangenen zur nützlichen Tätigkeit und die Befähigung zum 
ehrlichen Broterwerb ins Auge zu fassen. 

§ 88. Die Arbeitszeit beginnt im Sommer um 5 Uhr 
morgens, im Frühling und Herbst um 572 Uhr und im Winter 
um 6 Uhr und dauert bis 7 Uhr abends. 

Den arbeitenden Sträflingen wird ein Verdienstanteil 
(Pekulium) verabfolgt, welchen die Strafhauskommission fest- 
setzt. Immerhin soll bei Zuteilung desselben zunächst die Ar- 
beitsleistung, dann aber auch der Fleiss und das gesammte Be- 
tragen in Betracht gezogen imd Bückfälligen ein kleines Pe- 
kulium verabfolgt werden. 

§ 100. Disziplinarstrafen: a) Entzug bewilligter Vergün- 
stigungen, wie Verfügung über einen Teil des Pekuliums. 
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4. UH: Strafgesetzbuch für den Kanton Uri von 1894 
(Entwurf) : 

Art. 3. Der Zuchthaussträfling wird zu den schwersten 
Arbeiten verwendet. 

Art. 6. Der Gefängnissträfling kann, soweit möglich, seine 
Arbeit wählen. 

Art. 7 b. Arbeit ist allen Gefangenen auferlegt, soweit 
möglich schwere Arbeit bei schwerer Tat. Nach den Verhält- 
nissen wird Rücksicht genommen auf Beruf, Fortkommen und 
bei gutem Verhalten auf bezügliche Wünsche des Sträflings. 

Reglement für die Strafanstalt des Kantons Uri von 1886 : 

Art. 30. Jedem arbeitenden Zuchthaussträfling wird auf 
Grund seines Fleisses und Wohlverdienens, nach Anordnung 
der Justiz- und Polizeikommission, monatlich ein Sparpfennig 
bis höchstens 1 Fr. gutgeschrieben. Dieses Guthaben kann 
von keinem Gläubiger angesprochen werden. Stirbt der Sträf- 
ling, so fällt dasselbe dem Staate zurück. Beim Austritt aus 
der Anstalt kann die Polizeidirektion, je nach Ermessen, das 
Betreffnis dem Austretenden oder der Wohn- oder Heimatge- 
meinde zustellen. 

Art. 25. Als Disziplinarstrafen dürfen zur Anwendung 
kommen : 

d) Ganzer oder teilweiser Entzug des Sparpfennigs. 

5. Schwyz: Der Kanton Schwyz hat keine Strafanstalt, er 
giebt seine Sträflinge als Pensionäre in die Strafanstalt eines 
Nachbarkantons. 

6. Nidwaiden benutzt das Strafgesetzbuch des Kantons 
Luzern, kennt aber die Institution des Verdienstanteils nicht. 

7. Obwalden: Kriminalstrafgesetz für den Kanton Unter- 
waiden ob dem Wald, 1864: 

Art. . 5. Die Kettenstrafe besteht darin, dass die Sträflinge 
.... in und ausser der Anstalt zu Arbeiten angehalten werden. 

Art. 6. Die Zuchthausstrafe besteht darin, dass die hiezu 
Verurteilten .... in und ausser der Strafanstalt beschäftigt 
werden. 
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Art. 7. Der Gefangene hat die ihm angewiesene Arbeit 
im Zimmer der Strafanstalt zu verrichten .... 

Strafhausverordnung für den Kanton ünterwalden ob dem 
Wald von 1866: 

Art. 32,6. Sträflingen, die sich in den Industriearbeiten 
durch besondem Fleiss und gute Arbeit vorzüglich auszeichnen, 
darf der Strafhausdirektor eine Zulage von 5 Cts. per Tag 
vom Arbeitslohn zukommen lassen, insofern er mehr als die 
ihn betreffenden Kosten verdient ; der daherige Betrag ist ihnen 
beim Austritte aus der Anstalt zuzustellen. 

Art. 35. Die Arbeit soll mit Anstrengung und Gewissen- 
haftigkeit verrichtet, und da sie einen Teil der Strafe ausmacht, 
genau überwacht werden. 

Das Reglement wird umgearbeitet. 

8. Zug: Reglement betreffend das Gefängniswesen des 
Kantons Zug von 1888: 

§ 18. Zuchthaus-, Arbeitshaus- und Gefängnissträflinge, 
sowie Korrektionsgefangene sind zur Arbeit verpflichtet und 
dazu anzuhalten. Auch Untersuchungsgefaugene können im Ein- 
verständnis des betreffenden Untersuchungsrichters entsprechend 
beschäftigt werden. 

§ 19. Bei Auswahl der Beschäftigungsarten ist, soviel 
möglich, auf leichte, jedem zugängliche Erlernung und Hand- 
habung Rücksicht zu nehmen. 

Befinden sich unter den Sträflingen Handwerker, so können 
sie auch zur Ausübung ihres Berufes verwendet werden. 

§. 22. Dem fleissigen Sträfling, der sich zudem gut be- 
trägt, wird zur Aufmunterung und zur Erleichterung seines 
Fortkommens nach der Entlassung geschenkweise ein Verdienst- 
anteil zugeschieden. 

Derselbe wird auf 10 7o des ohne Abzug der Gefangen- 
schaftskosten berechneten täglichen Verdienstes bestimmt, so- 
fern dieser wenigstens 60 Rp. beträgt. 

Dieser Verdienstanteil ist jedem Sträfling alle Vierteljahr 
gutzuschreiben und ihm davon Kenntnis zu geben. 

§ 23. Der Polizeidirektor kann dem Sträfling aus dem 
Verdienstanteil, der von Dritten nicht angesprochen werden 
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kann, verhältnismässige Verwendungen für seine Familie, für 
Kleider und kleinere Auslagen, wie Porto u. dgl., gestatten. 
Beim Austritt wird ihm der Betrag nach bestem Ermessen des 
Polizeidirektors entweder ganz oder teilweise behändigt, oder 
der Behörde seiner Heimat- oder Wohngemeinde oder dem 
Schutzaufsichtsverein zugestellt. 

§ 27,3. Der Nachlass des Verstorbenen ist mit Ausnahme 
des Verdienstanteils nach Abzug der Beerdigungskosten den 
Erben zuzustellen. 

9. Glarus: Strafgesetzbuch des Kantons Glarus, revidiert 
1887: 

§ 6. Wenn die Haft länger als 14 Tage dauert, so soll 
der Sträfling soviel als möglich zur Arbeit im Innern des Ge- 
fängnisgebäudes angehalten werden. 

Glarus schickt seine Sträflinge in die St. Gallische Straf- 
anstalt. 

10. Freiburg: Strafgesetzbuch für den Kanton Freiburg 
von 1873: 

Art. 14. Die Strafe der Reklusion wird in dem Zwangs- 
hause vollzogen. Die dazu Verurteilten werden zu öffentlichen 
oder inneren Arbeiten, je nach Kräften, angehalten. 

Art. 16. Die Verurteilten können durch Zwang zur Arbeit 
angehalten werden, denn diese gehört zur Strafe. Der Ertrag 
der Arbeit kommt dem Staate zu. Es kann jedoch ein Teil 
desselben den Verurteilten durch die Verwaltung überlassen 
und denselben unter den im Reglement der Strafanstalt ent- 
haltenen Bedingungen verabreicht werden; in keinem Fall und 
unter keinem Verwände können sie aber denselben als ein 
Recht verlangen. 

Art. 24. Der zu Gefängnis Verurteilte kann auf eine 
seinen Fähigkeiten oder seiner Profession entsprechende Weise 
beschäftigt werden. 

(Vergl. Corboud a. a. O. pag. 20, 29, 219 ff.) 

11. Solothum: Strafgesetzbuch für den Kanton Solothurn, 

1886: 



§ 7. Die zur ZuclithauaBtrafe Verurteilten werden .... 
zu den in der Anstalt eingeführten Arbeiten sowol innerhalb 
als ausserhalb der Anstalt angehalten. 

§ 9. Die zur Einsperrung Verurteilen werden .... zur 
Arbeit innerhalb und ausserhalb der Anstalt angehalten, mit 
der Beschränkung jedoch, dass die Verwendung zur Arbeit 
ausserhalb der Anstalt nicht gegen den Willen des Sträflings 
geschehen soll. 

§ 11. Die zur Glefängniastrafe Verurteilten .... können, 
soweit es die Verhältniese gestatten, in einer ihren Fähigkeiten 
und Verhältnissen angemessenen Weise im Innern des Geßiiig- 
nisses beschäftigt werden. 

Laut Mitteilung der Strafanstaltsdirektion besteht gegen- 
wärtig folgendes Provisorium, betreffend den Verdienstanteil: 

FUr jede durch Sträflinge auszuführende Arbeit wird eine 
Arbeitskarte ausgefertigt mit gesonderter Berechnung des Eoh- 
materials und des tarifmässigen Arbeitslohnes, welch letzterer 
dem betr. Sträfling jeweilen vorläufig gutgeschrieben wird. 

Quartalweise resp. bei Entlassung findet die Abrechnung 
statt, wobei eine tägliche Kostentschädigung von 80 Rp, in 
Abzug gebracht wird. Vom Rest erhält der Sträfling als 
Pekulium je nach Fleiss, Betragen und Strafstufe 25 bis 40 "jo. 

Von diesem Pekulium kann er über '/* l>is '/^ ff^i verfugen ; 
das übrige wird zinstragend angelegt. 

12. Baselstadt. Strafgesetzbuch für den Kanton Baselstadt 
von 1872: 

§ 6. Die Bur Zuchthausstrafe Verurteilten werden in der 
Strafanstalt verwahrt, zur Arbeit angehalten .... 

§ 9. Die zu Gefängnisstrafe Verurteilten werden in der 
"trafanatalt verwahrt, zur Arbeit angehalten .... 

Hausordnung der Strafanstalt des Kantons Baselstadt 
DU 1878: 

§ 100. Jeder gesunde Gefangene ist zur Arbeit anzuhalten, 
ie Beschäftigung der Gefangenen darf nur in dem Gebäude 
ilbst oder in den Höfen stattfinden, nie ausserhalb der Anstalt. 

§ 101. Die Art der Arbeit jedes Gefangenen wird von dem 
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Direktor bestimmt, welcher hiebei die bisherige Beschäftiguugs 
weise des Gefangenen, seinen Gesundheitszustand und seine 
Neigung zur Erlernung eines Berufes tunlichst zu berücksich- 
tigen hat. 

Zu den Hausdiensten sollen nur Gefangene verwendet 
werden, welche durch ihre Aufführung Garantie gegen Miss- 
brauch dieses Zutrauens geben. 

§ 102. Die gesunden Gefangenen sind gehalten, die volle 
zur Arbeit bestimmte Zeit an allen Werktagen zu arbeiten. 
Katholiken und Israeliten dürfen an ihren hohen Festtagen 
ausnahmsweise mit der Arbeit feiern und auf ihren Zellen 
bleiben. 

§ 103. Insofern es der betreff^ende Geschäftszweig ge- 
stattet, wird jedem Gefangenen ein tägliches Arbeitsmass (Pen- 
sum) aufgegeben, die Vollendung desselben befreit jedoch den 
Gefangenen nicht von der fortgesetzten Arbeit während der 
ganzen festgesetzten Arbeitszeit. 

Bei den übrigen Beschäftigungen, deren Natur die Auf- 
gabe eines täglichen Pensums nicht zulässt, hat der einzelne 
Gefangene dasjenige zu leisten, was ein gesunder, arbeitsfähiger 
Mensch in dem betreffenden Arbeitszweig zu leisten vermag. 

'§. W4. Der Ertrag der Arbeit fliesst in die Anstaltskassa. 
Den Gefangenen soll jedoch ein Teil dieses Ertrages als Mehr- 
verdienst monatlich zugutgeschrieben werden. 

§105. Bei Berechnung des Mehrverdienstes gilt folgendes : 

1. Von dem monatlichen Ertrag der Arbeit eines jeden 
Gefangenen wird in erster Linie an die Unkosten der Anstalt 
40 Cts. per Verpflegungstag zu Händen der Anstalt verrechnet. 

2. Beträgt der nach diesem Abzug übrigbleibende Ertrag 
nicht mehr als 10 Fr., so kommt dem Gefangenen davon als 
Mehrverdienst 7» zu, beträgt der Betrag über 10 Fr., so er- 
hält er von dem 10 Fr. übersteigenden Betrag ferner ^jb, 

3. Zeichnet ein Gefangener dvirch besondern Fleiss oder 
Geschicklichkeit und einen entsprechend hohen Arbeitsertrag 
sich aus, so kann ihm überdies bei der monatlichen Abrechnung 
eine Extraprämie von 1 bis 2 Fr. zugeschrieben werden. 

§ 106. Dieser Mehrverdienst bildet den Sparhafen der 
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Gefangenen und zerfällt in gleichen Teilen in einen Verwendungs- 
anteil und einen Stockfond. 

§ 107. Über den Verwendungsanteil kann der Gefangene 
während seiner Strafzeit verfügen und sich daraus die nach 
§ 108 gestatteten Kostzulagen und sonstigen Genussmittel ver- 
schreiben oder Ausgaben für Bücher, Gerätschaften und Unter- 
stützungen Angehöriger bestreiten. 

Der Stockfond dagegen, bestimmt zur Erleichterung des 
Fortkommens der Gefangenen nach der Entlassung, darf, inso- 
fern derselbe nicht durch gerichtliche Verfügungen für Prozess- 
kosten, Schadenersatz etc. mit Beschlag belegt ist, nicht ange- 
griffen werden, es sei denn für Unterstützung notleidender An- 
gehöriger oder Anschaffung von Kleidern und Werkzeug zum 
spätem Fortkommen. 

§ 108. Die erlaubten Kostzulagen und sonstigen Genuss- 
mittel sind: 

Fleisch, Würste, Schinken, Brot, Käse, Butter, Milch, Eier, 
Zucker, Obst, Bier, Wein, Tabak zum Schnupfen oder Kauen. 

Es darf jedpch in einem Monat für diese erwähnten Sachen 
nie mehr als 6 Fr. verausgabt werden. 

§ 110. Wird einem Gefangenen zur Strafe der Mehrver- 
dienst entzogen, so fällt der betreffende Betrag der Anstalt 
anheim, ebenso fällt der Anstalt der Sparhafen der Entwichenen 
und Gestorbenen zu. 

13. Baselland: Strafgesetzbuch für den Kanton Baselland 
von 1872: 

§ 6 und § 9 sind identisch mit § 6 und 9 des Strafgesetz- 
buches von Baselstadt. 

Hausordnung für die basellandschaftliche Strafanstalt von 
1878 : 

§ 53. Jeder Gefangene hat die ihm übertragene Arbeit 
ohne Weigerung zu vollziehen; er ist pflichtig, seine Fähig- 
keiten und Kräfte redlich daran zu setzen, um guten Erfolg 
zu erzielen. 

§ 54. Der Ertrag der Arbeit fliesst in die Anstaltskassa ; 
den Gefangenen soll jedoch ein Teil dieses Ertrages als Ver- 
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dienstanteil nach den in den §§ 71 — 77 festgestellten Grund- 
sätzen gutgeschrieben werden. 

§ 71. Den in § 74 vorgesehenen Verdienstanteil erhalten 
nur die Zuchthaus und Gefängnissträflinge und zwar nach fol- 
genden Grundsätzen: 

Bei einem täglichen Verdienst unter 20 Cts. erhält der 
Gefangene nichts; von 30 Cts. bis Fr. 1. — (excl.) 10 7o dieses 
täglichen Verdienstes; von Fr. 1. — bis 1. 80 (excl.) 12,5 ^/o] 
von Fr. 1. 80 und darüber 15 7o. 

Zeichnet ein Gefangener durch besondem Fleiss oder be- 
sondere Geschicklichkeit und einen entsprechend hohen Arbeits- 
ertrag sich aus, so soll ihm überdies bei der monatlichen Ab- 
rechnung eine Extraprämie von 50 Cts. bis Fr. 2. — gutge- 
schrieben werden. 

§ 72. Der Verdienstanteil bildet den Spaphafen der Ge- 
fangenen und zerfällt zu V^ ^^ einen Verwendungsanteil und 
zu '/s in einen Stockfonds. 

§ 73. Über den Verwendungsanteil kann der Gefangene 
während seiner Strafzeit verfügen zur Verschaffung von Genuss- 
mitteln, Werkzeug oder Kleidern oder er kann bedürftige An- 
gehörige damit unterstützen. 

§ 74. Der Stockfonds darf für so lange, als der Gefangene 
in der Anstalt ist, gar nicht und bei seiner Entlassung zur 
Deckung der Strafprozesskosten bis höchstens auf die Hälfte 
mit Beschlag belegt werden. 

§ 75. Der Direktor bestimmt jeweilen am Monatsschluss 
den Taglohn jedes verdienstanteilberechtigten Gefangenen und 
führt über die sich ergebenden Verdienstanteile genaue Controle. 

§ 78. Behufs Aufrechterhaltung der Hausordnung kommen 
nachfolgende Strafmittel zur Anwendung: 

4. Entziehung von ^/b des Verdienstanteils der letztver- 
gangenen 3 Monate. 

5. Entziehung der Verfügung über 73 des Verdienstanteils 
bis auf die Dauer von 3 Monaten. 

§ 91. Beerdigung: Das allfällig noch bleibende vom Pe- 
kulium fällt in die Anstaltskasse zurück, soweit es vom Ver- 
dienstanteil herrührt. 

§ 80. Mit und neben diesen Strafen ist Schadenersatz- 
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pflicht, zunächst aus dem Pekulium, verbunden f Ur absichtliche 
Zerstörung oder Beschädigung von Stoffen, Werkzeugen, Ge- 
raten etc. 

14. Schaffhausen: Hausordnung in der Strafanstalt Schaff- 
hausen von 1897 : 

30. Zu etvyrelcher Belohnung guten Betragens und Fleisses 
bei der Arbeit und Innehalten guter Ordnung und Reinlichkeit, 
auch um entlassenen Sträflingen zu ihrem ehrlichen Fortkommen 
einigermassen behilflich zu sein, wird denjenigen, welche längere 
Haft zu erstehen haben, ein kleiner Aussteuerpfennig oder 
sog. Pekulium gutgeschrieben, dessen Betrag nach Umständen 
verschieden sein kann. — Das Pekulium ist unpfändbar, darf 
jedoch zur Vergütung von fahrlässig oder böswillig beschädigten 
Gerätschaften *und Arbeiten in Anspruch genommen werden. 
Durch Flucht oder Fluchtversuch verwirkt ein Sträfling den 
ihm gutgeschriebenen Aussteuerbetrag. 

Laut Mitteilung der Direktion ist die Ausrichtung folgender- 
massen geregelt: 

Die Strafgefangenen erhalten bei gutem Betragen und 
Fleiss als I. Klasse täglich 15 Rp. gutgeschrieben; II. Klasse, 
bei welcher Betragen und Fleiss zu wünschen übrig lassen, 
10 Rp.; solche, welche sich wegen schlechten Betragens oder 
Unfleisses etc. Disziplinarstrafen zugezogen haben, bilden die 
m. Klasse und erhalten 5 Rp. täglich. 

Bei der Entlassung hat die Direktion der Strafanstalt da- 
für zu sorgen, dass dem Entlassenen sein Guthaben nur zum 
kleinsten Teil verabfolgt wird, der Hauptbetrag soll dem Vor- 
munde oder Patron zur Verwendung zu Gunsten des Entlassenen 
Übermacht werden oder im gegebenen Falle Kleider und Werk- 
zeuge für denselben angeschafft werden. 

15. Appenzell A.-Rh,: Das Strafgesetzbuch des Kantons 
Appenzell A.-Rh von 1878 enthält keine Bestimmungen über 
Arbeit und Arbeitsverdienstanteil; die Sträflinge werden ge- 
wöhnlich als Pensionäre in einem Nachbarkanton untergebracht. 
Insofern als die Zwangsarbeits- und Korrektionsanstalt in 
Gmünden bei Teufen Personen, welche von den Gerichten zu 
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Gefängnis- und Arbeitsstrafe verurteilt sind, zur Verbüssung 
ihrer Strafen aufnimmt und angemessen beschäftigt (§ 1 des 
Reglements) kommt dieses Reglement von 1891 zur Anwendung. 
§ 36. Jeglicher Arbeitsverdienst der Insassen fällt in die 
Kasse der Anstalt. 

16. Appenzell I.-Rh,: Reglementarische Bestimmungen für 
die Zwangsarbeitsanstalt im »Spital« in Appenzell von 1888: 

§ 1. Die Zwangsarbeitsanstalt hat den Zweck, 
d) Solche, die durch richterliche Erkenntnis wegen Ver- 
gehen oder Verbrechen zu Freiheitsstrafen verurteilt werden, 
zur Abbüssung derselben darin aufzunehmen. 

Den Austretenden werden kleine Reisegelder mitgegeben. 

Über Arbeit, Arbeitsverdienst und Verdienstanteil besitzt 
Appenzell I.-Rh. keine Bestimmungen, der Spital ist zugleich 
Zuchthaus und Zwangsarbeitsanstalt, Verwalter über alles ist 
eine Person, die Kasse ist dem ganzen »Spital« gemeinsam! 

17. St. Odilen : Strafgesetzbuch für den Kanton St. Gallen 
von 1885: 

Art. 10. Der Vollzug der Zuchthausstrafe, der Arbeits- 
hausstrafe und der einen Monat überdauernden Gefängnisstrafe, 
wird nach Massgabe der, betreffend den Vollzug der Freiheits- 
strafen in der kantonalen Strafanstalt in St. Gallen bestehenden 
Vorschriften, geregelt. 

Hausordnung für die kantonale Strafanstalt in St. Gallen 
von 1885: 

Art. 99. Den Gefängnissträflingen soll nur solche Arbeit 
angewiesen werden, welche sie je nach ihren Fähigkeiten in 
den Arbeitssälen oder im Hofe oder im Holzschopf verrichten 
können. 

Art. 100. Sträflingen, die sich durch Arbeit und Betragen 
auszeichnen, darf beim Austritt eine Anerkennung aus ihrem 
Arbeitsverdienst verabreicht werden, die bis auf Y* desselben 
steigen kann, was vom Direktor in jedem Falle bestimmt wird. 

Art. 101. Bei nachlässigem oder absichtlichem Verderben 
von Arbeitsstoffen oder Gerätschafben wird dem Sträfling beim 
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Austritt eine Rechnung gestellt, die er entweder aus seiner 
Barschaft zu vergüten oder nachzubezahlen hat. 

Art. 108. Übertretung der Hausordnung, Trägheit, Bos- 
heit, lügenhaftes, störrisches oder unanständiges Betragen werden 

bestraft : 

b) mit teilweisem oder gänzlichem Entzug des Arbeits- 
verdienstes beim Austritt. 

Art. 111. Sträflinge, welche zu einer Zuchthaus- oder 
Arbeitshausstrafe von mindestens einem Jahr verurteilt sind 
werden einer systematischen Behandlung unterworfen. Zu diesem 
Zwecke wird die Strafe in 4 Stufen eingeteilt: 

I. Strafstufe. Einzelhaft bei Tag und Nacht. Der Sträfling 
arbeitet für sich in der Zelle, hat aber in der Regel 
keine Ansprüche auf Verdienstanteil, Besuche, Briefwechsel 
und andere Vergünstigungen. Bei freiwillig erbetener 
Einzelhaft (Gesetz Art. 4, lit. d.) können bezüglich Ver- 
dienstanteil, Besuche, Briefwechsel und Vergünstigungen 
die Bestimmungen der II. und III. Strafstufe angewendet 
werden. 
II. Strafstufe. Gemeinsame Arbeit bei Tag : bei Nacht jedoch 
wird jeder Sträfling in seine Zelle eingeschlossen. Bei 
Wohlverhalten werden dem Sträfling gewisse Erleichte- 
rungen und Vergünstigungen zu Teil, als: 

a) der sechste Teil des Arbeitsverdienstes; 

b) Erlaubnis, die Hälfte des Verdienstanteils für die Fa- 
milie verwenden oder daraus auch für sich Milch an- 
qehaffen zu dürfen ; 

c) alle 2 Monate einmal von Verwandten oder Bekannten 
Besuche zu empfangen: 

d) alle 2 Monate an solche zu schreiben. 
III. Straf stufe : 

a) ihnen wird der vierte Teil ihres Arbeitsverdienstes zu- 
geschieden ; 

b) sie dürfen jeden Monat einmal Besuch von Verwandten 
oder Bekannten empfangen; 

c) und ebenso vielmal an solche schreiben ; 

d) sie erhalten die Erlaubnis, aus der Hälfte des Über- 
verdienstes angemessene Gaben oder Unterstützungen 
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an die Ihrigen zu schicken oder für sich selbst Milch 

oder nützliche Gegenstände, Bücher, Arbeitswerkzeuge 

u. dgl. anzuschaffen; 
e) die Haupthaare werden weniger kurz geschnitten und 

es kann ein kurzer Bart bewilligt werden. 
IV. Strafstufe. Bedingte Entlassung. Zu derselben wird nur 
der Sträfling zugelassen, welcher mindestens zwei Dritteile 
der Strafzeit und zugleich mindestens ein und ein halbes 
Jahr von seiner Strafe in der Anstalt abgebüsst hat. Sie 
findet nur auf solche Sträflinge Anwendung, welche sich 
während der drei ersten Strafstufen anhaltend gut betragen 
haben. 

Art. 126. Die Sträflinge sind zur Arbeit verpflichtet. Die- 
selbe bildet einen Teil der Strafe. 

Art. 127. Bei der Auswahl der zu betreibenden Arbeits- 
zweige ist auf solche Bedacht zu nehmen, welche nicht allein 
dem Staate einen ergiebigen Ertrag sichern, sondern auch als 
Mittel der Zucht und der Selbsterhaltung des Verurteilten, sowie 
ihrer Befähigung zum Erwerbe nach der Entlassung geeignet 
sind. 

Art. 130. Das Pekulium darf nicht durch Privatgläubiger 
des Sträflings in Anspruch genommen werden. Alle zwei Monate 
wird dem Sträfling eine Abrechnung über sein Guthaben zur 
unterschriftlichen Anerkennung vorgelegt. 

Das Pekulium ist in der Hegel nach dem System des Stück- 
lohnes zu berechnen. In Fällen, wo die Ausmittlung schwierig 
oder gar unmöglich ist, kann das System des Taglohnes zur 
Anw^endung kommen. 

In dem Falle, dass ein fleissiger und in jeder Beziehung 
sich gut betragender Sträfling eine wenig lohnende Arbeit zu 
verrichten hat, kann ihm als Verdienstanteil (Art. 111) auf der 
II. Strafstufe der vierte und auf der III. Strafstufe der dritte 
Teil des Arbeitsverdienstes zugewiesen werden. 

Art. 149. Die Beerdigungskosten sollen aus .dem Erlös 
der vom Sträfling beim Eintritte in die Anstalt mitgebrachten 
Effekten und aus dessen Pekulium bezahlt werden. Der Best 
des letztern fällt in die Anstaltskasse, weil die Erben keinen 
Anspruch darauf haben. 
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Art. 159. Als Strafen sind anzuwenden: 
c) Verlust des ganzen Yerdienstanteils oder eines Teiles 
desselben. Die Büssung eines Sträflings um mehr als 
den Verdienstanteil des je laufenden Vierteljahres kann 
der Direktor nur mit Bewilligung der Direktionskom- 
mission vornehmen. 
Art. 177. Wenn der Entlassling am Entlassungstage noch 
Pekulium besitzt, so wird es die Direktion sofort jnit Rechnung 
aushändigen und zwar 

an das Schutzaufsichtskomite für alle Sträflinge, welche unter 

Schutzaufsicht stehen, 
an das Landjägerkommando für alle übrigen Entlasslinge und 
zwar zu Händen der geeigneten Amtsstelle (Gemeindamt, 
Pfarramt etc.) 

Art. 178. Bei den Geldsendungen ist nachdrücklich zu 
bemerken, dass der Betrag zum persönlichen Behelf des Ent- 
lasslings zu dienen habe und weder den Gläubigern verheftet 
sei, noch von der Armenpflege beansprucht werden dürfe. 

Art. 179. Für Transport und Verpflegung von Entlass- 
ungen auf dem Schub darf das Pekulium nicht in Anspruch 
genommen werden. 

Vergl. Burkhardt a. a. O. pag. 104 u. ff., speziell pag. 108: 
>Zu den löblichen Einrichtungen gehört in diesem Zuchthause 
die, dass der Zuchtmeister über die Art der Beschäftigung, die 
gelieferte Arbeit und das sittliche Betragen eines jeden ein 
Register führt, das monatlich der Direktion eingegeben wird; 
diese bewäligt alsdann den Fleissigen eine Geldzulage von 

6 — 20 Kreuzer monatlich Jene Geldzulftge, sowie 

das Brotgeld (wenn die Gefangenen nicht die ganze Brotration 
essen, so können sie sich die nicht bezogene Ration in Geld 
gutschreiben lassen), wird jeden Monat ausbezahlt; die Zttcht- 
linge dürfen daraus an Feiertagen Fleisch und Most kaufen, 
welche ihnen der Zuchtmeister in kostendem Preise zu liefern 
nati ; . • . • 

18": Graubünden : Reglement für die Strafanstalt im Senn- 
hof, 1870: 

§ 18. Zerstörungen und Beschädigungen an Arbeitsmaterial 
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oder an Geräten in den Zellen, wie auch sonst im Haus 
oder Hof, oder an Räumlichkeiten des Hauses werden sofort 
auf Kosten des Schuldigen wieder hergerichtet und überdies ist 
dieser nach Verdienen daflir zu bestrafen. Die Kosten werden, 
Avenn der Betreffende sonst nicht im Falle ist, zu bezahlen, aus 
seiner Sparkasse erhoben. 

§ 28. Die Sträflinge sind, soweit ihr Gesundheitszustand 
es zulässt, zur Arbeit verpflichtet. Dieselbe bildet einen Teil 
ihrer Strafe, soU aber nicht öffentlich stattflnden. ' 

§ 29. Bei Bestimmung der Auswahl der Beschäftigung ist 
von der Direktion nicht allein auf die für die Anstalt und den 
Staat vorteilhaftesten, sondern auch auf solche Arten von Ar- 
beiten Bücksicht zu nehmen, welche die Handhabung von Zucht 
und Ordnung in der Anstalt und das Fortkommen des Sträflings 
nach seiner Entlassung zu erleichtem geeignet sind. 

§ 31. Der Ertrag der Arbeiten der Gefangenen gehört 
dem Staat; doch wird dem Sträfling zur Ermunterung sowol, 
als auch zur Erleichterung seines ehrlichen Fortkommens nach 
der Entlassung ein Teil des Verdienstes als Ersparnis belassen. 
Diese Ersparnisse sind ausschliesslich zum Besten des Sträflings 
bestimmt und können weder von Gerichts- noch Gemeindsbe- 
behörden für allfällige Forderungen, noch von Privatgläubigern 
in Anspruch genommen werden. 

§ 32. Die im vorhergehenden § erwähnten Ersparnisse 
werden nach folgenden Grundsätzen berechnet und angelegt 
oder verwendet. 

Jedem männlichen Sträfling, der am Webstuhl oder mit 
einem andern Handwerk beschäftigt wird, soll bei ordentlicher 
Aufführung der achte Teil von dem, was er verdient, gutge- 
schrieben werden und jeder, der spuhlt oder eine andere Arbeit 
verrichtet, erhält per Tag 8 Rappen ; den weiblichen Sträflingen 
hingegen kommen per Tag 5 Rappen zu. 

Bei schlechter Aufführung kann dieser Anteil am Verdienst 
zeitweise entzogen werden. 

lieber den vierten Teil vom angeführten Betrag kann jeder 
Sträfling während der Strafzeit selbst verfügen und denselben 
mit Bewilligung des Direktors zur Anschaffung erlaubter Gegen- 
stände oder Lebensmitttel verwenden. 

9 
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Am Ende jeden Halbjahres wird der Gesammtbetrag des 
von jedem Sträfling Ersparten, worüber nicht verfügt worden, 
zu dessen Gunsten zinstragend in die Ersparniskasse gelegt. 

Die auf Lebenszeit zur Zuchthausstrafe Verurteilten können, 
mit Genehmigung des Direktors oder auch des Präsidenten des 
Kantonsgerichtes über mehr als den 4. Teil verfügen; jedoch 
nicht über mehr als die Hälfte. 

§ 33. Wenn ein Sträfling während der Strafzeit mit Tod 
abgeht, so fällt das Ersparte, wenn er noch lebende Kinder, 
Eltern oder Geschwister hat, diesen Erbberechtigten zu, in Er- 
mangelung solcher Erben aber dem Fond des Schutzaufsichts- 
vereins. 

Art. 34. Beim Austritt eines Sträflings aus der Anstalt 
wird die Rechnung über dessen Ersparnisse abgeschlossen und 
über den Betrag derselben wird entweder der Heimatbehörde 
oder derjenigen des Niederlassungsortes zu Händen des Schutz- 
vogtes Bericht erstattet und dem letzteren der Betrag zur 
Verfügung gestellt. 

Ausnahmsfälle vide § 68. 

§ 53. Die Beerdigungskosten werden aus der Sparkasse 
des Verstorbenen bestritten. 

§ 63. Wo ernstliche Ermahnungen zur Handhabung der 
Ordnung nicht ausreichen, sollen Strafen in Anwendung ge- 
bracht werden. 

Als anwendbare Straf arten werden folgende bezeichnet: 
Entzug der Sparkasse bis auf 1 Monat. 

§ 68. Von den Ersparnissen wird das Notwendigste dem 
Sträfling behändigt und der Rest dem Schutz vogt zur Ver- 
fügung gestellt, dem auch schriftlicher Bericht über die Er- 
sparnisse und über die AuiFührung des Sträflings in der Anstalt 
auf die in § 34 vorgeschriebene Weise zu geben ist. Nur in 
Fällen, in welchen man sich aus dem Betragen des Sträflings 
überzeugen kann, dass er seine Ersparnisse gehörig verwende, 
ist es dem Ermessen des Direktors überlassen, dem Betreffenden 
selbst dieselben zuzustellen. 
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19. Aargau, Strafgesetzbuch für den Kanton Aargau von 
1857 : I. Titel § 6. Die Zuchthausstrafe besteht darin, dass die 
Sträflinge in einem dazu bestimmten Gebäude verwahrt, sittlich 
überwacht, verpflegt und in oder ausser dem Hause zu ange- 
messener Arbeit verhalten werden. 

Organisationsgesetz für die Strafanstalt Lenzburg von 1868: 

§ 3. Gefangene mit Zellenhaft arbeiten einzeln in ihren 
Zellen .... 

§ 7. Die Gefangenen mit gemeinsamer Haft arbeiten ge- 
meinsam .... 

§ 24. Zur Aufrechterhaltung der Hausordnung stehen der 
Straf hausdirektion folgende Strafmittel zur Verfügung ; 2. Ent- 
ziehung des monatlichen Verdienstanteils ; 3. Ersatz für absicht- 
lich zugefügten Schaden. 

§ 29. Jedem Gefangenen wird ein Verdienstanteil als 
Aufmunterung zu Fleiss und gutem Verhalten verabfolgt. 
Derselbe wird ihm monatlich nach Verhältnis der von ihm ge- 
leisteten Arbeiten gutgeschrieben. 

§ 30. Die Gefangenen erhalten als Verdienstanteil: 

1. Bei einem täglichen Verdienst unter 30 Cts. nichts. 

2. „ „ „ von 30—70 Cts. 5 Cts. 

3. „ „ „ „ 70 Cts. bis Fr. 1.10 10 „ 

4. „ „ „ „ Fr. 1. 10 bis 1. 60 15 „ 

5. „ „ „ „ über Fr. 1. 60 20 „ 

§ 32, Jeder Gefangene ist befugt, die Hälfte seines Gut- 
habens zur Anschaffung von kleinen Vergünstigungen, Gerät- 
schaften oder zur Unterstützung von Angehörigen zu verwenden. 

Das Guthaben ist im Sinne von § 17 lit. g. des Betrei- 
bungsgesetzes und § 35 lit. g. der Geldtagsordnung unangreif- 
bar, für so lange, als die Gefangenen in der Anstalt sind, oder 
das Guthaben in der Verwaltung der Schutzaufsicht sich be- 
findet. 

§ 33. Die Guthaben werden den Gefangenen bei ihrem 
Austritt in einer für ihr weiteres Fortkommen geeigneten Weise 
verabreicht. 

Vergl. : Die neue aargauische Strafanstalt zu Lenz- 
burg, 1864: 

»Isolierte haben für die ersten 4 Monate auch bei 
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sehr gutem Verhalten keine Anwartschaft auf Pe- 

kulium oder Zulagen an Kost, von dort an Fr. 1. — 

bis Fr. 1. 50 Pekulium monatlich. 
Gemeinsame Haft: 

I. Versuchsklasse : Pekulium von Fr. 1. — bis 2. — 
n. Mittelklasse:. „ „ „ 1. 50 „ 3. — 

m. Oberste Klasse: „ „ „ 2. 50 „ 4. — 

Strafmittel : Entziehung des monatlichen Pekuliums, 

Schadenersatz.! 

20. Thurgau. Strafgesetzbuch für den Kanton Thurgau 
von 1868: 

§ 5. Die Zucht- und Arbeitshaussträfiinge werden in der 
Regel zu Arbeiten im Innern der Strafanstalt angehalten. . . 
Ausnahmsweise können die Arbeitshaussträflinge zu Arbeiten 
im Freien verwendet werden. 

§ 7. Die Auswahl der Beschäftigung wird den zu Gefäng- 
nisstrafe Verurteilten überlassen, immerhin in der Weise, dass 
die Ordnung nicht verletzt wird. 

Reglement des Regierungsrates betreffend die Strafanstalt 
zu Tobel, von 1863: 

§ 34. Der Verdienstanteil, welcher den Sträflingen aus- 
geschieden wird, kann von deren Gläubigern nicht in Anspruch 
genommen werden, und fällt, wenn der Sträfling stirbt, der 
Anstalt zu. 

Bei der Ausscheidung des Verdienstanteils, welche monat- 
lich zu geschehen hat, ist teils das sittliche Verhalten der Sträf- 
linge, teils die Arbeitsleistung derselben und der dabei gezeigte 
Eifer massgebend. 

§ 43. Ausnahmsweise darf denjenigen Sträflingen, bei 
welchen Disziplinarstrafen, wie Kostschmälerung, Zellenhaft etc. 
nicht in Anwendung gebracht werden können , durch Be- 
schluss der Aufsichtskommission der Verdienstanteil ganz oder 
teilweise entzogen werden. 

§ 48. Der Verdienstanteil eines Sträflings wird mit Aus- 
nahme eines ihm nötigenfalls zu verabreichenden Reisegeldes 
an die Kirchenvorsteherschaft oder an das Comit^ des Schutz- 
aufsichtvereins für entlassene Sträflinge Übermacht. 
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Gesetz betreflfend die Strafanstalt in Tobel von 1856: 
§ 4. Der Arbeitsverdienst der Sträflinge gehört dem 
Staate; denselben kann jedoch ein Verdienstanteil, w^elcher für 
den Einzelnen bis auf 15 Cts. täglich steigen darf, ausgeschieden 
werden. 

21. Tessin. Codice penale per il cantone del Ticino, 1873 : 

Art. 11. La pena della reclusione perpetua si subisce nella 
casa penitenziaria dello stato, dove il condannato vien chiuso 
finch^ dura in vita, segregato dagli altri condannati ed obbli- 
gato al silenzio ed al lavoro nella propria cella. 

Art. 12. La pena della reclusione temporanea si subisce 

dove il condannato viene chiuso per tutto il tempo chfe 

dura la condanna, assoggettato al lavoro in comune 

durante il giorno. 

Art. 13. La pena della detenzione si subisce 

dove il condannato h segregato dagli altri .... ed obbligato 
.... ad un lavoro piü mite in comune, con facoltä die sceg- 
liersi un lavoro fra quelli ammessi dal regolamento. 

Begolamenti per la casa penitenziaria cantonale e le car- 
ceri pretoriali in Lugano, 1891 : 

Art. 26. II condannato partecipa ai guadagni della pro- 
fessione esercitata nello stabilimento, in ragione della classe cui 
appartiene, del prodotto del suo lavoro, e della sua condotta 
durante Tespiazione della pena. 

Art. 27. II termine massimo di questa participazi'one sarä 
di due decimi per i reclusi, di tre per i detenuti. 

§ *. Gli uni e gli altri potranno disporre della metä del 
loro guadagno in sussidio alla famiglia, in acquisto di libri e 
oggetti di studio o di arte, in ispesa di permessa corrispondenza, 
in restituzioni, in ripara2ioni civili, in pagamento di spese pro- 
cessuali ed anche in sopravitto, limitatamente alle qualitä e 
quantitä che saranno indicate dal regolamento esecutivo. La 
metä rimanente costituirä un fondo di riserva per l'epoca della 
liberazione. 

Art. 28. I condannati alla reclusione perpetua potranno 
coli' annuenza del Direttore, disporre altresi del fondo di ri- 
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serva in sussidio della famiglia, o per imperiosi bisogni propri, 
salva sempre una parte, che rimarrä intatta per un eventuale 
decreto di grazia o di amnistia. 

Art. 29. II peculio del condannato alla reclusione, morto 
durante la pena, si devolve alla cassa di soccorso, quando egli 
non abbia eredi necessari. 

Art. 30. Sui fondi del condannato FAmministrazione della 
casa si risarcirä dei danni che il medesimo avesse recati volon- 
tariamente o per trascuranza. 

Art. 32. II peculio del condannato non h sequestrabile per 
le obbligazioni anteriori alla sua condanna. 

Art. 33. § Andrä pure a beneficio della cassa di soccorso 
il peculio del condannato che si sarä sottratto alla pena colF- 
evasione, se il medesimo non si sarä ricostituito spontaneamento 
fra tre giorni. 

Art. 35. Le mancanze di disciplina, per le quali si reitiene 
non basti l'ammonizione, vengono punite: 

a) CoUa sospensione dei vantaggi enumerati agli articoli 
26 e 34 

22. Waadt. Reglement pour les detenus condamnes ä la 
reclusion dans la maison p^nitentiaire du canton de Vaud, 
1878: 

Art. 49. Chaque condamnö doit accepter le genre de tra- 
vail qui lui est prescrit par le directeur. 

Art. 55. Le condamnö doit travailler avec soin, appH- 
cation et activite. 

Art. 60. Le condamne rec^oit ä titre de don ou de grati- 
fication une portion du produit de son travail, d^signe sous le 
nom de pecule. 

Art. 61. Le pecule est determinö par le tarif pour les 
ouvrages confectionnös dans la Maisori p^nitentiaire. 

Dans le cas oü ces ouvrages ne pourraient etre tarifes, le 
condamnö qui les exöcute re9oit une gratification ä titre de 
pecule, ou le montant d'une journee d^terminöe par le tarif. 

Art. 62. Le condamne en reclusion cellulaire ne re9oit 
que le quart du pecule. 

Celui qui est en deuxifeme classe re9oit la moitiö du pecule. 
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Le condamne promu dans la troisi^me classe repoit la totalit^ 
du p^cule. Cette rötribution lui est dölivree journellement sous 
forme de jetons. 

Art. 63. Chaque condamne repoit un liyret dans lequel 
son compte de p^cule est inscrit. 

Ce comte est rögle chaque mois. 

Art. 64. Les dons qu'un condamne pourrait recevoir pen- 
dant sa röclusion et l'argent qu'il aurait apport^ ä son entree 
dans la Maison p^nitentiaire, sont portes en compte dans le 
p6cule de ce condamne. Ces dons ou cet argent restent en 
dep6t entre les mains du directeur. 

Art. 65. Le condamnö ne peut disposer, et cela moyen- 
nant autorisation pröalable du directeur, que de la moitie de 
son pecule; l'autre moitie doit ötre disponible au moment de 
sa sortie. 

Art. 66. Tout dommage occasionnö par un condamn6, soit 
dans ses v^tements, soit dans l'ameublement de sa cellule, soit 
d'une manifere quelconque, est r^parö aux frais de ce condamn^, 
par un pr^lfevement sur son p6cule. 

Art. 67. Lorsque le condamn6 est lib^rö, son livret de 
pecule est verifiö par le directeur ; il e^t pris des mesures pour 
que le solde soit appliqu^ ä ses premiers besoins, en vue de 
prevenir une rechute. 

Art. 70. Chaque semaine les condamn^s de la troisieme 
classe versent au bureau les jetons qu'ils destinent ä l'epargne. 
Ces jetons sont convertis en valeur mon^taire, et le produit 
est portö ä l'avoir de leur pecule. 

Das Reglement ist in Revision. 

Vergl. ßurkhardt a. a. O. pag. 95 ff., speziell 100 
und 101: »Zur Aufmunterung der Tätigkeit wird den 
Sträflingen etwas vom Ertrag ihrer Arbeit tiber- 
lassen. Die Grösse dieses Anteils (pecule) ist durch 
einen Tarif für jede Arbeitsgattung bestimmt. Der 
mittlere Betrag des pöcule für den Einzelnen war im 
Jahre 1826 11 bis 12 Cts. des Tages; seither ist er 
bei zunehmendem Arbeitsfleiss noch etwas gestiegen, 
einige sind des Monats auf 8 Fr. gelangt. Diese 
Einrichtung ist seit dem September 1822 eingeführt; 
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damals war der reine jährliche Ertrag der Arbeit 
der Anstalt Fr. 4000. — , gegenwärtig (1827) beläuft 
sich derselbe noch höher, obschon 1600 bis 2000 Fr. 
jährlich an p^cule den Gefangenen abgegeben wird. 
Der gesammte Verdienstanteil wird übrigens für die 
Zeit des Austrittes aufgehoben und keine augenblick- 
liche Verwendung, ausser für arme Verwandte, be- 
willigt.« 

23. Wallis. Strafgesetzbuch des Kantons Wallis von 1858: 

Art. 23. Die zur Zuchthausstrafe Verurteilten sollen ins 
Zuchthaus eingesperrt, und da zu den vom Reglement bestimmten 
Arbeiten angehalten werden. Diejenigen jedoch, welche der 
schwersten Verbrechen wegen verurteilt worden und anders 
durch ihre physische Beschaffenheit dazu fähig sind, müssen die 
strengsten Arbeiten verrichten. 

Art. 34. Die Zucht- und Lebensordnung für die zu Zucht- 
haus und die zu Einsperrung Verurteilten, sowie die Einrich- 
tung und Verwaltung der Haftanstalten werden durch ein Ge- 
setz bestimmt. 

Art. 35. Der Eriös der Arbeit eines jeden Verhafteten 
soll zum Teil zu den gemeinsamen Hauskosten, zum Teil, um 
dem Verhafteten, wenn er es verdienen sollte, eine Milderung 
zu verschaffen, zum Teil, um für ihn bei seinem Austritt ein 
Vorratsgeld zu bilden, angewendet werden, alles je nach Vor- 
schrift der Reglemente. 

R^gleipent pour la maison p6nitentiaire du Canton de 
Valais, 1870: 

Art. 72. Chaque d^tenu condamn^ doit ötre occup6 et 
autant que possible dans Tintörieur de la prison et il doit ac- 
cepter le genre de travail qui lui est prescrit par la direction. 

Art. 75. Les d^tenus peuvent 6tre occupes isol6ment aux 
Services des bourgeois. 

Art. 76. Le dötenu repoit ä titre de gratification uue 
part du produit de son travail d^sign^ sous le nom de pecule. 

Art. 77. Le condamn^ reQoit ä titre de p6cule, le 7^ ^^ 
produit de son travail. Celui qui est en premiere röcidive repoit 
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le 7« ®* celui qui est en seconde ou en plusieures recidives oe 
re^oit que le V^« 

Art. 78. Le compte du p^cule est r6gl6 ä l'expiration de 
chaque ann^e et vers^ k la caisse d'^parg^e, d^duction faite 
des acomptes qu'il aurait re9u pendant Taunee. Ce p^cule n'est 
pas saisissable. 

Art. 79. Le condamne ne peut disposer que du quart de 
son pecule, soit pour son compte soit pour le secours de sa 
famille sauf autorisation du Departement. 

Art. 80. Tout dommage occasionnö par un d^tenu, soit 
dans ses v^tements, soit dans Tameublement de la prisou, soit 
d'une manifere quelconque est röparö aux frais du p6cule de ce 
condamne. 

Art. 81. Le solde du p6cule est payö lors de la sortie du 
detenu soit ä lui m6me, soit ä ses parents, soit ä l'autorite de 
sa Commune, suivant les circonstances, sans d^duction des frais 
de justice. 

24. Neuenbürg. Code p^nal du Canton de Neuchätel, 1891 : 

Art. 14. Le condamnä ä la r^clusion est soumis au tra- 
vail forc6. 

Art. 17. Le condamn6 ä Temprisonnement est astreint au 
travail dans la mesure n^cessaire pour le recouvrement des frais 
de son entretien et des amendes encourues. II peut obtenir sur 
le net produit de son travail quelques adoucissements, dans la 
mesure fixöe par les reglements. 

Renseignements concernant les detenus ayant droit au 
pecule : 

Pour avoir droit au pecule, les detenus döivent ^tre con- 
damnes ä une peine d'un an au moins. Toutefois le p6cule 
n'est accorde qu'aux detenus le m^ritant par leur bonne con- 
duite et leur zfele au travail.^) 

25. Genf. Code pönale du Canton de Geneve, 1874: 

Art. 16. Les individus de Tun et de Tautre sexe, con- 
damnes ä la röclusion sont renfermös dans une maison de force 
et employös aux travaux qui leur seront imposös. Une portion 

Vergleiche die Tabelle auf Seite 138. 
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du produit de ce travail pourra etre appliqu6e a leur profit, 
ainsi qu'elle sera regime par la loi. 

Reglement sur le regime intörieur des prisons de Geneve, 
1867: 

Du travail et de l'emploi du produit du travail. 

Art, 16. Le travail est obligatoire pour tous les detenus 
sauf pour les pr^venus. 

Art. 17. Le produit de ce travail appartient en entier ä 
l'Etat. Toutetbis il peut ^tre accorde ä chaque prisonnier, ä 
titre d'encouragement, u|ie retribution qui n'excede pas la moiti^ 
du prix auquel le Departement de Tint^rieur fixe la journ6e de 
travail. 

Art. 18. La retribution qui peut etre allouee aux prison- 
niers est divisee en deux parts Fune dite disponible, Tautre dite 
fonds de r^serve. 

La part disponible ne peut pas exender le quart du prix 
auquel le travail aura et6 fixe. 

Art. 19. n ne sera allouö aux detenus ayant ddjä subi 
une ou plusieurs condamnations que le quart du prix de leur 
travail. 

Art. 20. Le prisonnier peut etre autoris^ ä employer la 
part disponible pour les objets indiques aux art. 24 et 25. 

Le fonds de reservß sera remis au prisonnier ä sa sortie. 

En cas de mort du prisonnier dans la prison, ce fonds reste 
ä la disposition de Tadministration. 

Art. 21. Tous les mois le Departement rfegle la part ap- 
proximative qui revient ä TEtat sur le produit du travail et 
Celle qui est accordee aux prisonniers. 

A la clotüre du bilan annuel, ce compte est solde par 
appoint. 

Art. 22. Tous les mois, le Departement determine la quo- , 
tite disponible que le directeur peut permettre ä chaque prison- 
nier de depenser. Dans cette fixation, il prend en consideration 
la conduite du prisonnier dans la prison, Temploi qu'il fait de 
Targent disponible et le montant du produit de son travail. 

Art. 23. Les prisonniers peuvent ^tre autorises ä appliquer 
leur pecule disponible en totalite ou en partie ä secourir leur 
famille et ä acquitter des dettes ou restitutions. 



140 



Vergl. Burkhardt a. a. O. pag. 69: 

»In Basel und Genf sollen Beschädigungen von 
Sachen aus dem den Gefangenen zufallenden Ver- 
dienstanteile bezahlt werden ; eine Vorschrift, die am 
letztem Orte, da jeder Gefangene für seine Schlaf- 
zelle und Gerätschaften völlig verantwortlich gemacht 
werden kann, sich strenger ausüben lassen wird.c 

pag. 69 : »Körperliche Züchtigung ist in Genf ganz 
ausgeschlossen, c 

pag. 70 und 71: »Hauptsächlich verdient sodann 
hier die Einrichtung genannt zu werden, welche seit 
6 Jahren in Basel und seit dem Bestehen der neuen 
Genferschen Anstalt auch in dieser eingeführt ist, 
dass den Sträflingen ein Teil des Ertrages ihrer Arbeit 
überlassen mrd. Die Grundlage ist an beiden Orten 
sehr ähnlich ; entweder ein gewisser Teil des ganzen 
Verdienstes oder ein Teil desjenigen, was über ein 
bestimmtes kleines Tagespensum hinaus verdient wird, 
fällt den Arbeitern zu und zerfällt wieder in zwei 
Teile ; der eine wird als Sparpfennig auf die Zeit der 
Entlassung zurückgelegt, der andere Teil darf so- 
gleich zu kleinen Genüssen und Bequemlichkeiten 
verwendet werden; Geld bekommt indessen keiner 
selbst in die Hand, sondern es wird ihm nur Rech- 
nung geführt und diejenigen Anschaffungen, die er 
wünscht, für ihn gemacht. In Genf werden haupt- 
sächlich Schnupftabak, Käse, Milch, in Basel Schnupf- 
tabak, Bier, Kaffe, Fleisch, kleine Kleidungsstücke 
bezogen, an letzterem Orte auch öfters zu Gunsten 
von Verwandten verfügt.« 



n. 

Gesetzliche Bestimmungen betreffend Arbeit und Verdienst- 
anteil im Ausland. 

1. Deutschland. Strafgesetzbuch für das deutsche Reich 
von 1871: 

§ 15. Die zur Zuchthausstrafe Verurteilten sind in der 
Strafanstalt zu den eingeführten Arbeiten anzuhalten. 

Sie können auch zu Arbeiten ausserhalb der Anstalt, ins- 
besondere zu öffentlichen oder von einer Staatsbehörde beauf- 
sichtigten Arbeiten verwendet werden. 

§ 16. Die zur Gefängnisstrafe Verurteilten können in 
einer Gefangen anstalt auf eine ihren Fähigkeiten und Verhält- 
nissen angemessene Weise beschäftigt werden ; auf ihr Verlangen 
sind sie in dieser Weise zu beschäftigen. (Absatz 2.) 

Eine Beschäftigung ausserhalb der Anstalt ist nur mit 
ihrer Zustimmung zulässig. (Absatz 3.) 

Dr. J. Olshausen : Conmientar zum Strafgesetzbuch für das 
deutsche Reich, 1886: 

ad. § 15. Das Wesen der Zuchthausstrafe besteht neben 
der Freiheitsentziehung in der Zwangsarbeit, d. h. in der er- 
zwungenen Leistung der, in der Strafanstalt eingeführten Ar- 
beiten, mögen dieselben auch an sich den Fähigkeiten und Ver- 
hältnissen des Sträflings nicht entsprechen. Soweit es die ein- 
geführten Arbeiten gestatten, ist eine Rücksichtnahme auf die 
letzteren nicht ausgeschlossen. Die namentlich mit Rücksicht 
auf das Wohl der Sträflinge — ihre Gesundheit und ihr zu- 
künftiges Fortkommen durch Erhaltung der Fähigkeit zur Arbeit 
im Freien — aber auch mit Rücksicht auf gewisse ökonomische 
Vorteile für die Verwaltung der Strafanstalten zugelassene 
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(nicht vorgeschriebene) Aussenarbdt hsnigt von der Zustimmung 
der Sträflinge nicht ab. (pag. 89.) 

ad. § 16. Während die beiden Entwürfe eine den Fähig- 
keiten und Verhältnissen des Verurteilten angemessene Beschäf- 
tigung vorschrieben, wurde in dritter Beratung ohne Debatte 
die jetzige Fassung angenommen, welche sowohl auf die Ver- 
hältnisse der Strafanstalten, in denen häufig schwer eine ange- 
messene Beschäftigung zu ermöglichen ist, als auch auf die 
Gefangenen rücksichtigt, die nicht selten fehlende Beschäftigung 
als Erschwerung der Strafe empfinden. Bei einer CoUision 
beider Interessen ist die Rücksicht auf die Gefangenen als die 
schwerer wiegende anerkannt. 

Innerhalb der durch Absatz 2 gezogenen Grenzen kann 
Arbeitszwang eingeführt werden. 

Dass die Beschäftigung den Fähigkeiten und Verhältnissen 
des Gefangenen angemessen sein müsse, ist nach Absatz 2 eine 
allgemeine und deshalb auch für Absatz 3 gültige Bestimmung. 
Die Verweisung auf § 15 bedeutet nur, das die Beschäftigung 
ausserhalb der Anstalt — ihre Angemessenheit und die Zustim- 
mung der Gefangenen vorausgesetzt, — nach Massgabe der in 
§ 15, Absatz 2 gegebenen Vorschriften zu geschehen habe, 
(pag. 90.) 

Während in ganz Deutschland die Strafen einheitlich ge- 
ordnet sind, herrscht im Strafvollzug noch die grösste Ver- 
schiedenheit, da der Entwurf eines Strafvollzugsgesetzes für das 
deutsche Reich von 1879 keine Billigung fand und seither kein 
einheitliche« Strafvollzugsgesetz eingeführt wurde (vide pag. 
40 Anmerkung 4). 

§ 22. Die Sträflinge dürfen nicht in einer die Gesund- 
heit gefährdenden Weise beschäftigt werden. 

Beschäftigung in Fabriken ausserhalb der Anstalt und in 
Bergwerken ist ausgeschlossen. 

§ 23. Der Vorstand hat bei der Zuweisung der Sträflinge 
zu einem Arbeitszweig auf den Gesundheitszustand, die Kennt- 
nisse und das künftige Fortkommen, bei der Beschäftigung der 
Gefängnissträflinge ausserdem auf den Bildungsgrad, die Lebens- 
gewöhnung und soweit möglich auch auf die Wünsche derselben 
Rücksicht zu nehmen. 
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§ 24 Den Sträflingen wird, soweit es die Art der 

Beschäftigung gestattet, ein tägliches Arbeitsmass nach der 
mittleren Tagesleistung eines gesunden Arbeiters unter Berück- 
sichtigung der persönlichen Leistungsfähigkeit vom Vorstande 
bestimmt. Die Vollendung des vorgeschriebenen Arbeitsmasses 
befreit nicht von der Verpflichtung zum Fortarbeiten bis zum 
Schlüsse der Arbeitszeit. 

§ 2B. Der Ertrag aus der Arbeit der Sträflinge fliesst 
zur Staatskasse. Den Sträflingen wird für jedes an einem Tag 
vollendete Arbeitsmass, sowie für die an einem Tage geleistete 
Mehrarbeit ein Teil des Verdienstes als Arbeitsbelohnung gut- 
geschrieben. Der Anteil wird für die einzelnen Arbeitszweige 
vom Vorstande innerhalb der von der Aufsichtsbehörde vorge- 
schriebenen Grenzen festgesetzt. 

Der Sträfling kann während der Strafverbüssung über die 
Hälfte des Guthabens mit Bewilligung des Vorstandes, über die 
andere Hälfte nur mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde ver- 
fügen. 

Er haftet mit dem Guthaben nur für Ansprüche aus vor- 
sätzlicher oder durch grobe Fahrlässigkeit verursachter Be- 
schädigung der zur Anstalt gehörigen Gegenstände, der Werk- 
zeuge und des Arbeitsstoffes ; wegen anderer Ansprüche ist eine 
Pfändung des Guthabens nicht zulässig. 

§ 29. Den Sträflingen kann die Verwendung eines Teiles 
der Arbeitsbelohnung zur Beschaffung von Genussmitteln ge- 
stattet werden, 

§ 38. Als Disziplinarstrafen gegen Sträflinge sind zu- 
lässig : 

2) Entziehung gesetzlicher oder hausordnungsmässiger Be- 
günstigungen bis zur Dauer von 3 Monaten. 

5) Entziehung der Arbeitsbelohnung der letzten 3 Monate. 
(Vergl. Tauffer: Bemerkungen zum Entwurf eines 
Strafvollzugsgesetzes etc. im Gerichtssaal, Band XXXI, 
pag. 161 ff.) 

Preussen, Reglementarische Bestimmungen für die Königl. 
Preussischen Strafanstalten unter Zugrundelegung des Strafan- 
staltsreglements zu Rawicz von 1835: 
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§ 39. Jeder Sträfling ohne Unterschied muss zur ununter- 
brochenen Arbeit während der Dauer der bestimmten Arbeits- 
stunden angehalten werden. 

(Vergl. Ministerialreskript vom 19. Februar 1876 
betreffend Gefängnisstrafe.)^) 

§ 42. Bei welcher Art der eingeführten Arbeiten jeder 
Sträfling beschäftigt werden soll, hat der Direktor zu bestimmen. 

§ 43. Es soll indes hierbei, abgesehen von der Geschick- 
lichkeit und der körperlichen Kraft des Sträflings, wie dies im 
Interesse der Arbeit selbst zu beachten ist, zugleich darauf ge- 
sehen werden: 

1) dass die Individuen der ersteh Klasse (die bessern 
Sträflinge) bei solchen Arbeiten beschäftigt werden, welche be- 
sonders lohnend sind, d. h. wo dem Sträfling nach Massgabe 
seiner Anstrengung die grössere Aussicht auf Erlangung eines 
Überverdienstes zu teil wird; 

2) dass die rückfälligen Sträflinge allemal zu den unange- 
nehmsten und schmutzigsten Arbeiten, bei welchen alte und ab- 
gelegte Kleider zu benutzen sind, gebraucht werden. 

§ 44. Je nach der Natur der Arbeit ist auf Grund der 
Erfahrung und sorgfältiger Prüfung ein tägliches Mass (Pen- 
sum) für alle in der Anstalt vorkommenden Arbeiten bestimmt. 

§ 45, Die Pensa erleiden jedoch nach Massgabe 

a) der individuellen Körperkraft, 

b) der Fähigkeit oder Vorkenntnis, 

c) der Unbekanntschaft mit dem Geschäfte 

eine Ändening, sofern es nicht etwa möglich ist, den Arbeits- 
zweig, bei dem Gefangenen anzustellen, nach seiner physischen 
und sonstigen Beschaffenheit zu wählen. 

(Betreffend Bestimmung des Pensums vergl. Mini- 
sterialreskript vom 2. März 1878, Nr. 1 und 10.)*) 

§ 47. Die Fertigung des Arbeitspensums durch den Ge- 
fangenen in kürzerer als der vorgesetzten Arbeitszeit befreit 
nicht von der Arbeit ; vielmehr muss, auch wenn das Pensum 
abgeliefert ist, fortgearbeitet werden .... 

§ 48. Um nämlich die Sträflinge sowohl für die Mehr- 

>) Büttner a. a. 0., pag. 84 ff; 98 ff. 
«) Büttner a. a. O., pag. 107. 
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arbeit, wie für die Oattking der Arbeit zu interessieren, soll 
ihnen ein Anteil vom Verdienst und ein höherer Anteil am 
Mehrverdienst bewilligt werden, so dass der Arbeiter, der das 
Pensum erreicht; schon am reinen Lohnertrage vom Pensum 
Anteil nimmt und es aUo eine Prämie vom Pensum und eine 
Prämie vom Überpensum giebt. 

§ 49. Diese Arbeitsprämien sollen für die Sträflinge in 
der Regel 

a) zur Hälfte zur bessern Verpflegung derselben und 

b) zur Hälfte zum künftigen Fortkommen derselben ver- 
wendet werden, 

es dürfen jedoch nur ausdrücklich erlaubte Artikel verabreicht 
werden .... 

§ 79. Der Direktor ist berechtigt, folgende Strafarten fest- 
zusetzen und vollstrecken zu lassen: 

2. Entziehung der Disposition über die Zulage vom Über- 
verdienst bis auf 3 Monate. 

Allgemein ist zu bemerken, dass seit 1872 die Prämien- 
zahlungen der Unternehhier an die Sträflinge beseitigt sind, 
dass 7« des Arbeitsertrages zu Prämien verwendet werden kann, 
dass eine Arbeitsprämie nur bei voll geleistetem Tagewerk ge- 
währt wird, dass der gutgeschriebene Betrag pro Tag 20 Pfennig 
nicht übersteigen darf etc. (vergl. M. R. vom 10. Dezember 
1872, M. R. vom 2. März 1878, Finanz. M. R. vom 3. Dezember 
1881 und speziell M. R. vom 6. Juli 1885. ») 

«Den Gefangenen steht ein rechtlicher Anspruch auf Ge- 
währung eines Anteils am Arbeitsverdienst nicht zu, jener An- 
teil hat vielmehr lediglich die Natur eines Geschenkes zu dem 
Zwecke, die Gefangenen zum Fleiss anzuspornen und ihnen bei 
der Entlassung eine Beihülfe zum bessern Fortkommen zu ge- 
währen. Diesem Grundsatz entsprechend ist durch den Aller- 
höchsten Erlass vom 28. Dezember 1840 bestimmt worden, dass 
deqenige Anteil am Arbeitsverdienst, welcher in den Straf- 
und Gefängnisanstalten grundsätzlich den Sträflingen und Ge- 
fangenen während der Dauer ihrer Strafzeit oder Haft zufliesst, 
niemals für deren Gläubiger ein Gegenstand des Arrestschlages 
oder der Beschlagnahme im Wege der Exekution sein soll. 

•) Büttner a. a. O., pag. 198 ff und 125. 

10 
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Es sind neuerdings aber Zweifel entstanden, ob diese Be- 
stimmung nach Emanation der neuen Zivilprozessordnung noch 
zu recht besteht oder durch § 749 derselben aufgehoben ist. 

Im Hinblick hierauf bestimme ich, um die in Rede stehenden 
Anteile vor Beschlagnahme im Wege der Exekution sicher zu 
stellen, dass die Arbeitsprämien fernerhin in allen Straf- und 
Gefängnisanstalten meines Ressorts erst durch die Aushändi- 
gung an die Gefangenen in das Eigentum derselben übergehen 
und bis zu diesem Zeitpunkt nur notiert resp. asserviert vsrerden, 
wonächst die Auszahlung oder die anderweitige Disposition 
über dieselben von dem Ermessen der betr. vorgesetzten Be- 
hörde abhängt. 

Es ist selbstverständlich, dass dadurch eine Änderung in 
der bisherigen Verwendung der Arbeitsprämien nicht eintreten 
soll etc.» 

Betreifend die Untersuchungs- und Gefängnisgefangenen 
vergl. die Gefängnisordnung für die Königlich Preussische Justiz- 
verwaltung vom 21. Dezember 1898 in der Zeitschrift für die 
gesammte Strafrechtswissenschaft, XIX 443 ff. 

Vor 1883 giengen in Sachsen die Arbeitsgratifikationen 
ohne weiteres ins Eigentum der Sträflinge über, seit der Neu- 
ordnung der Hausordnung für die Landes-, Straf- und Kor- 
rektionsanstalten des Königreichs Sachsen durch Verordnung 
vom 2. Mai 1883 werden sie nur vorgemerkt, der Gefangene 
erlangt keinerlei Recht auf die Gratifikation, . solange sie ihm 
nicht tatsächlich eingehändigt worden ist. 

Die sehr detaillierte Hausordnung bestimmt: 

§ 24. 1. Züchtlinge und Korrektionäre sind zu den in der 
Anstalt eingeführten Arbeitern anzuhalten. 

Sie können auch zu Arbeiten ausserhalb der Anstalt, ins- 
besondere zu öffentlichen und von der Staatsbehörde beauf- 
sichtigten Arbeiten verwendet werden. Diese Art der Beschäf- 
tigung ist nur dann zulässig, wenn die Gefangenen dabei von 
anderen, freien Arbeiten getrennt gehalten werden. 

2. Gefängnissträflinge werden auf eine ihren Fähigkeiten 
und Verhältnissen angemessene Weise beschäftigt. Eine Be- 
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schäffcigung ausserhalb der Anstalt ist nur mit ihrer Zustimmung 
zulässig. 

§ 26 bestimmt das Arbeitspensum. 

§ 27. Die Gefangenen haben keinerlei Anspruch auf irgend- 
welche Vergütung für ihre Arbeit. Der Ertrag der letzteren 
fliesst in die Anstaitskasse. Um jedoch das Interesse an der 
Arbeit und den Fleiss zu erhöhen, werden den Gefangenen mit 
der Höhe der Leistungen steigende Gratifikationen in Aussicht 
gestellt, durch welche zugleich das Portkommen der Gefang- 
enen nach ihrer Entlassung erleichtert werden soll. Die Höhe 
dieser Gratifikationen wird durch Regulative bestimmt. Ein 
Anspruch auf das unveränderte Fortbestehen der diesfalls ge- 
troffenen Einrichtung steht den Gefangenen niemals zu. Die 
Arbeitsgratifikation wird dem Gefangenen allmonatlich berechnet 
und bei seinem Spargelde vorgemerkt. Der Gefangene erlangt 
jedoch keinerlei Recht auf diese Gratifikation, so lange dieselbe 
ihm nicht tatsächlich eingehändigt worden ist. Den Gefangenen 
der 3. Disziplinarklasse wird in den Zuchthäusern ein Dritteil, 
in den Gefängnisstrafanstalten ein Vierteil der Gratifikationen 
zu Gunsten der allgemeinen Spargelderkasse entzogen. 

Verwendung der Gratifikationen während der Detention 
kann nur nach Massgabe von § 8,2 von der Direktion gestattet 
werden (z. B. für Briefporto, als Ersatz von verursachten Schä- 
den etc.) 

§ 28 betrifft die Einziehung der Gratifikationen zur all- 
gemeinen Spargelderkasse, z. B. bei Todesfall. Hier kann die 
Gratifikation ganz oder teilweise von der Direktion an not- 
leidende Angehörige des Gefangenen überlassen werden. 

§ 39. Besondere Kostgenüsse als Belohnung sind aus dem 
Spargeld des Gefangenen oder ganz ausnahmsweise aus der 
allgemeinen Spargelderkasse zu bestreiten. 

§ 56. Bei der Entlassung des Gefangenen aus der Anstalt 
ist die für ihn vorgemerkte Arbeitsgratifikation, soweit sie nicht 
bereits verwendet oder zur Deckung des Reisegeldes und des 
nächsten notwendigen Unterhaltes nötig ist, nach dem Ermessen 
der Direktion an eine nach den Umständen geeignete Stelle 
oder an die Obrigkeit des Bestimmungsortes des zu Entlassen- 
den abzusenden, damit sie nach Bedarf und Umständen für ihn 
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verwendet oder nach und nach ihm ausgehändigt werde. Dabei 
ist ausdrücklich datauf aufmerksam zu machen, dass dem Ge- 
fangenen kein Recht auf die Gratifikation zusteht, solche viel- 
mehr, solange und soweit sie nicht dem Entlassenen wirklich 
ausgehändigt oder für ihn verwendet ist, noch dem Verfügungs- 
recht der Direktion unterliegt. Wenn nach der Individualität 
des zu Entlassenden die Befürchtung ungeeigneten Gebrauchs 
auf der Reise und fernerhin für ausgeschlossen erachtet werden 
kann, darf die Gratifikation ihm selbst ausgehändigt werden. 
(Bl. f. Gfk. Band XXI. pag. 12 ff., vergl. auch pag. 
79 ff.) 

Baden, Dienst- und Haus -Ordnung für die Centralstraf- 
anstalten des Grossherzogtums Baden. 

§ 116. Bei gutem Betragen machen sich Gefangene durch 
fleissige Arbeit einer besonderen Belohnung für letztere teilhaft. 

Für das volle Tagwerk wird mit Rücksicht auf den Wert 
der Arbeit guttatsweise eine Arbeitsbelohnung von 3 biß 10 
Pfennig, und für die Mehrarbeit kann ebenso eine solche von 1 bis 
10 Pfennig weiter bewilligt werden. Ein Rechtsanspruch darauf 
besteht selbst nach der Abrechnung nicht und ist daher ein 
gerichtlicher Zugriff auf die ausstehende Arbeitsbelohnung (Ar- 
beitsguthaben) gänzlich ausgeschlossen. 

Auch nach der Auszahlung wird für die Dauer von sechs 
Monaten ein Zugriff für die Zahlung von Untersuchungs- oder 
Straferstehungskosten oder von Sportein und Gebühren in 
Strafvollzugs- und Begnadigungssachen auf Gelder, welche nach- 
weisbar aus Arbeitsbelohnungen herrühren, seitens der bad- 
ischen Finanzbehörden nicht begehrt oder bewirkt werden. 

§ 117. Ausserdem kann der Aufsichtsrat Gefangenen in 
ausserordentlichen Fällen Prämien an Geld oder nützlichen Ge- 
genständen für hervorragende Arbeitsleistungen oder für grossen 
Fleiss und Fortschritte im Schulunterricht guttatsweise zu- 
erkennen. 

Die Zugriffsfreiheit wird in gleicher Weise wie beim Ar- 
beitaguthaben statthaben. 

§ 118. Der Gefangene kann, wenn ihm diese Vergünsti- 
gung erlaubt wird, während seiner Strafzeit über die Hälfte 
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des Gesamtbetrages seines Guthabens (§§ 114 bis 117) zu eigenem 
Nutzen oder zu Gunsten seiner Angehörigen, jedoch nicht zu 
ungehörigen Zwecken — ^ sowie auch zur Ersatzleistung an Be- 
schädigte verfügen. Jedoch ist nicht die Hälfte des jeweils 
vorhandenen, sondern nur die Hälfte des gesamten (eingebrachten 
und erworbenen) Guthabens verfügbar. 

Jeweils nach Umfluss eines Jahres der Strafzeit und an 
deren Ende wird ihm eine Abrechnung über sein gesamtes 
Guthaben zur unterschriftlichen Anerkennung vorgelegt. 

Das unausgezahlte Guthaben Verstorbener an Arbeitsbe- 
lohnungen und Prämien fällt an die Zentralkasse fdr Schutz- 
wesen. Hat jedoch der Gefangene der Direktion den Wunsch 
bekundet, dass da« Guthabsn bestimmten Personen ausserhalb 
der Anstalt und ihres Dienstes im Fall seines Todes zukomme, 
wird dieser Wunsch erfüllt werden; Wünsche deraii; sollen 
schriftlich niedergelegt werden. 

Der sonstige in der Anstalt befindliche Besitz verstorbener 
Gefangener ist behufs Deckung der etwa ausstehenden Unter- 
suchungs- oder Straferstehungskosten, soweit nötig, der Amts- 
kasse zur geordneten Behandlung zuzuweisen, sonst aber den 
gesetzlichen oder Testamentserben auszufolgen. 

§ 119. Für die Beschädigungen, die ein Gefangener ver- 
schuldet, hat er Ersatz zu leisten und zwar zunächst aus seinem 
ganzen Guthaben. 

Ist bei Versetzung in eine andere Anstalt der Ersatz noch 
nicht völlig bewirkt, so ist der Gefangene auch mit den künftig 
dort erworben werdenden Guthaben haftbar und wird die eine 
Direktion auf Ersuchen der andern für solchen Ersatz besorgt sein. 

§ 128. Als Hausstrafen sind (und zwar einzeln, sowie 
in Verbindung miteinander) zulässig: 

1. Entziehung des erworbenen Arbeitsguthabens, lediglich 
im Falle des § 119. 

§ 133. Beim Uebertritt in die Freiheit wird das gesamte 
Guthaben des Gefangenen (§§ 114 bis 117) soweit es nicht 
zur Reise und erstem Fortkommen erforderlich ist, im Fall 
einer Schutzflirsorge dem damit befassten Schutzvereine oder 
Vereinsfreunde geschickt, sonst nach Ermessen der Verwalt- 
ung an den Gefangenen ausgefolgt oder der Polizeibehörde 
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desjenigen Orts, wohin er sich begiebt, zu seinen Gunsten zur 
Verfügung gestellt. Wird jedoch nach Umständen von der Ver- 
waltung eine Fürsorge durch Schutzvereine oder Vereinsfi'eunde 
an sich für nötig und ausführbar erachtet, der zu Entlassende 
wünscht sie aber nicht oder ist ihrer nicht würdig, so behält 
die Verwaltung die Hälfte des in der Gesammtstrafsseit ver- 
dienten Arbeitsguthabens, soweit sie jsur Reise und erstem Fort- 
kommen nicht erforderlich ist, zurück zu allmähliger Auszahlung 
während eines Jahres ; verübt der Entlassene wieder eine straf- 
bare Handlung, so verfällt der noch nicht ausgezahlte Betrag 
zu Gunsten der Zentralkasse für Schutzwesen. 

Gefangenen, die nach andern Staaten transportiert werden, 
kann auf Wunsch das Guthaben abzüglich der entstehenden 
Portoauslagen, an eine von ihnen zu bezeichnende Adresse ins 
Ausland zugesandt werden. 

Bayern. Den Sträflingen kann ein Arbeitsverdienstanteil 
von 1 — 15 Pfennig täglich bewilligt werden, den sie bis zur 
Hälfte mit Bewilligung der Direktion während der Detention 
verwenden dürfen. 

(H. J. H. II. pag. 203, Anmerkung 3). 

Württemberg. Hausordnung für die Zuchthäuser für die 
Landesgefängnisse und das Zellengefängnis in Heilbronn vom 
15. August 1874. 

§ 45. Die arbeitsfähigen Gefangenen sind zu einer der 
in der Strafanstalt eingeführten Arbeiten anzuhalten. 

Die ihnen auferlegte Arbeit soll übrigens nach Art und 
Dauer ihrer Gesundheit unnachteilig sein. 

§ 50. Jedem Gefangenen wird, insoweit es die Art seiner 
Beschäftigung gestattet, die tägliche Arbeitsaufgabe je nach 
seiner Tüchtigkeit von der Verwaltung nach Vernehmung des 
betreffenden Aufsichtspersonals so bestimmt, dass dieselbe nur 
mit Anstrengung der Kräfte geleistet werden kann. 

Die Vollendung der aufgegebenen Arbeit befreit jedoch 
den Gefangenen nicht von der Verpflichtung zum Fortarbeiten 
während der ganzen festgesetzten Arbeitszeit. 

Lässt die Art der Beschäftigung die Bestimmung einer 
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täglichen Arbeitsaufgabe nicht zu, so ist durch regelmässige 
Kontröle dafür zu sorgen, dass der einzelne Gefangene täglich 
das leiste, was er nach seiner Körperkraft, Fähigkeit und 
Uebung bei angestrengter Thätigkeit zu leisten vermag, 

§ 51. Wer die Arbeit verweigert oder durch sein Ver- 
schulden Arbeitsrückstände erwachsen lässt, wird mit ange- 
messener Disziplinarstrafe belegt. 

Der Ertrag der Arbeit gehört der Anstaltskasse. Es wird 
jedoch den fleissigen Gefangenen von dem Ertrag ihrer Arbeit 
ein Teil als Arbeitsbelohnung — »Nebenverdienst« — bewilligt. 
Dieselbe wird von der Verwaltung, nach Vemehmimg des Auf- 
sichtspersonals, nach Massgabe des Fleisses, des sonstigen Be- 
tragens und der Arbeitsleistung der einzelnen Gefangenen fest- 
gesetzt und kann ^is zum vierten Teil des Gesamtverdienstes 
berechnet und auch da, wo der letztere unter zehn Kreuzern 
(achtundzwanzig Pfennigen) täglich beträgt, bis zu zwei und 
ein halb Kreuzern (sieben Pfennigen) erhöht werden. 

Wegen Übeln Betragens kann der Nebenverdienst zeitlich, 
übrigens längstens auf vier Wochen, ganz entzogen werden. 

§ 52. Von dem Nebenverdienst der Gefangenen muss 
jedenfalls soviel zurückgelegt werden, dass sie bei ihrer Ent- 
lassung die Mittel zur Bestreitung der Kosten der Heimreise 
besitzen. 

Von den weitem Ersparnissen, soweit sie nicht zur Tilgung 
während der Strafzeit entstandener Ersatzverbindlichkeiten nötig 
sind oder zur Anschaffung erlaubter Genussmittel (§ 29) ver- 
wendet werden, dürfen die Gefangenen während der Dauer ihrer 
Strafzeit mit Bewilligung des Vorstandes nützliche Gegenstände, 
z. B. Bücher, andere Lehrmittel, Kleidungsstücke, Arbeitswerk- 
zeuge, für sich anschaffen oder Unterstützungen an die Ihrigen 
absenden. 

Der Rest ist zur Erleichterung und Förderung des ehr- 
lichen Fortkommens der Gefangenen nach ihrer Entlassung zu 
verwenden. Zur Tilgung früher entstandener Verbindlichkeiten 
kann der Nebenverdienst im Exekutionsweg nicht bestimmt 
werden. 

(Vergl. Regierungsblatt für das Königreich Würt- 
temberg vom 1. August 1874, pag. 1 ff.) 
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2. England: England besitzt bis heute kein kodifiziertes 
Strafgesetzbuch. Dem englischen Strafvollzug ist eigentümlich 
das Markeqsystem : »Jeder Gefangene erhält eine Karte, auf 
welcher ihm täglich in Gestalt der Eintragung einer bestimmten 
Markenzahl ein Attest über sein Verhalten ausgestellt wird.« 

Der Qefangene erhält 6 — 8 Marken täglich je nach der 
Schwere der Arbeit und dem bei der Arbeit bewiesenen Pleiss 
unter Berücksichtigung seines guten Verhaltens. Für den 
S(mntag werden ebenfalls Marken gewährt, die Zahl ist regel- 
mässig das Mittel der in der vorhergehenden Woche ge- 
währten Marken. Bei Verstössen gegen die GefängnisdiszipUn 
wird mit Vorliebe eine Anzahl bereits verdienter Marken (6 — 84) 
entzogen, ausserdem wird die Zeitdauer der einzelnen Stufen 
der Strafvollstreckung abgemessen nach bestimmten Beträgen 
von Marken, so findet also die Versetzung von einer Straf stufe 
zur andern erst mit dem Besitz von einer bestimmten Anzahl 
Marken statt, die Gesamtdauer der Strafe richtet sich also auch 
nach der Anzahl der verdienten Marken, d. h. diö Zahl der ver- 
dienten Marken bestimmt innerhalb [gewisser Grenzen die Ge- 
samtdauer der Strafzeit.^) 

Betreffend die Beschäftigung gelten folgendejGesichtspunkte: 

1. Der Charakter der Strafe als eines Übels soll durch 
den ausgeübten Zwang zu angestrengter Arbeit ver- 
schärft werden. 

2. Durch die Gewöhnung der Gefangenen an eine volle 
Ausnutzung seiner Arbeitskräfte in streng geregelter 
Tätigkeit soll ein wesentlicher Faktor für die in der 
Strafanstalt vorzunehmende Erziehung des Gefangenen 
zu einem erfolgreichen Wiedereintritt in die bürgerliche 
Gesellschaft gegeben werden. 

3. Durch die Arbeitsleistung der Gefangenen soll dem 
Staate soweit als möglich ein Ersatz für die Kosten 
der Unterhaltung der Strafanstalten gewährt werden.*) 

Aschrott: Strafensystem und Gefängniswesen in England, Berlin 
1887, pag. 196 ff. : „Nach der Länge der zu verbüssenden Strafe wird fest- 
gestellt, welche Zahl von Marken der betreffende Sträfling abzuverdienen 
hat: je nach seinem Verhalten kann er sich die Markenzahl in längerer 
oder kürzerer Zeit erwerben." (Aschrott a. a. 0. pag. 283.) 

*) Aschrott a. a. O. pag. 237. 
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Der Strafvollzug besteht in verschiedenen Strafstadien, die 
Beschäftigung während des ersten Strafstadiums besteht in ein- 
förmiger, schwerer Arbeit, das finanzielle Ergebnis kommt nicht 
in Betracht (bei Geföngnisstrafe ist die Arbeit während des 
ersten Monats sog. hard labour (treadwheel, labour on cranks) 
d. s. Arbeiten zur Peinigung ohne jeden finanziellen Ertrag; 
während des zweiten Stadiums wird die Arbeit in der Anstalt 
der freien Arbeit möglichst ähnlich gestaltet, z. B. auch durch 
Gewährung einer Arbeitsbelohnung. Diese soll in Rücksicht 
auf den Lohn des freien Arbeiters niedrig bemessen sein, die 
Verwendung soll überwacht werden, damit ein kleines Anlage- 
kapital vorhanden ist bei der Entlassung. 

Die tatsächliche Gestaltung der Institution der Arbeits- 
belohnung in England isrt demnach folgende^: 

»Die zu einer Gefängnisstrafe bis zu einem Monat Ver- 
urteilten erhalten keinerlei Arbeitsbelohnung, da sie ja auch 
keine gewinnbringende Arbeit verrichten, sondern zu reinen 
Strafarbeiten angehalten werden. Bei den zu längeren Gefäng- 
nisstrafen Verurteilten richtet sich die Höhe der Airbeitsbe- 
lohnung nach der^umme der verdienten Marken unter Berück- 
sichtigung der Strafklasse, in welcher sich der Betreffende be- 
findet. In der untersten Strafklasse kann der Gefangene eine 
Arbeitsbelehnung nicht erwerben; in der zweiten Klasse erhält 
er für je 20 Marken, in der dritten Klasse fUr je 12 Marken 
in der obersten Klasse |ür je 10 Marken einen Penny Arbeits- 
belohnung. Die Maximalhöhe, welche der Gefangene in der 
zweiten Strafklasse erwerben kann, beträgt ein Schilling, in der 
dritten Klasse 1 Schilling 6 Pence, in der vierten Klasse 10 
Schilling, zusammen al^o 12 Schilling 6 Pence während der 
ganzen Strafdauer. Eiq Gefangener, welcher in der Anstalt 
besonders wertvolle Arbeiten ausführt, kann dafür zusätzlich 
zu den obigen Beträgen eine Extravergütung erhalten ; es darf 
jedoch der sich so ergebende Gesamtbetrag in keinem Falle die 
Summe von 2 Pfd. Sterling übersteigen. 

Die zur penal servitude Verurteilten erhalten während der 
neunmonatlichen Einzelhaft keinerlei Arbeitsbelohnung. Wäh- 
rend des Public Works Stage (Stadium der Gewöhnung an ehr- 

^) Aschrott a. a. O. pag. 255 if. 
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liehe, regelmässige Arbeit) erhalten sie, vorausgesetzt, dass sie 
täglich 8 Marken verdienen, in der untersten Strafklasse monat- 
lich einen Schilling, in der zweiten Klasse monatlich 1 Schilling 
6 Pence, in der obersten Klasse monatlich 2 Schilling 6 Pence. 
Die Maximalhöhe der Arbeitsbelohnung beträgt während dieses 
Stfidiums 3 Pfd. Sterling. Wenn ein Sträfling aus der obersten 
Klasse in die special class*) befördert worden ist, so kann ihm 
zusätzlich zu den obigen Beträgen noch eine Extravergütung 
von 3 Pfd. Sterling gewährt werden. 

Die Ertravergtitungen werden stets behufs zweckentspre- 
chender Verwendung für den Entlassenen an denjenigen Verein 
zur Fürsorge füi* entlassene Strafgefangene ausgezahlt, unter 
dessen Obhut sich der Betreffende begiebt. Die Unterwerfung 
unter eine derartige Schutzaufsicht ist Bedingung für die Ge- 
währung der Extravergütung. 

Was die regelmässigen Arbeitsbelohnung betrifft, so hängt 
es vom Ermessen des Govemor ab, ob der Gesamtbetrag bei 
der Entlassung oder nur ein Teil ausgezahlt wird, unter Über- 
sendung des Restes an einen Schutzverein behufs zweckent- 
sprechender Verwendung. 

Eine Auszahlung der verdienten Arbeitsbelohnungen während 
der Strafzeit findet nur in Ausnahmefällen statt. Derartige 
Ausnahmen werden insbesondere danii gemacht, wenn die Summe 
zur Unterstützung zurückgebliebener Angehöriger verwendet 
werden soll. Eine Verwendung der Arbeitsbelohnung zum An- 
kauf von Lebensmitteln oder zu sonstiger Verbesserung der Ge- 
fangenenkost ist unter allen Umständen unzulässig. 

Die Entziehung der bereits verdienten Arbeitsbelohnung 
oder eines Teiles derselben kann im Wege der Disziplinarstrafe 
erfolgen. 

5. Irland. Irland vollzieht die Strafe wie England in 
Straf Stadien : »Einzelhaft in Montjoy ohne eigentliche Arbeit 
(Zupfen von Cocosnussfasern) mit Unterricht wie in Schulen, 
sodann gemeinschaftliche Zwangsarbeit im Freien in verschie- 

*) „Fine Beförderung aus der first class in die special class findet 
nur bei exemplarisch gutem Verhalten und innerhalb 12 Monaten vor der 
Entlassung statt." (Aschrott a. a. 0. pag. 283.) 
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denen Klassen mit Arbeitsvergütungen (gratuities), endlich 
Zwischenanstalten als Übergangsstadium. 

Für die Arbeitsvergütungen des zweiten Strafstadiums 
gelten folgende Grundsätze: 

»Kein Gefangener hat einen Anspruch auf Arbeitslohn 
oder Vergütung irgendwelcher Art; als Belohnung wegen guten 
Betragens oder Fleisses soll jedoch ein gewisser Betrag d^i- 
jenigen, die sich dessen würdig machen, nach Massgabe der 
Klasse, in welcher sie arbeiten, und dem bewiesenen Grade der 
Tüchtigkeit gewährt werden. 

Hiernach stellt sich die Höhe der Vergütungen folgender- 
massen : 

In der Probeklassß nichts, in der dritten 1 Penny wöchent- 
lich, in der zweiten 2 Pence, in der ersten während der ersten 
6 Monate 3, späterhin 4, in der Musterklasse 7 Pence. 

Wegen ganz ausserordentlichen Fleisses bei der Arbeit 
können überdies die Sträflinge noch zur Bewilligung einer Zu- 
lage von 2 Pence wöchentlich empfohlen werden, wonach also 
der höchte möglicherweise zu erzielende Arbeitsgewinn auf 9^Pence 
wöchentlich oder 4 Schilling monatlich steigen kann. In Betreff 
der spätem Auszahlung ist die Verfügung getroffen, dass bei 
unbedingter Freilassung auf einmal, bei bedingter Entlassung 
g-egen Urlaubschein in Baten innerhalb eines Zeitraumes von 
3 Monaten gezahlt wird. Selbst eine anderweitige Verwendung 
dieser Gelder ist dem Ermessen der Gefängnis direkteren vor- 
behalten, wenn dies im Interesse der Entlassenen rätlich er- 
scheint. 

Da ein bestimmter Anspruch auf Vergütung nicht existiert, 
so ist es ganz folgerichtig, wenn die einmal bewilligten Ver- 
gütungen wegen schlechten Betragens ohne Weiteres entzogen 
werden können. 

Dem irischen Sträfling wird es selten, auch bei den 
höchsten Anstrengungen, gelingen, mehr zu erübrigen als 4 — 5 
Pfd. Sterling.^)« 

»In den Zwischenanstalten richtet sich die Gewährung 
einer Entschädigung für die gelieferten Arbeiten teils nach dem 

V. Holtzendorff: Das irische Gefängnissystem, insbesondere die 
Zwischenanstalten, Leipzig 1859, pag. 59 ff. 
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festen Massstabe des guten Betragens und beträgt alsdann un- 
gefähr 8 Silbergroschen wöchentlich, teils nach der Höhe der 
wirklich gelieferten Arbeit .... Der durchschnittliche Wochen- 
verdienst der Sträflinge beträgt ungefähr ein Schilling. Die 
Hälfte desselben ist ihnen zur unbedingten Verfügung anheim- 
gegeben, so dass es ihnen gestattet ist, jeglichen Luxusartikel 
anzukaufen, doch wird von dieser Erlaubnis kein nachteiliger Ge- 
brauch gemacht. . . . Die meisten der in den Zwischenanstalten 
beschäftigten Gefangenen sparen ihren freien Arbeitsverdienst 
häufig für die beabsichtigte Auswanderung auf, andere ver- 
schaffen sich Arbeitswerkzeuge, der grösste Luxus besteht im 

Ankauf von Tabak oder in der Verbesserung der Kost 

Endlich ist noch einer Verwendung der Arbeitslöhne zu 
gedenken, die von allergrösster Wichtigkeit für die Zukunft des 
Sträflings ist: Einzelne sparen ihren Arbeitsverdienst zu dem 
Zwecke auf. um damit später, wenn sie Beschäftigung suchen, 
eine Kaution stellen zu können." . . *) 

4. Frankreich^): Code p6nal von 1810: 

Art. 15. Les hommes, condamn^s aux travaux forces seront 
employ^s aux travaux les plus penibles; .... 

Art. 21. Tout individu de Tun ou de Tautre sexe, con- 
damn6 ä la peine de la r^clusion, sera renf erm6 dans une maison 
de force, et employö ä des travaux dont le produit pourra etre 
en partie applique ä son profit, ainsi qu'il sera r6gl6 par le 
gouvemement. 

Art. 40. Quiconque aura 6t6 condamne ä la peine d*em- 
prisonnement sera renfermö dans une maison de correction: il 
y sera employ^ ä Tun des travaux 6tal)lis dans cette maison, 
Selon son choix. , 

Art. 41. Les produits du travail de chaque d^tenu pour 
delits correctionnels seront appliqu^s partie aux d^penses com- 

*) V. Holtzendorff a. a. O. pag. 86 ff., vergl. auch Aschrott a. a. 0. 
pag. 293 ff. 

*) Vergl. speziell: Code des Prisons ou Recueil complet des lois, 
ordonnances, arrßt^s, circulaires et Instructions ministerielles concernant 
le regime Interieur, ^conomique et disciplinaire des prisons et Etablissements 
pönitentiaires, Paris. 
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munes de la maison, partie ä lui procurer quelques adoucisse- 
ments, s'il les m^rite, partie ä former pour lui, au temps de sa 
sortie, un fonds de röserve ; le tout ainsi qu'il sera ordonn6 par 
des röglements d'administration publique. 

Vergl. auch : Döcret rölatif au travail dans les prisons, 
25. II. 52; femer: Lois sur la regime des prisons d^par- 
tementales, 5. VI. 75; in Duvergier: CoUection complöte 
des Lois D^crets, Ordonnances, Reglements ect., Paris. 
Der Arbeitsverdienstanteil ist in Prankreich zum Teil ge- 
setzlich eingeführt (für dölits correctionnels) und durch spätere 
Verordnungen geregelt; immer noch aber besteht in Geftlng- 
nissen und Strafanstalten die Einrichtung der sog. Cantine, wo 
die Sträflinge für Geld sich die bewilligten Nebengenüsse ver- 
schaffen können. Der Verdienstanteil beträgt -710 des Arbeits* 
ertrages bei Travaux forc6s, ^jio bei Zuchthaus, '/^^ ^^^ Gre- 
fängnis, er sinkt jedoch bei jeder weiteren Verurteilung um 7io 
bis zur Minimalgrenze von ^Jio; dazu kommen noch die den 
Gefangenen von Unternehmern bewilligten Belohnungen. Der 
p^cule, zusammengesetzt aus dem Arbeitsverdienstanteil, den 
Belohnungen der Unternehmer und dem erlaubten Besitz (ein- 
gebrachtes, eingesandtes Eigentum in Geld), zerfällt in p^cule 
disponible und p6cule de reserve. 

Vergleiche H. J. H. II, 255, 266, Anmerkungen 5 und 6. 

5. Italien. II nuovo Codice penale italiano, 1889. 

Art. 12. La pena del ergastolo h perpetua. Si sconta in 
uno stabilimento speciale, dove il condannato rimane per i primi 
sette anni in segregazione cellulare continua con l'obbligo del 
lavoro .... 

Art. 13. La pena della reclusione si estende da tre giorni 
a ventiquattro anni. Si sconta negli stabilimento a ciö des- 
tinati, con Tobbligo del lavoro .... 

Art. 15. La pena della detenzione si estende da tre 
giorni a ventiquattro anni. Si scontra negli stabilimento a ciö 
destinati, con Tobbligo del lavoro e con segregazione notturno . . . 

Die Bestimmungen betreffend den Verdienstanteil sind 
ähnlich wie in Frankreich. 
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6. Österreich. Das allgemeine Strafgesetz von 1852: 

§ 18. Mit der Kerkerstrafe ist stets die Anhaltung zur 
Arbeit verbunden. Jeder Sträfling muss daher diejenige Arbeit 
verrichten, welche die Einrichtung der Strafanstalt mit sich 
bringt. 

Bei der Verteilung dieser Arbeiten soll auf den Grad der 
Kerkerstrafe, die bisherige Beschäftigungsweise und die Bil- 
dungsstufe der Sträflinge tunlichst Bücksicht genommen werden. 

§ 244. Die Strafe des Arrestes hat 2 Grade: der erste 
wird durch Arrest ohne Zusatz bezeichnet und besteht in Ver- 
schliessung in einem Gefangenhause ohne Eisen; wobei dem 
Verurteilten, wenn er sich den Unterhalt aus eigenen Mitteln 
oder durch Unterstützung der Seinigen zu verschaffen fähig ist, 
die Wahl der Beschäftigung überlassen bleibt. 

§ 245. Der Arrest des 2. Grades wird durch den Zusatz 
«strenger Arrest» bezeichnet. In Beziehung auf Verpflegung 
und Arbeit wird der Verurteilte so gehalten, wie es die Ein- 
richtung der für solche Sträflinge bestimmten Strafanstalten 
nach den darüber bestehenden oder noch zu erlassenden be- 
sondern Vorschriften mit sich bringt. 

Gesetz von 1872 betreffend die Vollziehung von Freiheits- 
strafen in Einzelhaft etc. . . . 

§ 5. Der Sträfling ist in der Einzelhaft zu ununterbrochener 
Arbeit anzuhalten, wobei auf seine Berufsstellung, Arbeitsfähig- 
keit und bisherige Beschäffcigungsweise, sowie den Unterricht 
in einem Gewerbe tunlichste Bücksicht zu nehmen ist. Inso- 
weit er jedoch von der Arbeitspflicht enthoben ist, muss ihm 
Gelegenheit zu ununterbrochener, angemessener Beschäftigung 
gegeben werden. 

Gemäss Justizministerialerlass vom 2. Dezember 1872 be- 
treffend die Behandlung rückfälliger Sträflinge wird der Arbeits- 
verdienstanteil gewisser Gruppen rückfälliger Eigentumsver- 
brecher während der ersten Hälfte oder des ersten Vierteils 
ihrer urteilsmässigen Strafzeit wesentlich herabgesetzt. Vergl. 
auch den Erlass des k. k. Justizministeriums vom 14. Februar 
1866, die Beschäftigung der Sträflinge betreffend. Ahnliche Be- 
stimmungen enthält: 
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Hausordnung fttr die k. k. Männerstrafanstalt in Graz 
von 1872: 

§ 11. Jedem gesunden Sträfling wird eine Beschäftigung 
zugewiesen, welcher er sich unverweigerlich zu unterziehen hat. 
Bei der Zuweisung ist auf die Berufsstellung, Arbeitsfähigkeit 
und bisherige Beschäftigungsweise des Sträflings tunlichst Rück- 
sicht zu nehmen. 

§ 12 Das Arbeitsausmass, Tagewerk genannt, ist, 

je nach dem der Sträfling in der Beschäftigung nur teilweise 
oder ausreichend oder vollkommen geübt ist, verschieden zu 
bestimmen, muss aber immer so hoch sein, dass es nur in 10 
Stunden emsiger Arbeit vollbracht werden kann. 

§ 13. Der Sträfling hat keinen Anspruch auf Entlohnung 
seiner Arbeit. Zur Aufmunterung des Pleisses wird demselben 
jedoch für jedes befriedigend geleistete volle Tagewerk eine 
Entlohnung gutgeschrieben, welche nach dem Grade der er- 
langten Übung in der Einzelhaft und in der ersten Klasse der 
Gemeinschaftshaft einen, 2 und 3 Kreuzer, in der zweiten Klasse 
der G^meinschaftshaft 2, 3 und 4 Kreuzer, in der dritten Klasse 
der Gemeinschaftshaft 3, 5 und 6 Kreuzer beträgt. 

Hat ein Sträfling während eines Monats mehr geleistet, 
als ihm für diese Zeit an Tagewerken vorgeschrieben war, so 
wird ihm hiefür soviel gutgeschrieben, als für die in der Mehr- 
arbeit enthaltenen Tagewerke entfällt. 

§ 15. Der Sträfling darf die Hälfte des ihm gutgschrie- 
benen Arbeitslohnes während der Strafzeit teils zur Anschaffung 
von Nebengenüssen, teils mit Bewilligung des Direktors zur 
Unterstützung seiner Angehörigen und zu anderen "erlaubten 
Zwecken, z. B. Anschaffung von Büchern und anderen Lehrmitteln, 
Briefpapier, Seife u. a. m. verwenden. 

Die andere Hälfte und auf seine Bitte auch die unver- 
wendet gebliebene erste Hälfte wird fruchtbringend angelegt 
und bei seinem Austritt aus der Strafe ihm selbst, oder im Falle 
seines Absterbens seinen gerichtlich anerkannten Erben verabfolgt. 

Das ganze Guthaben des Sträflings haftet jedoch für den 
Ersatz des von ihm aus Bosheit oder Nachlässigkeit an fremdem 
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Eigentum verursachten Schadens und kann zu diesem Zwecke 
ganz oder teilweise eingezogen werden.^) 

§ 29. Während der Arbeitszeit haben die Sträflinge un- 
ausgesetzt mit Sorgfalt und Fleiss zu arbeiten. Sie dürfen vor 
dem Zeichen zum Schlüsse der Arbeit die letztere auch dann 
nicht unterbrechen, wenn sie ihr Tagwerk vollbracht haben. 

Wer das ihm vorgeschriebene Tagwerk aus Nachlässigkeit 
oder Trägheit nicht liefert, oder überhaupt nachlässig oder 
träge ist, wird bestraft und muss überdies den Bückstand, in- 
sofern er denselben innerhalb einer ihm gegebenen Frist nicht 
nachholt, aus seinem Guthaben ersetzen. 



7. Belgien. Le Code pönal beige, 1867: 

Art. 15. Chaque condamnö sera employö au travail qui 
lui sera impose. — Une portion du produit de ce travail forme 
un fonds de reserve, qui lui sera remis ä sa sortie ou ä des [6po- 
ques döterminöes apres sa sortie. 

Cette portion ne peut exöder les quatre dixifemes pour les 
condamnös ä la röclusion et les trois dixi^mes pour les con- 
damnös aux traveaux forcös. Le surplus appartient ä TEtat. 

Le gouvemement peut disposer de la moitiö de ce fonds 
de reserve au proiit du condamnö pendant qu'il subit sa peine, 
ou au profit de la famille de celui-ci lorsqu'elle se trouve dans 
le besoin. 

Art. 27. Une portion du produit du travail du condamne 
ä Temprisönnement correctionnel sera appliquöe, partie ä lui 
procurer quelque adoucissements, s'il le merite, partie ä former 
un fonds de röserve destinö ä lui ätre remis ä sa sortie ou ä 
des fepoques döterminöes aprfes sa sortie. Cette portion ne peut 
exeder les cinq dixifemes. Le surplus appartient ä TEtat. 

Le gouvemement pourra disposer de la moitiö du fonds 
de röserve en faveur de la famille du condamnö, lorsqu'elle 
se trouve dans le besoin. 



*) Diese Bestimmung, in Prag und Marburg durchgeführt, wurde 
in den Entwurf eines österreichischen Strafvollzugsgesetzes von 1891 auf- 
genommen (vergl. Hiller: Die Disziplinarstrafen in den österreichischen 
Strafanstalten und Gerichtsgefängnissen, Leipzig u. Wien 1894). 
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Nypels (le Code p6nal beige Interpret^, Bruxelles 1867) 
bemerkt dazu: Im Prinzip gehört der Ertrag der Arbeit dem 
Staate, dieses Prinzip ist indessen nicht in seiner ganzen Härte 
anwendbar, Gründe der Menschlichkeit und der öffentlichen 
Ordnung befehlen dem Staate, einen Teil des Arbeitsertrages 
als fonds de r^serve dem Gefangenen abzutreten. 

Anderer Ansicht ist Starke: Das Belgische Gefängiswesen, 
Berlin 1877, pag. 134 ff. 

«In Belgien wird ebenso, wie in Preussen und andern 
Ländern den Gefangenen ein Anteil am Arbeitsverdienst ge- 
währt. Aber auch diejenigen, welche zur Arbeit gezwungen 
werden können, erhalten diesen Anteil nicht als ein Geschenk, 
welches zum Fleisse aufmuntern, bezw. dem Gefangenen bei 
der Entlassung ausgehändigt werden soll, sondern auf Grund 
eines durch die Art. 15, 27 des Code pönal ihnen gewährten 
rechtlichen Anspruchs. Im Anschluss an die Bestimmung dieser 
Ai-tikel, dass ein gewisser Maximalprocentsatz des Arbeitsver- 
dienstes der zu traveaux forces, röclusion und emprisonnement 
correctionnel Verurteilten für dieselben zur Verwendung ge- 
langen soll, heisst es weiter: 

«Le surplus appartient ä FEtat: Diesem Rechtsverhältnis 
entspricht es, dass dem Gefangenen von seinem Anteil am Ar- 
beitsverdienste nur derjenige Betrag, der zum Ersatz der von 
ihm zu vertretenden Beschädigungen an Rohmaterial, Gebäuden, 
Mobilien u. s. w. erforderlich ist, vorenthalten werden darf, 
dass dagegen die Einziehung des Guthabens als Disziplinar- 
strafe unzulässig ist, ferner, dass das Guthaben des vor der 
Entlassung verstorbenen Gefangenen nicht (wie in den meisten 
deutschen Staaten) der Alistaltskasse verfällt, sondern den- 
jenigen, welche Ansprüche an den Nachlass nachweisen können, 
bis auf den etwa noch restierenden Betrag der an den Staat 
zu entrichtenden Geldstrafen oder Gerichtskosten ausgehändigt 
w^ird.» 

8. Niederlande. Code pönal von 188 P): 

Art. 14. Le prisonnier est oblig^ ä ex^cuter le travail 



*) van Swinderen: Esquisse du droit p6nal actuel dans les Pays-ßas 
et ä TEtranger, Groningue 1891, I. pag. 261 ff. 

11 
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qui lui a ^te impos^ conformement aux pröceptes prescrits en 
ex6cution de Tarticle 22. 

Art. 20. Le condamn^ ä l'arret s'occupe d'un travail selon 
son choix sauf les pr^ceptes d' ordre et de discipline prescrits 
en execution de Tarticle 22. 

II dispose librement du produit de son travail. 

Lorsqu'il reste en döfaut de s'occuper d'un travail quel- 
conque, il peut etre assujetti ä la disposition de Tarticle 14. 

Art. 22. L'organisation et Tadministration de ces etablis- 
sements, la division des prisonniers en classes, le travail, la 
destinatiön du produit du travail obligatoire, Tenseignement, le 
culte, et la discipline sont r^gl^s par döcret royal, selon des 
principes ä döterminer par la loi. 

Staatsblatt des Königreichs der Niederlanden, Nr. 62 vom 
14. April 1886 in Ausführung des Code pönal, Artikel 22. 

Art. 12. De verplichte arbeid zal zieh bij voorkeur uit- 
strekken tot den huisdienst en over voorwerpen voor 's Rijks 
dienst. 

Art. 13. Het door den gevangene of verpleegde verdiend 
arbeidsloon is zijn eigendom. 

Dit loon wordt in de strafgevangenissen, behalve voor hen 
die tot levenslange gevangenisstraf veroordeeld zijn, en in de 
Rijkswerkinrichtingen verdeeld in uitgaanskas en zakgeld. 

Het laatste blijft onder bewaring van het bestuur van het 
gesticht, doch is ter beschikking van den gevangene of ver- 
pleegde, volgens daaromtrent te stellen regelen. 

Art. 14. Moedwillig door den gevangene of verpleegde 
tijdens zijn straftijd toegebrachte schade kan zoowel op de uit- 
gaanskas als op het zakgeld worden verhaald. 

De uitgaanskas is overigens onvervreeindbaar en niet 
vatbaar voor beslag. 

Zij wordt den gevangene of verpleegde bij of na zijne in 
vrijheidstelling uitgekeerd. De uitkeering kan ook in termijnen 
geschieden ; 

und Nr. 159 vom 31. August 1886: 

Art. 83. De arbeid bestaat uit arbeid voor rekening van 
het Rijk en arbeid voor rekening van particulieren. 

Art. 84. De arbeid voor rekening van het Rijk wordt 
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jaarlijks in hoofdzaak bij eenalgemeen plan van arbeid geregeld 
en over verschillende gestiebten verdeeld. 

Aan dien arbeid wordt zooveel mogelijk uitbreidinggegeven. 

Art. 85. Ter aanvuUing van den Rijks-arbeid wordt in 
elk gesticht arbeid voor rekening van particulieren toegelaten. 
De regeling daarvan wordt voor de gestiebten Veenhuizen aan 
den hoofddirecteur, voor alle andere gestiebten aan de Colleges 
van regenten overgelaten, die daarbij zorg dragen, mede ten 
einde de particuliere nijverbeid zoo weinig mogelijk te bena- 
deelen, dat door den werkgever een booger loon wordt betaald 
dan volgens de na te melden tarieven door bet Rijk aan de 
gevangenen of verpleegden wordt uitgekeerd. Het bedrag dat 
niet aan de gevangenen of verpleegden wordt uitgekeerd, wordt 
in 's Rijks kas gestört of ten bäte van bet Rijk geboekt. 

Art. 86. Door Onzen Minister van Justitie worden tarieven 
vastgesteld, waarnaar in de gevangenissen, Rijksopvoedingsge- 
sticbten en Rijkswerkinricbtingen een gering arbeidsloon, zoo- 
veel mogelijk bij de taak berekend, zal worden toegekend. 

De in dit artikel bedoelde tarieven worden toegepast, on- 
verscbillig of bet Rijks-arbeid dan wel arbeid voor rekening 
van particulieren betreft. 

Art. 87. Van bet door den veroordeelde verdiend loon 
wordt in de strafgevangenissen en de Rijkswerkinrichting te 
Hoorn, voor zooveel de daarin tot straf geplaatsten betreft, de 
helft — in de Rijkswerkinricbtingen te Veenhuizen, een derde 
gedeelte als uitgaanskas afgezonderd. 

Het overige gedeelte wordt evenmin uitbetaald, maar op 
de rekening van den gevangene of verpleegde als zakgeld ge- 
boekt. Dat gedeelte kan gedurende den straftijd ten behoeve 
van den gevangene of verpleegde worden aangewend of met 
zijne toestemming voor andere doeleinden worden gebezigd. 

De bepalingen van dit artikel zijn niet van toepassing op 
de tot levenslange gevangenisstraf veroodeelden, en de bijzondere 
strafgevangenissen voor jeugdige veroordeelden. 

Art. 88. Voor de tot levenslange gevangenisstraf veroor- 
deelden en in de huizen van bewaring wordt het verdiend loon 
geheel als zakgeld beschouwd. 

Art. 89. In de bijzondere strafgevangenissen voor jeugdige 



164 



veroordeelden en in de Rijksopvoedingsgestichten wordt het 
geheele bedrag van het verdiend loon als uitgaanskas bewaard 

Art. 90. In de uitgaanskas zal worden gestört het eigen 
geld, bij de opneming van den gevangene of verpleegde in 
zijn bezit gevonden, de opbrengst van de goederen eventueel 
te zijnen bäte verkocht, de gelden welke te zijnen behoeve 
tijdens zijn verblijf in het gesticht mochten worden ontvangen, 
alsmede het gedeelte van het zakgeld waarover hij niet mocht 
hebben beschikt. Van een en ander zal hemop het tijdstip 
van ontslag verantwoording worden gedaan. 

Het tweede lid von art. 14 der wet van 14 April 1886 
(Staatsblad n^. 62) wordt beschouwd alleen het in de uitgaanskas 
gestört loon te betreffen. 

Art. 91. De uitgaanskas wordt, zoo dikwijls het bedrag 
daartoe aanleiding geeft, en wanneer grond bestaat voor de 
overtuiging, dat de ontslagene werkelijk het voornemen heeft 
zieh ter plaatse te vestigen, na me het noodige reisgeld ver- 
minderd te zijn, in ^ens of in termijnen ter uitreiking gezonden 
aan den burgemeester der gemeente, waarheen de gevangene 
of verpleegde zieh bij ontslag begeeft. 

Voor zooveel aangaat militaire gevangenen, die weder bij 
hun korps terugkeeren, zal de uitgaanskas aan de administratie 
van dat korps worden overgemaakt. 

Als Freiheitsstrafen kennt das Gesetz nur Gefängnis- und 
Haftstrafe, der von den Gefangenen verdiente Arbeitslohn ist 
ihr Eigentum und steht ihnen zu einem Teil als Taschengeld 
zur Verfügung während des Strafvollzuges, zum andern Teil ist 
er Austrittsgeld und der Veräusserung und der Beschlagnahme 
entzogen.^) 

Wol die älteste Zuchthausordnung und zugleich das Regle- 
ment der ersten für die Errichtung weiterer Zuchthäuser vor- 
bildlichen Musteranstalt ist diejenige von Amsterdam, zwischen 
1599 und 1603 entstanden. Dieselbe ist abgedruckt bei Hippel 
a. a. O. pag. 472 ff. ; ich entnehme folgende Stellen : 

*) H. J. H. I. pag: 291. 
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1. Aus: »Ordnung und Gebräuche des Zuchthauses 
zu Amsterdam, welche durch die Fuudatores und Begentes 

desselben gemachet sind: 
5. Was anlanget die grossen und starken Männer, welche 
schwere Mannesarbeit thun mit Holzraspeln, die gewinnen täg- 
lich für Kost und Unterhaltung 872 Stüber und was sie 
über das gesetzte mehr arbeiten, dasselbe wird ihnen bezahlet, 
und liefern sie alle 2 Tage ihre gesetzte Arbeit an die Meister, 
so von den Regenten dazu bestellet sein. 

7. In jeder Kammer (wo die Sträflinge arbeiten und schlafen) 
ist ein grosses Losament, in welchem den Knaben, so zu schwerer 
Arbeit untüchtig sein, das Weben gelehrt wird, wofern sie es 
nicht können, nämlich allerlei Art bomasynen (Bomziide = Bar- 
chent, halbseiden Zeug) auch doppers (?) und borates (baum- 
seidener Stoff) und wird jedem sein Feierabend (Arbeitspensum) 
gegeben, nachdem die Herren Regenten und Meister der Werke 
befinden, dass sie arbeiten können. 

21. Die Rasper, deren je 2 und 2 zusammenarbeiten, 
müssen täglich 50 Pfund Sägespan liefern und was sie noch 
mehr sägen, so bekommen sie von 100 Pfund einen Gulden und 
wann 100 Pfund gesäget worden, werden die Sägen wiederum 
geschärfet.« 

2. Aus: »Ordnung der Zuchtkinder: 

8. Am Sonnabend darf jeder sich für 1 Stüber Weissbrod 
kaufen lassen. Sonstige Extraverpfleguiig ist verboten. 

17. Wann sie erst anfangen, weben zu lernen, so giebt 
man ihnen nur schlechte bomasis zu machen. Pensum in der 
ersten Woche 10, in der 2ten 15 und wie sie weiter lernen bis 
35 Ellen als Maximum. Alsdann bekommen sie auch soviel zu 
essen wie man sonsten einem Mann giebt, wenn sie aber ihr 
Feierabend nicht abmachen können, so bekommen sie nur eines 
Jungens Essen, das ist nur halb soviel. 

18. Bei feinen Stoffen (satis bomasis) ist das Feierabend 
35 — 36 Stüber (?) in der Woche, von dem schweren Werk be- 
kommen sie einen Stüber von der Elle, von dem schlechten 
bomasines aber 72 Stüber von der Elle. 

19. Raspel- und Webemeister haben wöchentlich einen 
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Zeddel mit Angabe der geleisteten Arbeit auf der Regenten 
Contor zu bringen, welche ihnen alsdann soviel Geld geben, 
als verdient ist, hernachen zahlen die Meister die Arbeiter aus. 
Wann nun 2 Rasper einen Gulden die Woche übrig verdienet, 
alsdann werden für jeden 2 Stüber abgezogen, welche von den 
Regenten für dieselben Arbeiter bewahret werden, wovon gute 
Rechnung gehalten wird und wann hernachen ihre Zeit aus ist, 
alsdann bekommen sie solches eingehaltene Geld. Wann aber 
diejenigen, die da weben, 5 Stüber verdient haben, alsdann wird 
einer eingehalten und wann ihre Zeit aus ist, bekommen sie 
das Geld auch wie oben.« 

9. Dänemark: Dänemark kennt zwei Hauptstraf arten : Straf- 
arbeit und Gefängnis. Die erstere umfasst Zuchthaus und Ver- 
besserungshaus, wenn dieses ausnahmsweise in Gemeinschafts- 
haft verbüsst wird, und wird in 4 Hauptstadien vollzogen : Vor- 
bereitung, Zwang in 5 Klassen, Übergang und bedingte Ent- 
lassung. Längere Freiheitsstrafen sind mit Arbeitszwang ver- 
bunden, bis 1872 wurde die Überarbeit belohnt, seit 1873 giebt 
es täglich fixierte Gratifikationen bei Pleiss an der Arbeit ; bei 
kurzen Freiheitsstrafen findet kein Arbeitszwang statt, der Rein- 
ertrag fällt daher an die Gefangenen als Eigentum. 

Vergl. H. J. H. I. pag. 312, 312 und Bulletin a. a. O., 
nouvelle serie 1895, V pag. 54 ff.) 

10. Schweden: Das Strafgesetzbuch von 1864 nennt als 
Freiheitsstrafen Strafarbeit und Gefängnis. Der zur Strafarbeit 
Verurteilte wird, soviel als möglich, mit Arbeit beschäftigt, die 
Gefängnisstrafe ist nicht mit Arbeitszwang verbunden. Die 
Strafarbeit besteht nie in Feld- oder Strassenarbeit, dagegen 
oft in Fabrikarbeit. 

Der Arbeitsertrag wird folgendermassen verteilt: Der 
Sträfling erhält Y^» ^^^ Strafanstaltsdirektor^ dem die Über- 
nahme der Arbeitsentreprise auferlegt ist, Y^» V« kommt den 
übrigen Beamten zu, 7^ fliesst in die allgemeine Unterstützungs- 
kasse für entlassene Gefangene. 

(Vergl. V. Liszt: Das Strafrecht der Staaten Europas, 
Berlin 1894, pag. 254; ferner: Almquist: La Suede, ses 
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progrfes sociaux et ses institutions p^nitentiaires , 1879, 
pag. 53 ff, 103 ff., 108 ff.) 



11. Russland: Russland hat im Strafgesetzbuch von 1885 
teilweise das System Frankreichs eingeführt. Seit dem Gesetz von 
1886 ist die Arbeit in den Gefängnissen innerhalb und ausser- 
halb der Anstalt obligatorisch, einen Teil des Arbeitslohnes 
(7io) bekommt der Sträfling, ^i« kommen dem Fiskus und die 
übrigen ^lo dör Anstalt zu. 

(Vergl. V. Liszt a. a. O. pag. *) 



12. Finnland giebt eine Arbeitsprämie nur bei der Haft- 
strafe (mit Arbeitszwang), sie beträgt ^/z des Arbeitsertrages, 
sobald der Gefangene sich die Arbeit auf eigene Kosten beschafft. 



13. Spanien : Spanien kennt eine Menge von Freiheits- 
strafen, ich hebe hervor: 1. Kettenstrafe (harte mühevolle Ar- 
beit für den Staat). 2. Zuchthaus (Zwangsarbeit für den Staat 
innerhalb der Strafanstalt). 3. Festungshaft verbunden mit 
Arbeitszwang (der Arbeitsertrag kommt teilweise den Sträflingen 
zu Gute). 4. Gefängnis (nur teilweise mit Arbeitszwang ver- 
bunden). 

(Vergl. V. Liszt a. a. O. pag. 511, 512.) 



14. Portugal: Das Strafgesetz von 1886 unterscheidet 
schwere und leichte Strafen; unter ersteren ist hervorzuheben 
die EinSchliessung in Einzelhaft mit Verpflichtung zur Arbeit. 
Der Arbeitsverdienst wird in 4 gleiche Teile geteilt : 7^ kommt 
an die Staatskasse, 7* dient zur Unterstützung von Frau und 
Kindern des Sträflings (oder fällt in die Staatskasse), 7* wird 
dem Verletzten als Entschädigung zugesprochen (oder fällt in 
die Staatskasse), 7* dient zur Bildung eines Kapitals, das dem 
Sträfling bei der Entlassung aushingegeben wird. 

(Vergl. V. Liszt a. a. O. pag. 544, 545.) 
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15. In Nord-Amerika ist das System der Arbeitsbelohn- 
ungen noch lange nicht völlig ausgebreitet, obwol manche Ge- 
fängnisse dem Staate geradezu Überschüsse liefern und als 
nutzbare Anstalten betrachtet werden. 

(H. J. H. I. pag. 357.) 
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